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			Reden Sie, mit wem Sie wollen ...

			Ein Zwischenfall, der sich im Juli 2025 ereignete und durch die Medien ging, nötigt mich zu dieser Ergänzung. Er illustriert die hier beschriebene Spaltung der Gesellschaft, die längst übergriffige Politisierung des Alltags und den Verfall der guten Sitten.

			Ich hatte die Vorsitzende der größten deutschen Oppositionspartei, Frau Dr. Alice Weidel, zu den Thurn und Taxis Schlossfestspielen eingeladen. Die Einladung erfolgte aus rein privaten Gründen. Was dann passierte, war erschreckend. Der Caterer erklärte plötzlich, er könne wegen akuter „Sicherheitsbedenken“ für meine persönlichen Gäste im Restaurantzelt keine Plätze bereitstellen; der Veranstalter teilte mit, dass die Sängerin Vicky Leandros aufgrund des angekündigten Besuchs von Frau Weidel ihr Konzert zunächst absagen wollte und dann schärfste Worte von der Bühne gegen meinen Gast ankündigte; ein Sponsor drohte mit sofortiger Vertragsauflösung; der Konzertveranstalter winkte mit dem Zaunpfahl künftiger Künstlerabsagen.

			Also habe ich mit Frau Leandros telefoniert und ihr versichert, dass Frau Weidel nicht im Publikum sitzen werde und sie sich beruhigen solle. Wir hatten sowieso nicht vor, zum Konzert zu gehen, nachdem wir diese E-Mails lesen mussten; stattdessen verbrachten wir einen lustigen Abend im Schloss. Frau Leandros ließ es sich trotzdem nicht nehmen, mit ihrer Bekenntnis-Story zur Bild-Zeitung zu gehen. Ich habe kein Problem damit, dass die Sängerin früher für die sozialistische, griechische PASOK kandidierte, oder dass sie mehrfach in der DDR-Unterhaltungssendung „Ein Kessel Buntes“ aufgetreten ist, wo auch SED- und Stasi-Bonzen im Publikum saßen. Aber mit diesem unhöflichen, rechthaberischen, die Gesellschaft in moralisch gute und verwerfliche Personen spaltenden Verhalten habe ich ein Problem. 

			Dies ist ein Appell: Reden Sie, mit wem Sie wollen, laden Sie ein, wen Sie wollen, lesen Sie, was Sie wollen. Sagen Sie Ihre Meinung – und akzeptieren Sie die andere Meinung Ihres Gegenübers; er wird seine Gründe dafür haben. Streiten Sie, doch lassen Sie sich von der Gesellschaftskrankheit Distanzeritis nicht anstecken. Kontaktschuld gibt es nur in Diktaturen. In einer Demokratie gehören rechte und linke Politiker zur Normalität. 

			Ohne Meinungsfreiheit ist Demokratie nur ein leeres Wort!

			

			Gloria von Thurn und Taxis

			Regensburg, im August 2025

		

	
		
			Gloria singt

			Eine römische Abendgesellschaft in einer großen Villa, einst eine päpstliche Poststation, an der Via Appia Antica. Vierzig Gäste an der langen Tafel, die Frauen bunt schillernd, die Männer in schwarz. Romanische Einladungen zeichnen sich durch gedämpfte Heiterkeit aus, das soziale Training der Geladenen verlangt von allen Wohlgelauntheit, die aber nicht überborden sollte. Das Stimmengewirr eines solchen Gästeorchesters gleicht einem „allegro Piano“, keine Stimme hebt sich daraus hervor und wenn gelacht wird, dann beinahe lautlos.

			Gloria ist zunächst nicht zu entdecken – in Deutschland hätte man sie schon gehört, aber hier schwingt sie sich in den allgemeinen Geräuschpegel ein. Sie ist nicht hier, um sich zu amüsieren, sie will über die neueste politische Lage sprechen. Der neben ihr platzierte Minister wird einem eindringlichen Verhör unterzogen, er ist noch nicht so lange Minister und neu in diesem Kreis, verhält sich also viel respektvoller, als wenn er ein Fernsehinterview gäbe, aber dies hier ist auch härter und Ausflüchte werden nicht gestattet. Er scheint erleichtert, als sie von ihm ablässt und sich zur anderen Seite wendet.

			Dort sitzt ein Chefredakteur mit vollem weißem Haar („... zu viele Haare!“, wird sie später sagen), er hat einen Leitartikel geschrieben, der ihr gar nicht gefallen hat. Sie kann ihn nach einmaliger Lektüre über Strecken auswendig zitieren, wie vieles, was sie scheinbar nur nebenbei aufgenommen hat – ein Ausweichen gibt es für den Mann also nicht. Er muss sich verteidigen, das ist er nicht gewohnt. Sie will etwas klären, es ist ihr wichtig, sie will keine unverbindliche Konversation machen. Das könnte sie vielleicht auch, aber es ist langweilig und sie folgt ihrem inneren Gesetz, allem, was die Mehrheit sagt, zu widersprechen und Partei immer für den zu ergreifen, der gerade allgemein verurteilt wird. Ist das Unabhängigkeit oder Trotz?

			Der Chefredakteur ist geschlagen, darauf wendet sie sich an das Gegenüber – die gepflegten Gespräche dort werden jäh unterbrochen, die Aufmerksamkeit richtet sich auf sie. Eben noch war die Tischgesellschaft durch Blumengestecke, Kandelaber und Porzellanstatuetten in zwei Lager geteilt, jetzt flutet das zusammen. Allein durch die Distanz schon muss lauter gesprochen werden, man ruft sich von beiden Seiten zu, über der Tafel ballt sich eine dichte Gesprächswolke und das Gelächter, das nun aufflattert, ist keineswegs mehr gedämpft. Man vergisst zu essen und zu trinken, die Teller werden halb geleert abgeräumt.

			Als die Hausfrau vom Kopfende her das Zeichen gibt aufzustehen, um den Kaffee im Salon zu nehmen, ist ein kleines Bedauern zu spüren, schade, es wurde gerade lustig.

			Durch die Flügeltür ist Musik zu hören, eine Mariachi-Gruppe aus Mexiko, drei nicht mehr junge Männer mit kohlschwarz gefärbtem Haar in Bolero-Jäckchen traktieren ihre Gitarren und erzeugen ein wespenhaftes Schwirren.

			Die Gesellschaft verteilt sich - stand Gloria einen Moment allein? Sie hat sich den Musikanten zugewandt, die sie strahlend empfangen und die imstande sind, beim Spielen mit ihr zu sprechen. Kennt man sich schon? Die Männer haben tausend Melodien im Kopf, die man wie auf Knopfdruck abrufen kann. Sie klopfen auf ihre Gitarren, sie spielen ein paar Akkorde an: „richtig so“? Und nun beginnt sie zu singen, mit einer rauhen Stimme wie ein Junge im Stimmbruch, sehr sicher, ohne große Ankündigung – wer zuhören will, soll hören, wer weiter sprechen will, soll sprechen. Freiheit ist ihre Devise.

			„Like the beat, beat, beat of the tom tom

			when the jungle shadows fall

			like the tick, tick, tock of the stately clock

			as it stands against the wall …“

			Das klingt wie englische Lautpoesie, rhythmischer Nonsens, der Bewegung herausfordert, und nun tanzt sie auch schon, vom Rhythmus – tick, tick, tock – geführt.

			„Like the drip, drip, drip of the raindrops

			when the summer shower is through

			a voice within me keeps repeating:

			you, you, you …“

			Ein Tanzen nur der Füße, ein über das Parkett Gleiten wie auf Rollen, eigentlich mehr Sprechgesang, ein Gespräch mit sich selbst, aber da gibt es eben doch ein You. Das überrascht, so sehr scheint sie auf sich selbst konzentriert, und nun ein Du, was ihre Gedanken beherrscht – gewiss, das ist ein Liedtext, jeder darf das singen, auch jemand, der gerade nicht verliebt ist, aber sie füllt die vorgegebene Rolle aus, man stellt sich plötzlich vor, dass sie soeben auf höchst nüchterne Weise die Katastrophe erkennt, verliebt zu sein. Die Gespräche verstummen, die Leute machen einen Schritt auf sie zu und bilden einen Kreis um sie – bemerkt sie das oder denkt sie schon an das nächste Lied? In Verbindung steht sie nur mit den breit lächelnden Musikanten – nett war das eben, jetzt mal was anderes ...

			„Birds do it, bees do it

			Even educated fleas do it

			

			Let´s do it let´s fall in love.

			Spain, the best upper sets do it

			Lithuanians and Letts do it

			Let´s do it, let´s fall in love.“

			Sie singt, als sei sie gerade erst auf diesen Gedanken gekommen und bewegt sich aufrecht, die Schultern gerade, während die Füße spazieren gehen, die Melodie synkopisch akzentuierend. Sie ist an diesem Abend ganz katholische Aristokratin, ungeschminkt, aber mit Riesenbrille, welche die Augen vergrößert. Bemerkt sie eigentlich, dass man ihr zuhört? Wer sie kennt, weiß, dass sie Komplimente nicht leiden kann – um Reaktionen ist ihr bei diesem improvisierten Auftritt mit Gewissheit nicht zu tun. Eher, dass sie sich von weiteren Gesprächen nicht viel verspricht, dafür umso mehr vom Singen. Und die Mariachi-Banda umfängt sie hingegeben, ihr entgegengeneigt, jeden neuen Wunsch beflissen aufgreifend, kaum dass sie ihn genannt hat, als könnten sie den Gesang aus ihrem Mund hervorlocken. Führt sie gar ein Doppelleben und tritt in Wahrheit nicht nur in römischen Salons, sondern auch in Bars und Jazz-Kellern auf?

			„Romantic sponges they say do it

			Oysters down in Oyster Bay do it

			Let´s do it, let´s fall in love.“

			Sie und die Banda gehören zusammen; sie hat sich aus der Gesellschaft gelöst, ist auf die andere Seite der Barriere hinübergewechselt und nimmt den überraschten Beifall nicht zur Kenntnis. Die Leute waren eigentlich im Aufbruch, winzige Kaffeetassen in den Händen, die schnell leer waren, aber jetzt ist klar, der Abend ist nicht zu Ende, es werden wieder Gläser herbeigebracht, man will mehr hören und wird es: ihr Repertoire ist groß und ihre Stimme, nicht durch Zigaretten rau gemacht, sondern Ausdruck des eigenen ungebärdigen Charakters, ist kraftvoll und naturwüchsig und sie singt, als ob sie nur von sich selbst erzählen wollte. Kennt sie die Emotionen, von denen sie singt? Würde sie wirklich zulassen, sich Hals über Kopf zu verlieben? Bei aller Mitteilsamkeit ist sie verschlossen – was sie wirklich bewegt, wird niemand von ihr erfahren, aber die Person, in die sie sich verwandelt, wenn sie singt, ist zu jedem Abenteuer bereit.

			Der Abend hatte in eleganter Routine begonnen, niemand der Gäste hatte anderes als das Gewohnte, auf freilich sehr hohem Niveau, erwartet. Nun ein Einbruch in diese Erwartung. Der Abend wird, als alles schon aufbrechen will, zum Fest. Von ihrer selbstsicheren Lässigkeit könnte ein Bühnenstar lernen. Auch die Gastgeberin hat nichts dergleichen erwartet und folgt lächelnd Glorias Auftritt: „La reine s´amuse“. Sie sieht sich um und stellt fest – der Abend wird ein Erfolg.

			Martin Mosebach, im Mai 2025

		

	
		
			Warum dieses Buch? 

			In den vergangenen Jahren bin ich immer wieder von den verschiedensten Menschen über politische, religiöse, soziale und ökonomische Themen ausgefragt worden. Zu all diesen Themen habe ich auch zahlreiche Interviews gegeben. Ich war immer eine öffentliche Person, und als solche halte ich es für meine Aufgabe, in wichtigen Fragen unserer Gesellschaft das Wort zu ergreifen und meinen Standpunkt darzulegen. Dass der inzwischen oft als „umstritten“ gilt, stört mich nicht; in einer funktionierenden Demokratie sollte ja möglichst viel gestritten werden. Solange er gesittet bleibt, habe ich nichts gegen Streit. Es ist schließlich völlig normal, dass Menschen verschiedene Ansichten haben. Ich fände es furchtbar langweilig, wenn alle meiner Meinung wären. 

			Deshalb habe ich mir gedacht, dass es sinnvoll sein könnte, über all diese Themen nochmals neu nachzudenken und meine Gedanken zusammengefasst in einem Buch vorzulegen. In Interviews kommt ja immer irgendein Aspekt zu kurz, und kein Gedanke kann wirklich ausgeführt werden. Ich möchte mit diesem Buch also gewissermaßen das Zerstreute sammeln, ordnen und ausführlich auf den aktuellen Stand bringen. Abgesehen davon ist es gut und sinnvoll, über verschiedene Gegenstände neu nachzudenken, um so herauszufinden, ob sich die eigene Meinung im Laufe der Zeit verfestigt oder doch etwas geändert hat. Wird man im Alter milder, oder ist man noch so radikal wie früher? Das kann man eigentlich nur feststellen, wenn man sich mit den Fragen neu auseinandersetzt. 

			Da ich alles andere als eine Theoretikerin bin, verbinde ich jedes Thema mit meinen persönlichen Erfahrungen. (Wenn es doch mal theoretisch werden musste, habe ich die Passagen mit guten Freunden durchgesprochen.) Auf diesem Wege lassen sich vielleicht auch einige Missverständnisse beiseite räumen, aufgrund derer sich manche ein falsches Bild von mir gemacht haben. Natürlich könnte sich auch das Bild der gestrengen erzkonservativen Fürstin weiter verfestigen. 

			Für einen Menschen wie mich, der keine Routine als Autor hat, war es natürlich mit Schwierigkeiten verbunden, sich einfach hinzusetzen und loszuschreiben. Wie fange ich überhaupt an? Welche Form wähle ich und welchen Ton? Wird aus diesen paar Seiten am Ende wirklich ein Buch? Doch in einer Technik sind wir ja alle Autoren: Wir schreiben Briefe (oder inzwischen E-Mails) an Freunde, Bekannte, Verwandte. Ich habe mir also beim Schreiben ein Gegenüber vorgestellt. Ich spreche einfach so zu Ihnen, als säßen Sie mir gegenüber. 

			Das Buch ist in thematische Kapitel eingeteilt, die teils persönlich-autobiografischer, teils allgemeiner Natur sind. Ihre Reihenfolge ist nicht verbindlich. Das heißt, Sie können bei jedem beliebigen Kapitel anfangen. Ich jedenfalls wünsche dem interessierten Leser viel Spaß bei der Lektüre und hoffe auf ein mildes Urteil.

			Gloria von Thurn und Taxis

			Regensburg, im März 2025

		

	
		
			Anstelle einer Einleitung: Die gespaltene Gesellschaft

			Wer die heutige Bundesrepublik beschreibt, wird ohne den Begriff Spaltung nicht auskommen. Deutschland ist ein gespaltenes Land. Das hören und lesen wir nicht nur immer wieder, sondern erfahren es im eigenen Alltag. Das Problem betrifft keineswegs unser Land allein, dieser Graben durchzieht den gesamten Westen. In den Vereinigten Staaten ist er womöglich noch tiefer als bei uns. Das entspannte gesellschaftliche Klima, das in der Bundesrepublik in den beiden Jahrzehnten nach der Wiedervereinigung herrschte, ist jedenfalls verschwunden. Unser Land hat sich verändert, und zwar drastisch, allerdings nicht zum Guten. 

			Deutschlands Wirtschaft schrumpft, im Gegensatz zu der anderer Industriestaaten. Ansässige Firmen exportieren neuerdings nicht nur Güter, sondern auch Arbeitsplätze. Ausländische Unternehmen lassen sich oft nur noch gegen den Vorschuss hoher Summen aus der Staatskasse in der Bundesrepublik nieder. Die Energieversorgung ist unsicher. Fünfeinhalb Millionen Menschen beziehen Bürgergeld, wobei es sich bei fast der Hälfte nicht um Bürger dieses Landes handelt. Täglich lesen wir von Messerattacken und Vergewaltigungen. Jeder vierte Schüler kann nach Ende der Grundschule weder sinnerfassend lesen noch in den Grundrechenarten vernünftig rechnen. Die deutsche Analphabetenquote liegt bei 12,1 Prozent. Wir standen mal nahezu bei Null. 

			Eine Mehrheit der Deutschen traut sich Umfragen zufolge nicht mehr, die Meinung frei zu äußern. Es gibt politische Themen und gesellschaftliche Entwicklungen, über die offenbar keine sachliche Diskussion mehr möglich ist. Die Migration zum Beispiel. Der Klimawandel. Die Frage, ob der Islam zu Deutschland gehört. Lauter Minenfelder! Es gibt gesellschaftliche Gruppen, die nicht nur nicht miteinander reden, sondern sich regelrecht verachten. Impfpflichtbefürworter und Impfpflichtgegner während der Coronazeit etwa. Zeitgenossen, die den Klimawandel für Menschenwerk halten, weshalb Deutschland deindustrialisiert werden soll, und solche, die meinen, dass die Ursache so eindeutig nicht geklärt ist und wir die Sache schon wuppen werden. Migrationsbefürworter, die „Wir schaffen das“ und „Wir haben Platz“ sagen, und Gegner der ungesteuerten Einwanderung, die vor den Folgen warnen. Leute, die begeistert gendern, und solche, die das für Gaga halten. Transgender-Aktivisten und klassische Feministinnen. Erstere haben sogar eigens ein Kürzel für ihre Feindinnen erfunden: TERF. Das ist ein Akronym für „Trans-Exclusionary Radical Feminist“ („Trans-ausschließende Radikalfeministin“). Am deutlichsten manifestiert sich die gespaltene Gesellschaft im Kampf gegen Rechts, den ich für undemokratisch halte, weil zu einem parlamentarischen System eine Rechte genauso gehört wie eine Linke. Vor allem hat sich die Rechte ja nur herausbilden können, weil die CDU so weit nach links gerückt ist. „Hass ist keine Meinung!“ plakatieren heute dieselben, die „Ganz Berlin hasst die AfD!“ rufen.

			Wann hat das begonnen? Das allererste Mal ist mir aufgefallen, dass etwas nicht stimmt, als es mit der Gendersprache losging. Ich dachte mir: Seltsam, auf der einen Seite sollen Männer und Frauen gleichgestellt werden, und auf der anderen muss jetzt überall das Weibliche besonders betont werden. Aber „Liebe Leser“ schließt doch alle ein. Oder sollen wir demnächst auch den Schraubenzieher und den Flaschenöffner gendern? Ich werde bei solchen sprachlichen Verrenkungen misstrauisch, besonders wenn ein politisches Lager sie der Gesellschaft aufzwingen will. Man tut so, als habe man uns Frauen damit ein Geschenk gemacht. Aber es ist ein Danaergeschenk. Es geht gar nicht um uns Frauen, sondern um linke Politik.

			Die bis in die frühe Neuzeit herrschende völlig evidente Auffassung, dass Gott die Welt hierarchisch geordnet hat, wurde – von der Renaissance über die Aufklärung bis zur Moderne – Schritt für Schritt durch eine Ideologie ersetzt, nach der es kein Oben und kein Unten mehr geben darf. Das war zum einen sehr gut; die Gleichheit der Menschen vor dem Gesetz halte ich für eine der größten Errungenschaften überhaupt. Das politische Mitspracherecht, das Recht auf Eigentum, die wirtschaftliche Freiheit, die Gleichberechtigung von Mann und Frau, die Abschaffung der Sklaverei, das waren alles wichtige Fortschritte in der Geschichte der Zivilisation. Aber irgendwann ist dieser Prozess in Gleichmacherei umgeschlagen. Unterschiede werden nicht mehr als etwas Positives, Inspirierendes, Anspornendes empfunden, sondern als Skandal. Immanuel Kant hat gesagt, die Ungleichheit sei die „Quelle vieles Bösen, aber auch alles Guten“. Dafür scheinen viele Menschen kein Empfinden mehr zu haben. Als Kehrseite taucht auf einmal eine neue Unterschiedsgesellschaft auf, die nicht mehr die Gesellschaft der Bürger kennt, sondern nur noch Gruppen, die gegeneinander agieren. Sie definieren sich nicht mehr durch Leistungen, Fähigkeiten oder Talente, sondern durch ethnische Herkunft und sexuelle Orientierung. Das nennt sich dann Identitätspolitik.

			Das Land, in dem ich geboren wurde, meine Jugend verbrachte und später meine Familie gründete, war geteilt, also ebenfalls gespalten, aber anders als heute. Die Spaltung war nicht so allgegenwärtig. Sie zog sich nicht mitten durch unsere Gesellschaft. Damals trennte eine Staatsgrenze die beiden deutschen Teile, die zugleich die Grenze zwischen freier Welt und realsozialistischer Welt bildete. Jeder wusste, dass diese Grenze nur mit Gewalt, mit Stacheldraht und Selbstschussanlagen am Leben erhalten werden konnte. Allen war klar, dass die Berliner Mauer zusammenbrechen würde, wenn dem Regime im Osten die Kraft zur Unterdrückung der Bevölkerung ausging, nur haben viele nicht daran geglaubt. Dann geschah das Novemberwunder von 1989, und Deutschland war nicht mehr geteilt. 

			Ein Vierteljahrhundert nach dem Fall der Berliner Mauer durchzieht eine neue, unsichtbare, aber ebenfalls gut bewachte Grenze das Land. Phantasievolle Politiker haben ihr den Namen „Brandmauer“ gegeben. Diese Mauer steht gegen „Rechts“, und jeder Bürger, der keinen Ärger bekommen möchte, tut gut daran, sich auf der richtigen Seite zu bewegen. 

			

			Eine Brandmauer soll verhindern, dass im Falle eines Feuers die Flammen von einem Teil des Gebäudes auf den nächsten übergreifen. Sie ist ein Schutzwall. So nannte die DDR bekanntlich auch ihre Grenze zu uns im Westen, mit einem Zusatz: den „antifaschistischen Schutzwall“. Die aktuelle Mauer scheint etwas Ähnliches zu sein. Wenn ich es richtig verstehe, trennt sie die mündigen Bürger von den unmündigen beziehungsweise von jenen, die von ihrer Mündigkeit bei den Wahlen falschen Gebrauch machen. Böse Zungen – die gibt’s ja immer – sagen allerdings, die sogenannte Brandmauer habe einen ganz anderen Zweck. Sie soll nämlich die Parteien, die sich den Staat zur Beute gemacht haben, wie es der Staatsrechtler Hans Herbert von Arnim schon 1993 formulierte, vor einer neuen Konkurrentin schützen. Zugleich garantiere die Mauer gegen „Rechts“, dass Deutschland niemals ohne Beteiligung mindestens einer linken Partei regiert werde. Das meinen, wie gesagt, böse Zungen, und die haben bekanntlich oft recht.

			Die Spaltung unserer Gesellschaft reicht aber viel tiefer. Ich fürchte, dass es nur wenige Menschen in unserem Land gibt, die sich in den vergangenen Jahren nicht mit einem Kollegen, Bekannten, einem Freund oder sogar einem Familienmitglied aus politischen Gründen heillos zerstritten haben, oft mit der Folge eines dauerhaften Bruchs. Menschen reden nicht mehr oder nur noch verächtlich miteinander. Die Cancel Culture, das Niederbrüllen von Rednern, das Boykottieren von Veranstaltungen, die Ineinssetzung von Kritik mit Hass, all das hat ein beängstigendes Ausmaß erreicht. So etwas mag es früher in der alten Bundesrepublik ebenfalls gegeben haben, aber nie in einem solchen Ausmaß. Das hat natürlich auch mit dem Aufkommen der neuen Medien zu tun, mit den sozialen Netzwerken, in denen es oft ziemlich asozial zugeht. Jeder, der sich im Internet umschaut, kann eigentlich nur bestürzt sein über die vielen Beschimpfungen, Beleidigungen und Verleumdungen, die dort kursieren. Es scheint nur Schwarz und Weiß, Gut und Böse, dafür und dagegen zu geben.

			Besonders schlimm finde ich, dass der politische Streit auch Familien auseinanderreißt. Das ist eigentlich ein Merkmal von totalitären Staaten. Anstatt die Wogen zu glätten, gießen viele Medien leider noch Öl ins Feuer. Ich zitiere als Beispiel ein paar Überschriften aus dem Dezember 2023: „Was tun, wenn Papa an Weihnachten den Klimawandel leugnet?“ (Welt); „Mein Vater ist Corona-Leugner – was mache ich an Weihnachten?“ (Stern); „So diskutieren Sie an Weihnachten mit dem rassistischen Onkel“ (Spiegel); „Konflikte an Weihnachten: Wenn Opa Verschwörungsmythen schwurbelt“ (ZDF); „Familienkonflikt an Weihnachten: Was tun, wenn der Onkel Verschwörungstheorien erzählt?“ (Stuttgarter Zeitung). In diesen Schlagzeilen hat man das gesamte Spektrum an sozusagen spaltbarem Material: Klimawandel, Corona, Rassismus (also Migration); die Verschwörungstheorien decken den Rest ab. Gut und Böse, erwünschte und unerwünschte Meinung, sind genau verteilt: auf der einen Seite die journalistische Rechtleiter, auf der anderen Papa, Opa und der Onkel. Ausgerechnet Weihnachten, das Fest der Geburt des Erlösers, das Fest der Liebe, der Hoffnung und der Familie, wird hier mutwillig in einen Anlass verwandelt, politische Meinungsverschiedenheiten auszutragen und sich zu zerstreiten. Wobei der Begriff Meinungsverschiedenheiten bereits falsch ist, denn den einen wird das Recht auf ihre Meinung ja abgesprochen.

			Während allgemeine Einigkeit besteht, dass es diese Spaltung gibt, herrscht Streit darüber, wer dafür verantwortlich ist. In den meisten Medien liest man, die Rechtspopulisten seien schuld, Donald Trump, Victor Orbán, Frau Meloni, Frau Le Pen, die FPÖ und die AfD. Nach dieser Logik wäre die Gesellschaft wieder geheilt, wenn die Rechtspopulisten verschwänden. Aber warum gibt es den Rechtspopulismus überhaupt? Aus welchen Gründen ist er entstanden? Auf welche Probleme reagiert er? Seit wann gibt es diese Spaltung? 

			Vorhin war die Rede vom Novemberwunder 1989, nach dem Deutschland auf einmal nicht mehr geteilt war. Man sollte meinen, dass sich damals alle Deutschen über dieses Wunder gefreut hätten. Aber das war nicht der Fall. Es gab ein politisches Milieu im Westen – aber auch im Osten –, das die Wiedervereinigung als historischen Rückschritt begriffen und als persönliche Niederlage empfunden hat. Die Nation und den Nationalstaat hielt dieses Milieu für überwunden. Als sich die Mitglieder des Bundestags bei der Nachricht vom Mauerfall spontan erhoben und die Nationalhymne sangen, blieben viele Grüne stumm. Und ich würde sagen, dass diejenigen, die damals die Einheit nicht wollten, an der heutigen Spaltung, vorsichtig formuliert, nicht unbeteiligt sind. Der eigentliche Termin des Auseinanderfallens der Gesellschaft in zwei Lager war aber nach meiner Ansicht der September 2015, der Beginn dessen, was die einen „Willkommenskultur“ und die anderen „unkontrollierte Masseneinwanderung“ nennen. Wobei die Bundesregierung sich immer recht eindeutig positioniert und auf Kritik zunehmend gereizter reagiert hat. In der Corona-Zeit setzte sich das dann fort. Ich behaupte, dass ein Helmut Schmidt diese Krise ganz anders gemeistert und weit größeres Vertrauen genossen hätte.

			Die alte Bundesrepublik kannte keinen Tatbestand der angeblichen „Delegitimierung des Staates“, wie ihn die SPD-Bundesinnenministerin Nancy Faeser gemeinsam mit dem Verfassungsschutzchef kreiert hat. Das könnte damit zu tun gehabt haben, dass die meiste Kritik von links kam. Jedenfalls verwechselte sich die Bundesregierung noch nicht mit dem Staat. Davon abgesehen, dass Regierungskritik, meinetwegen auch Delegitimierung der Regierung, die übliche Aufgabe einer Opposition ist. Oder war. Es gab auch keine „Hass“-Äußerungen „unterhalb der Strafbarkeitsgrenze“, wie die grüne Familienministerin Lisa Paus es nennt. Politiker wurden damals schon beleidigt, aber keiner von ihnen wäre auf die Idee gekommen, ein Gesetz zu verabschieden, dass Politiker besonders vor überzogener Kritik schützen soll. Es gab bis vor kurzem auch keine „Trusted Flagger“, zu deutsch „vertrauenswürdige Hinweisgeber“ – „Gesinnungsschnüffler“ klänge ja nicht besonders schön –, und sei es nur, weil der Begriff „Hinweisgeber“ in einem Land, das die Gestapo und die Stasi hervorgebracht hat, degoutant wirkt.

			Diese Hinweisgeber sollen „Hass und Fake News“ an die Plattformbetreiber melden, die wiederum genötigt sind, solche Inhalte aus dem Netz zu entfernen. Ich habe wenig Vertrauen, dass dieser völlig undurchsichtige Vorgang in politischer Neutralität und nach den Regeln des Fair Play verläuft. Ich bin durchaus dafür, dass Klartext geredet wird, dass man auch mal derb wird, von mir aus lutherisch grob, so weit gehe ich als Katholikin mit, aber ich bin dagegen, dass es pöbelhaft, ausfällig und beleidigend wird. Das beobachte ich nun freilich bei allen Seiten. Glaubt aber jemand, dass „Hinweisgeber“ und Zensur die Spaltung der Gesellschaft überwinden helfen? Eher wird sie dadurch noch vertieft.

			Ich bin gegen diese Spaltung. Ich möchte, dass wieder miteinander gesprochen wird und zwar, wie man so schön sagt, ergebnisoffen. Ich glaube nicht nur an Gott, sondern auch an dieses Land und daran, dass es wieder auf die Beine kommen kann. Mein Ziel war es immer, Menschen zusammenzuführen. Das Gegenteil der gespaltenen Gesellschaft ist ja nicht die homogene, sondern das, was Wolfgang Schäuble nach dem Mauerfall einmal „Schicksalsgemeinschaft“ genannt hat, Vielfalt mit einem gemeinsamen Schicksal. Verschiedenheit ist wichtig, nur soll man nicht eine Gruppe gegen die andere ausspielen. Inzwischen werde ich aber dargestellt als jemand, der spaltet, weshalb es richtig sein soll, mich auszuschließen. Ich gelte als rechts, als konservativ, als katholische Reaktionärin. Obwohl sich meine Ansichten in den letzten 20, 30 Jahren kaum geändert haben, gehöre ich auf einmal zu einem stigmatisierten Rand, dessen Angehörigen nahegelegt wird, besser den Mund zu halten. Im Namen der Meinungsvielfalt.

			Aber wer will mir verbieten, die Dinge so zu sehen, wie ich sie sehe? So lange wir noch offen unsere Meinung sagen dürfen, sehe ich es als meine Pflicht an, dies zu tun. Das ist der Grund, warum ich dieses Buch geschrieben habe. Ich möchte aber auch dazu beitragen, die Spaltung zu überwinden. Das beginnt damit, dass man die Meinung des Anderen akzeptiert, ja überhaupt erst einmal anhört.

		

	
		
			Herkunft und Verantwortung

		

	
		
			Institution Familie – unter Beschuss!

			Familie ist etwas Elementares. Die meiste Zeit ihrer geschriebenen Geschichte haben die Menschen in Familienstrukturen zusammengelebt, bis sich schließlich die Kernfamilie durchgesetzt hat. Alle kommen wir aus Familien, und die meisten möchten auch eine Familie gründen. Allerdings erfahren wir aus den Medien mit einer gewissen Regelmäßigkeit, dass die Familie – die Rede ist dann meistens von der „traditionellen“ Familie – ein „Auslaufmodell“ sei. Sogenannte alternative Formen des Zusammenlebens träten an ihre Stelle. Viele Menschen wollten lieber allein leben, statt sich dem Stress einer Partnerschaft auszusetzen, viele Frauen verzichteten freiwillig auf Kinder. Das ist natürlich traurig, denn sie steigen damit aus der Evolution aus. Von Kinderlosen erfährt man wenig über die nächste Generation. 

			Es ist eine Tatsache, dass die Zahl der Scheidungen hoch ist, die Schar der Alleinerziehenden wächst und viele Frauen kinderlos bleiben. Immer mehr Menschen führen ihr Leben als Singles. Immer mehr Alte leben allein. Etwas verdruckst, sozusagen im Kleingedruckten, wird über die konstant hohen Abtreibungszahlen informiert. Eigentlich ist Abtreibung nur dann ein Thema von öffentlichem Interesse, wenn das uneingeschränkte Recht darauf gefordert wird. 

			Zu den Triumphmeldungen gehört dagegen der statistische Sieg der berufstätigen Frau über die Hausfrau und Mutter. Dass gerade immer mehr Akademikerinnen keine Kinder bekommen und folglich ihr Aussterben vorbereiten, scheint dagegen kein Problem zu sein. Die meisten Einwanderer gründen ja Familien und bekommen genug Kinder, um die Bevölkerungszahl konstant zu halten. 

			Die Kinderlosigkeit wird sogar zum Lifestyle erhoben (aber nur für westliche Weiße). Das berühmteste Nachrichtenmagazin der Welt, Time, erschien im August 2013 mit der Titelgeschichte „The childfree life. Having it all without having children“ („Das kinderfreie Leben. Alles haben ohne Kinder zu haben”); auf dem Titelbild sah man ein kinderloses Paar in seinen besten Jahren glücklich am Strand liegen und das Leben genießen. Zwanzig Jahre später wird die Sache ganz anders aussehen. Aber dann ist es zu spät.

			Die Ideologie, dass die Ehe und das Zeugen von Kindern etwas Verwerfliches sei, hat ihren Ursprung aber nicht in der Gegenwart. In der Sekte der Katharer, deren Anhänger vom 12. bis zum 14. Jahrhundert vornehmlich im Süden Frankreichs, aber auch in Italien, Spanien und Deutschland wirkten, war die Ehe verboten. Da Adam und Eva ursprünglich ohne Sexualität gelebt hätten und erst vom Teufel zur Sünde verführt worden seien, lehnten die Katharer die Zeugung von Kindern ab. Schwangeren Frauen durfte die sogenannte Geisttaufe, auch Consolamentum genannt, nicht erteilt werden, denn sie trugen nach Ansicht der Sekte einen Dämon im Leib. Ohne diese Taufe konnte man nicht Mitglied der katharischen Kirche werden, womit werdenden Müttern der Zugang zum Heil versperrt war. Ich erwähne das hier, um zu zeigen, dass der lebensfeindliche Nihilismus eine lange Tradition hat und heute eine neue Blüte trägt.

			Können Sie sich noch an die Debatte um Eva Herman erinnern? Die einstige Tagesschau-Sprecherin hatte in ihrem 2006 erschienenen Buch „Das Eva-Prinzip“ die Kinderarmut der Deutschen beklagt und den Feminismus dafür mitverantwortlich gemacht. Sie wurde für diese vergleichsweise harmlosen Aussagen maßlos beleidigt, zumal sich das Buch sehr gut verkaufte. Wie in Deutschland üblich, brachte man ihre Ansichten sofort mit dem Dritten Reich in Verbindung – der Begriff „Debatte“ ist falsch, es war eine Hexenjagd. Alice Schwarzer verortete Frau Herman „zwischen Steinzeitkeule und Mutterkreuz“ und erklärte, dass man inzwischen „dem Führer kein Kind mehr schenken“ müsse, die Autorin Thea Dorn benannte das Buch in „Eva-Braun-Prinzip“ um (Eva Braun war übrigens kinderlos). „Ist Eva Herman braun oder nur doof?“, fragte Bild. Die Frankfurter Rundschau ernannte sie zur „Mutterkreuzzüglerin“, der Kabarettist Oliver Pocher meinte, ihr nächstes Buch werde wohl „Mein Kampf“ heißen. Die soziale Ächtung folgte auf dem Fuß. Die einstige „Miss Tagesschau“ verlor ihren Moderatorenjob beim NDR und verschwand von den Gästelisten gesellschaftlicher Ereignisse. 

			Eva Hermans finale Erledigung fand vor einem Millionenpublikum in der Talkshow von Johannes B. Kerner statt, der sie einfach aus seiner laufenden Sendung warf. Kurz davor hatte sie gesagt: „Wir sterben aus. Wir kriegen die demografische Kurve nicht mehr.“ Die Antwort Kerners lautete: „Na ja, dann gibt es ein paar mehr Chinesen – also insgesamt, was die Weltbevölkerung angeht, mache ich mir um das Aussterben nicht allzu viele Gedanken.“ Herr Kerner war damals übrigens bereits Vater von drei deutschen Kindern, die seine Frau daheim aufzog. Seine Frau und er lebten also so, wie Eva Herman es in ihrem Buch als erstrebenswert schilderte. Aber er schmiss sie aus seiner Sendung, um sich bei den Wortführern anzubiedern. Das war eine Demonstration von typisch deutscher opportunistischer Schizophrenie. 

			Das Problem blieb natürlich bestehen. Schauen wir kurz auf die Statistiken. Immer weniger Menschen in Deutschland leben als Eltern-Kind-Gemeinschaften in einem Haushalt, teilt das Statistische Bundesamt mit. Im Jahr 2023 traf dies auf 49 Prozent der Bevölkerung beziehungsweise 41,3 Millionen Menschen hierzulande zu. Anno 2005 hatten noch gut 53 Prozent der Bevölkerung beziehungsweise 43,7 Millionen Menschen in Familien gelebt. Diese Zahlen künden tatsächlich vor allem von der zunehmenden Überalterung der Deutschen. Unsere Bevölkerungspyramide stellt sich auf den Kopf. Und die Alten leben meistens allein. 

			Die Kinderlosenquote in Deutschland lag im Jahr 2022 bei 20 Prozent. Das ist schon bedenklich: Jede fünfte Frau bleibt ohne Nachwuchs. Diese Quote bezieht sich per Definition „auf den Anteil der Frauen ohne leibliche Kinder an allen Frauen, die 2022 im Alter zwischen 45 und 49 Jahren waren (Geburtsjahrgänge 1973 bis 1977)“. Allerdings ist sie, wie das Statistische Bundesamt mitteilt, in Deutschland seit 2012 nahezu konstant. In den drei Jahrzehnten zuvor war sie dagegen kontinuierlich gestiegen; bei den Frauen der 1930er-Jahrgänge – den Müttern der „Boomer“ – hatte sie bei elf Prozent gelegen. 

			Trotz dieser Entwicklung bilden Ehepaare mit minderjährigen Kindern mit etwa 70 Prozent die häufigste Familienform. Rechnet man die allein lebenden Senioren aus der Statistik, die tatsächlich oft nur allein wohnen, lebt also nach wie vor eine deutliche Mehrheit der Deutschen in Familien. Bei den Ausländern in Deutschland und den Deutschen mit Migrationshintergrund dürfte dieser Anteil noch höher liegen. Das steht in einem gewissen Widerspruch zu einem „Auslaufmodell Familie“, das uns in vielen Medien und von der politischen Linken suggeriert wird. 

			Was mich betrifft, ich könnte mir ein Leben ohne meine Familie so wenig vorstellen wie ein Leben ohne Sonne. Wer das pathetisch findet, dem sei versichert: Genau so ist es gemeint. Ohne Familie wäre mein Leben ein Irrtum. Das hat natürlich damit zu tun, dass ich aus einer großen und insgesamt sehr harmonischen Familie stamme. Familie bedeutet ja immer, dass man, wie der altrömische Gott Janus, zugleich in die Vergangenheit und in die Zukunft blickt. Also einerseits in die Herkunftsfamilie, aus der man stammt, zu den Eltern und Großeltern, andererseits in die von einem selbst gegründete mit den eigenen Kindern, die eines Tages gewissermaßen den Staffelstab übernehmen und das Blut oder die Gene oder die Traditionen der Vorfahren in die Zukunft verlängern und ihren eigenen Teil dazu beitragen. Im Idealfall erblickt man in beiden Richtungen vor allem Glück, Harmonie, überwundene Schwierigkeiten und selbstlose gegenseitige Unterstützung.

			„Alle glücklichen Familien ähneln einander, aber jede unglückliche Familie ist auf ihre Weise unglücklich“, lautet der berühmte erste Satz von Tolstois Roman „Anna Karenina“. Wir waren eine auf unsere Weise glückliche Familie, obwohl meinen Eltern viel Unglück widerfahren ist: Vertreibung, Flucht, Enteignung. Mein Vater, Joachim Graf von Schönburg-Glauchau, musste 1945 mit 16 Jahren auf einer Kutsche mit seiner Mutter und seinen sechs Geschwistern vor der Roten Armee fliehen. Seine Familie verlor durch den Krieg drei schöne Schlösser in Mitteldeutschland für immer. Meine Mutter, die als Gräfin und „Klassenfeindin“ im kommunistischen Ungarn nicht studieren durfte, konnte ihr Land in einer spektakulären Flucht verlassen. Meine Großmutter mütterlicherseits wurde als russische Fürstin von den Bolschewisten eingekerkert, sie hat fünf Jahre auf dem blanken Fußboden schlafen müssen, und als sie endlich aus Russland fliehen konnte, war sie so krank, dass sie den Rest ihres Lebens im Bett verbringen musste. Sie war eine sehr gläubige Frau und hat ihr Schicksal nie beklagt.

			Meine Eltern waren zwar Aristokraten, edlen Geblüts, wie man früher sagte, sie entstammten einer Familie mit Geschichte und Stammbaum, doch durch die kommunistische Enteignung wurden sie zu mittellosen Flüchtlingen wie Millionen andere. Ich kam also nicht mit dem sprichwörtlichen goldenen Löffel im Mund zur Welt, auch wenn das im Nachhinein so ausschauen mag. Meine Eltern mussten sich ihren Lebensunterhalt hart verdienen wie die meisten Menschen nach dem Krieg. Als Kind habe ich einmal ein Fahrrad geschenkt bekommen, und das war für mich ein ganz besonderes Ereignis.

			Wir lebten in einer gewöhnlichen Altbauwohnung. Meine Eltern hatten aber einen ungewöhnlichen und interessanten Freundeskreis. Da wurde über Politik diskutiert, Karten gespielt, musiziert, wir haben gesungen, Namenstage und Geburtstage gefeiert, Theater gespielt, und es gab literarische Lesungen. Wir Kinder haben mit Begeisterung zugehört und Getränke serviert. Wir waren eine sehr fröhliche Familie, bei uns wurde immer viel gelacht. Wer so aufwächst, hat natürlich ein positives Familienbild und möchte irgendwann selbst eine gründen.

			Es war für mich also ganz selbstverständlich, dass ich nach meiner Hochzeit schnell meine drei Kinder bekommen habe. Ich merkte, dass Kinderkriegen gar nicht so schwierig ist, Verhütung war ohnehin kein Thema. „Sex ist zum Kinderkriegen da“, pflegte meine Mutter zu sagen. Thomas Mann hat einmal geschrieben, dass man nach Gründen für Kinder nicht fragt; man bekommt sie einfach. 

			Das mag heute nicht mehr so sein, für mich galt es noch ohne Einschränkung. Für meinen Mann wiederum, den Fürsten, war die Zeugung von Nachwuchs ein ganz normales Gebot dynastischen Denkens. Adel und Familie sind ja nicht voneinander zu trennen.

			Mein Familienleben in den ersten Jahren, als die Kinder noch klein waren, kann ich nicht anders als wundervoll nennen. Ich empfand es als eine Erfüllung, Mutter zu sein, ja ich wusste, dass es meine Bestimmung war. Vielen Frauen – ich würde sagen: den meisten – geht es genauso; es ist nur der herrschende Zeitgeist, der ihnen vorschreibt, das nicht allzu laut zu sagen. An eine moderne junge Frau werden ja extreme Forderungen gestellt: Sie soll unbedingt emanzipiert sein, also berufstätig, und zwar möglichst beruflich erfolgreich, nicht etwa Halbtags-Sekretärin oder Putzfrau. Zugleich soll sie attraktiv, sportlich, gepflegt, mobil, modebewusst und wer weiß was noch alles sein. Nichts stört diese „Work-Life-Balance“ mehr als ein Kind. Eine Schwangerschaft ist nach solchen Kriterien eine mittlere Katastrophe, sie bedeutet das genaue Gegenteil von beruflicher Belastbarkeit und sexueller Attraktivität. 

			Ist das Kind dann nicht etwa in den Brunnen gefallen, sondern bloß zur Welt gekommen, hört man ständig von der „Doppelbelastung der Frau“. Damit sind die parallelen Anforderungen von Berufstätigkeit und Familie gemeint, was wiederum heißt, beide werden als „Belastungen“ gleichgestellt. So verwandeln sich Kinder in Belastungen, vergleichbar ungefähr dem Terminstress im Job. Das finde ich ziemlich kinderfeindlich. 

			Vor einigen Jahren stand in einer Erklärung des Europäische Parlaments, dass „durch die traditionellen Geschlechterrollen die Entfaltung der Frau eingeschränkt“ werde. Das heißt im Klartext: Durch die Mutterschaft wird die Entfaltung der Frau eingeschränkt. Diese Aussage finde ich wiederum ziemlich frauenfeindlich. Ohne Mütter wären wir alle nicht vorhanden. Sogar der Sohn Gottes hatte eine Mutter. Die Mutter ist der Ursprung der Welt. Was stünde darüber?

			Der Begriff „traditionell“ bedeutet in solchen Zusammenhängen immer etwas Negatives. Traditionellerweise bekommen aber Frauen die Kinder, und nirgendwo ist eine Alternative in Sicht – außer derjenigen, dass sie eben keine Kinder bekommen. Oder, wenn sie wirklich unbedingt diese „Belastung“ auf sich nehmen wollen, den Nachwuchs nebenher irgendwie mitlaufen lassen. Gewiss, es ist anstrengend, Kinder großzuziehen und gleichzeitig einem Beruf nachzugehen. Die eine der beiden Belastungen wird deshalb häufig delegiert. Eine Frau kann heutzutage Kinder haben und gar nicht in erster Linie Mutter sein; dafür gibt es Einrichtungen oder Au pairs, auch immer mehr Väter übernehmen Betreuungsaufgaben (was gut ist). Das Ergebnis hat der Philosoph Norbert Bolz zusammengefasst: „Man hat Kinder, als hätte man sie nicht“, schreibt er in seinem Buch „Die Helden der Familie“. Das geht dann so weit, dass die Familie nicht mehr zusammen, sondern jeder für sich isst. Das halte ich für einen Kulturverfall. Vor allem aber schadet es der Familie selbst, wenn sie sich nicht regelmäßig um einen Tisch versammelt und miteinander spricht, streitet, scherzt und lacht, sondern sozusagen in ihre Teile zerfällt.

			Wenn eine Mutter erst dann zum vollwertigen Leistungswesen wird, nachdem sie die Kinder in der Krippe abgeliefert hat und im Büro angekommen ist, während Kinderbetreuung nur als wirtschaftliche Leistung gilt, wenn sie von professionellen Erzieherinnen erbracht wird, dann ist Mutterschaft etwas Zweitrangiges. Nicht der Sinn des Lebens, sondern ein Lebensrisiko. Diese Sicht ist den Frauen vom Feminismus, aber auch vom Staat und von der Wirtschaft aufgedrängt worden. Neuerdings macht auch die Kirche sie sich zu eigen. Papst Franziskus hatte im September vergangenen Jahres bei einer Ansprache in der Katholischen Universität Louvain (Löwen) erklärt, Frausein bedeute „fruchtbares Empfangen, Sorge, lebendige Hingabe“; es sei „hässlich“, wenn die Frau sich zum Mann mache, denn „Frau ist Frau“. Dafür wurde er sogar von katholischen Verbänden kritisiert. Frauen dürften nicht auf traditionelle Rollenbilder reduziert werden, hieß es reflexhaft. Interessanterweise hatte Franziskus noch gesagt, die Frau sei wichtiger als der Mann. Evolutionsbiologen sehen das ähnlich. Eine Frau bringt in ihrem Leben eine begrenzte Zahl von befruchtbaren Eizellen hervor, während ein Mann Milliarden Spermien produziert. Also ist die Frau im Sinne der Arterhaltung wertvoller. Beide Geschlechter können arbeiten, aber nur sie kann Mutter werden. Zuerst bin ich Mutter, dann Fürstin und Geschäftsfrau. So ist das nun mal. Man muss schon ein außergewöhnliches Genie sein, um diese Reihenfolge umzukehren. 

			Der Gewinn, den die moderne Frau aus ihrer Berufstätigkeit zieht, besteht in ihrer sozialen und vor allem finanziellen Unabhängigkeit vom Mann. Dafür verzichtet jede fünfte Frau in Deutschland auf Kinder. Ist es das wert? Natürlich wäre es unfair, dieses Dilemma den Frauen in die Schuhe zu schieben, die Männer sind genauso daran beteiligt. Der aktuelle Typus Mann ist oft nicht mehr willens oder imstande, eine Familie zu gründen und zu ernähren. Er will keine Verantwortung übernehmen. Er will das Leben genießen und sich nicht dauerhaft binden. Die Frau kann sich also nicht auf ihn verlassen. Sie steht dann allein da mit dem Kind. 

			Auf der anderen Seite gibt es junge Frauen, die sich sterilisieren lassen und das stolz der Öffentlichkeit mitteilen. Das ist dekadent. Manche werden diesen Schritt eines Tages bitter bereuen. In denselben Zusammenhang gehören Zeitungsschlagzeilen, in denen Kinder als „Klimakiller“ bezeichnet werden. Wer kinderlos bleibt, leistet folglich einen Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels. Als Papst Benedikt VI. eine „Kultur des Todes“ beklagte, konnte er noch nicht ahnen, wie weit diese Lebensverachtung einmal gehen würde.

			Ein anderer seltsamer neuer Trend nennt sich „Regretting Motherhood“: Frauen, die bereuen, Mutter geworden zu sein, melden sich zu Wort, manche schreiben Bücher darüber. Die Medien greifen solche Bizarrerien natürlich gern auf, „Mann beißt Hund“ ist bekanntlich spannender als umgekehrt. Mir tun diese Frauen eher leid, vor allem aber ihre Kinder, wenn sie so etwas lesen müssen. Sie erfahren damit ja, dass sie eigentlich unerwünscht auf Erden sind. Natürlich wird die Sache in den Medien als eine Befreiung der Frauen dargestellt, die es endlich wagen, ein Tabu zu brechen und über solche Gefühle öffentlich zu sprechen. Es ist aber kein Wert an sich, Tabus zu brechen. Manche haben ihren Sinn. Ich finde das nicht nur traurig, sondern auch taktlos. 

			Die Angriffe des Zeitgeists auf die Mutterschaft finden in vielerlei Verkleidung statt. Dazu zählt die unsinnige Behauptung, dass Männer Kinder bekommen könnten – die übergehe ich hier einfach –, aber auch abwertende Wortbildungen wie „Elter 1“ oder „Menschenmilch“ statt Muttermilch werten Mütter ab. Die Tagesschau verwendete Anfang 2023 in der Berichterstattung über einen Gesetzesentwurf des Bundesfamilienministeriums statt des Wortes „Mutter“ den Begriff „entbindende Person“, weil die Redaktion „niemanden diskriminieren“ wollte – außer offenbar Millionen Mütter. Wer könnte sich vom Wort „Mutter“ diskriminiert fühlen? Angeblich „Transpersonen“ oder Menschen, die sich als „nonbinär“ verstehen. Aber die haben doch auch eine Mutter, zu der sie „Mutter“ sagen! Nein, es ist pure Ideologie, ein Angriff auf das normale Empfinden der überwältigenden Mehrheit, die die ganze Chose auch noch mit ihren Steuern bezahlen muss. Es handelt sich dabei nicht um ein spezifisch deutsches, sondern ein allgemein westliches Phänomen; an einer australischen Universität zum Beispiel wurden die Worte „Mutter“ und „Vater“ im Sinne der „gender-integrativen Lehre“ durch „austragendes Elternteil“ und „Nicht-gebärendes Elternteil“ ersetzt. 

			Auf der Suche nach einer Antwort darauf, was das eigentlich soll, wird man bei den kommunistischen Klassikern fündig. Karl Marx hat in seinen sogenannten Feuerbach-Thesen geschrieben, dass die irdische Familie das Geheimnis hinter der Heiligen Familie sei. Das ist zweifellos richtig. Umgekehrt ist die heilige Familie auch das Geheimnis hinter der irdischen. Als Gott Mensch wurde, wie wir Christen glauben, wählte er diesen Weg, denn es gibt keinen anderen. Der Gründer des Kommunismus war zwar der Sohn seiner Eltern, ein verheirateter Mann und Vater von drei Töchtern, aber die Familie wollte er trotzdem zerstören. In der zitierten Feuerbach-These heißt es nämlich weiter, dass nun, nachdem das genannte Geheimnis enthüllt sei, die irdische Familie vernichtet werden müsse. Und die Heilige Familie sowieso. Der Kommunismus war eine Säkularreligion, eine Religion ohne Gott, weshalb die Kommunisten das Christentum mit Eifersucht hassten. Sowohl Gott, das heißt die Kirche, als auch die Familie empfanden sie als Konkurrenzunternehmen, die beseitigt werden mussten. Das ist das Programm der radikalen Linken bis heute. Mit Konkurrenz haben sie es bekanntlich nicht so.

			Weder den Nationalsozialisten noch den Realsozialisten ist es gelungen, Gott und die Familie abzuschaffen. Aller Umerziehung und allem staatlichen Terror zum Trotz, haben beide die totalitären Regime überlebt. Wenn wir uns aber heute umschauen, sehen wir, dass der Angriff immer weitergeht. Mit der Familie wollen die Linken die bürgerliche Gesellschaft in ihrem Kern treffen. Deshalb sollen wir Familienstrukturen „aufbrechen“ und Geschlechterrollen, am besten sogar Geschlechtszugehörigkeiten „überwinden“. Auf zahlreichen Webseiten, in Bücher und Fernsehsendungen werden Patchwork- und „Regenbogen“-Familien gepriesen, die Homo-Ehe samt Leihmutterschaft obendrein, und über allem weht die Fahne der Diversity. Familie sei überall dort, „wo Menschen dauerhaft füreinander Verantwortung übernehmen“, stand im Programm der SPD. 

			Nicht nur in diesem Punkt bin ich anderer Meinung als die Sozialdemokraten. Wenn ich Familie sage, meine ich die traditionelle Familie. Also die mit Mutter, Vater und Kindern, wie die in der Barilla-Werbung. Die Eltern sollten verheiratet sein und sich an ihr Eheversprechen halten, in guten wie in schlechten Zeiten füreinander da zu sein. Ich will damit andere Lebensformen nicht abwerten, sondern eine Lebensform bevorzugen. Die traditionelle Familie existiert übrigens auch deutlich abgegrenzt vom Clan oder der Sippe. Diese Familie bringt Individuen hervor, während sowohl die Linken, die am liebsten alle Kinder staatlich erziehen würden, als auch die Clans, denen die Blutsbande über allem stehen, kollektivistisch denken. Die traditionelle Familie ist die kleinste Zelle der bürgerlichen Gesellschaft und damit auch des Rechtsstaates und der Demokratie. Archaische Großfamilien stellen dagegen das Blut über Recht und Gesetz. In der Clanwelt ist die Freiheit des Paares limitiert durch die Interessen der Großfamilie, wobei die Frauen ohnehin meistens nichts zu melden haben. Solche Sippen meine ich ausdrücklich nicht, wenn ich das Lob der Familie singe.

			Aber natürlich ist Blut ein ganz besonderer Saft. Die Blutsverwandtschaft macht es möglich, dass manche Familienmitglieder mehr leisten müssen als andere, ohne sich benachteiligt zu fühlen. In der traditionellen Familie ist das Gleichgewicht zwischen Freiheit und Verantwortung, zwischen Selbstverwirklichung und Solidarität am weitesten ausbalanciert. Auch der größte Egoist lernt, in der Familie zu verzichten. Zur Elternschaft gehört die Bereitschaft zum Sich-Aufopfern, die nicht nach Gründen oder Honorar fragt. Deswegen finden wir in vielen Familien nach wie vor eine ungleiche Lastenverteilung, die in außerfamiliären Verhältnissen sofort als Ungerechtigkeit oder „Ausbeutung der Frau“ angeprangert würde. Nachdem das Dienstpersonal überall abgeschafft wurde, darf einzig noch in der Familie gedient werden. 

			Während die alternativen Familienmodelle offiziell über jeden Widerspruch erhaben sind, steht die bürgerliche Familie seit Jahren in der Kritik. Sie sei patriarchalisch, errichtet auf der Unterdrückung der Frauen, auf häuslicher Gewalt, auf sexistischen Rollenmustern und so weiter. Und dennoch bestehen gute Gründe zu der Annahme, dass die traditionelle Familie für die meisten Menschen die beste Lösung ist. Für die Kinder sowieso. Allein die zahlreichen Studien über den mangelnden Bildungserfolg und die hohe Kriminalitätsneigung von vaterlos aufwachsenden jungen Männern deuten darauf hin.

			Dekadenz und Wohlstandsverwahrlosung führen zu Narzissmus, Bindungsunfähigkeit und Kinderlosigkeit. Doch gesellschaftliche Trends können sich umkehren. Not lehrt nicht nur beten, sondern sie lehrt auch, dass die Familie ein Ort der Solidarität und der Sicherheit ist. Wenn vor allem konservative und religiöse Menschen Kinder bekommen, werden ihre Werte in den Kindern überleben. Mag die Familie auch im Sturm des Zeitgeistes und des gesellschaftlichen Trends zur Vereinzelung stehen: Noch steht sie. Und ich bin sicher: Sie wird noch lange stehen.

		

	
		
			Der Adel als Bastion der Form

			Jahrhundertelang hat der Adel die Geschichte der europäischen Völker geprägt. Das ist seit 1918 sozusagen offiziell vorbei. Seither gibt es keine Adelsprivilegien mehr, seither leben wir in einer Epoche, in der Klassen- und Standesschranken faktisch nicht mehr existieren, zumindest in der westlichen Welt. Eine möglichst weitgehende Gleichheit der Menschen ist hier das allgemein akzeptierte Ziel der Politik. Der Adel existiert zwar noch, aber lediglich als ein historisches Überbleibsel, belastet mit Geschichte, Tradition, Erinnerungen und ab und zu auch mit kostspieligen Immobilen. 

			Das Positive an der Schleifung der Klassen- und Standesschranken bestand darin, dass die Gesellschaft fluider und durchlässiger wurde. Heute kann jeder durch seine Leistungen oder Ideen sozial aufsteigen. Jeder kann es theoretisch zum Millionär bringen, sich in ein Amt wählen lassen, und theoretisch kann auch jeder Staatschef werden. Das Negative ist, zumindest sehen es manche so, dass in einer Gesellschaft der formal Gleichen Form- und Stillosigkeit einziehen (ich gehe im Kapitel „Manieren“ kurz darauf ein) und Kultur zur Massenkultur geworden ist. Die heutige Gesellschaft wird nicht mehr von Eliten geformt, die zu repräsentieren verstehen, und ich fürchte, dass dies den meisten Menschen auch völlig gleichgültig ist. 

			Dem Adel dagegen waren gute Sitten über Generationen hinweg zur zweiten Natur geworden. Das Gleiche gilt für die Ästhetisierung des Alltags – fast alle Adelshäuser haben in großem Stil gebaut und die Künste gefördert. Die neuen Eliten bestehen meistens aus Aufsteigern, die auf wirtschaftlichem Wege reich geworden sind, und zwar oftmals reicher, als es die einstigen Herrscherhäuser jemals waren. Ästhetisch haben sie aber eher wenig zu bieten. Das mag die Formlosigkeit erklären, die heute überall herrscht. 

			Eines ist geblieben wie immer: Die Kluft zwischen einem Milliardär des Silicon Valley oder einem Pop-Weltstar auf der einen Seite und einem normalen Arbeiter oder einer Aldi-Kassiererin auf der anderen ist heute so groß wie die zwischen Adel und Volk im Ancien Régime. Beide Milieus leben gewissermaßen auf verschiedenen Planeten. Menschliche Gesellschaften haben ganz offensichtlich die grundlegende Eigenschaft, nicht nur Ungleichheit an sich, sondern sogar extreme Ungleichheit zu produzieren. Schafft man die eine Ungleichheit ab, bildet sich schnell eine andere. Ein Prediger der Gleichheit müsste darüber eigentlich wahnsinnig werden. Andererseits beruht sein Geschäftsmodell ja auf Ungleichheit, und deren Beseitigung würde ihn arbeitslos machen. Doch das steht für ihn nicht zu befürchten. 

			Jedenfalls kann man die moralische Verantwortung für die Ungleichheit oder Ungerechtigkeit der früheren Ständegesellschaft nicht einfach so dem Adel in die Schuhe schieben. Die meisten Monarchen und Landesfürsten haben nicht anders als viele heutige Politiker versucht, ihre Länder klug und weise zu regieren. Gerade die deutsche Geschichte kennt den Typus des grausamen Herrschers praktisch nicht, zumindest nicht aus aristokratischer Familie. Der Adel war das Feindbild der französischen Revolution, bei welcher der linke Totalitarismus erstmals seine mörderische Energie entfaltete. Doch lange bevor der Adel abgeschafft wurde, hatten die Linken bereits „den Kapitalisten“ beziehungsweise „den Bourgeois“ zum neuen Feind erkoren. Heute machen sie Stimmung gegen „die Reichen“ als Urheber aller Ungerechtigkeit. Irgendwer muss aus linker Perspektive immer Schuld daran haben, dass es den einen schlechter geht als den anderen. 1789 bis 1794 in Frankreich und in den Jahren nach 1917 in Russland konnte die Welt erleben, was geschieht, wenn die linksextremen Schuldzuweiser an die Macht kommen. Sie wollten alles anders machen und machten alles noch viel schlimmer. 

			Die historische Bilanz des europäischen Adels ist dagegen insgesamt positiv. Über viele Jahrhunderte haben die Herrscherhäuser die Geschicke Europas maßgeblich bestimmt. Höfische Sitten und der höfische Kunstgeschmack prägten die Kultur des Kontinents. Natürlich war der Adel privilegiert. Als Gegenleistung für ihre Privilegien hatten die Adelsfamilien ihre Söhne dem Militär zur Verfügung zu stellen. Offizierskorps und Adel verschmolzen so zu einer Einheit. Erst Napoleon öffnete die Offiziersränge für Nichtadlige; einige seiner Marschälle und Generäle waren Bürgerliche. Die Preußen zogen 1808 mit der Brechung des Adelsprivilegs im Offizierskorps nach, allerdings zunächst ohne große Auswirkung. Noch die Liste der hingerichteten Offiziere nach dem Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944 las sich wie ein Auszug aus dem Gothaischen Adelskalender. Traditionen sind oft beharrlich, und das ist nicht das Schlechteste, was sich über sie sagen lässt.

			Heute bedeutet, von Adel zu sein, gesellschaftlich so gut wie nichts mehr. Der Adel geht genau so arbeiten wie alle anderen auch. Aber ein gewisser Nimbus ist doch geblieben. Da ist zum einen der Glanz der Geschichte, der alten Namen und Titeln Glanz verleiht. Das Denken in Geschlechtern und Generationen, das Bewahren von Tradition. Wir wandeln, wie man sagt, auf Spuren. Von Adel sein bedeutet vielfach, dass man Besitztum pflegt, das einer Familie gehört. Natürlich hat nicht jeder ein schönes Schloss oder Ländereien. Aber den höchsten Anteil am Privatbesitz haben heute bürgerliche Unternehmer, die sich Schlösser und Landbesitz leisten können. 

			Zum Nimbus des Adels gehören vor allem Sitten und Manieren, die eine gute Erziehung ausmacht. Dabei werden Fremdsprachen gelernt, man lernt Sportarten, Tanzen, und natürlich lernt man auch, klassische Musik und Opern zu genießen. Ob Adel verpflichtet, wie der bekannte Spruch heißt, muss jeder Betroffene freilich selbst entscheiden. Wenn ich sage, Adel sei kein Privileg mehr, weiß ich doch, dass ich durch meine Herkunft privilegiert bin. Allerdings nicht zum Faulenzen, sondern zur Verantwortung: gegenüber dem kulturellen Erbe, den Mitarbeitern, aber auch gegenüber der Familie und den nicht so wohlhabenden Mitgliedern der Gesellschaft. Nach meiner Ansicht verpflichtet also Adel durchaus. 

			Sowohl bei den Schönburgs als auch in der Familie, in die ich eingeheiratet habe, lässt sich der Stammbaum bis ins 12. Jahrhundert zurückverfolgen. Unser Geschlecht wurde anno 1130 erstmals urkundlich erwähnt, die Schönburgs waren Reichsgrafen, die obere Linie Reichsfürsten. Meine Familie zählte zum Hochadel. Das lombardische Geschlecht der Taxis (alias Tasso) erscheint urkundlich erstmals im Jahr 1117. Tasso ist das italienische Wort für Dachs, das Wappentier der Familie, eingedeutscht Dax, woraus sich der Name Taxis und später das Haus Thurn und Taxis entwickelte. Eine Journalistin meinte im Gespräch mit mir, dass jemand, dessen Stammbaum viele Jahrhundert zurückreicht, mit einem anderen Selbstgefühl ausgestattet sein und anders in die Zukunft blicken müsse als ein Mensch wie sie. Das trifft wahrscheinlich zu. Wir unterscheiden uns dadurch vom sogenannten Normalbürger, dass wir unsere Tradition aufgezeichnet und gepflegt haben. Das heißt natürlich nicht, dass ich mich deshalb jemand anderem gegenüber überlegen fühle. In einer anständigen Familie wird einem das als Kind schon ausgetrieben. Bei Wahlen habe ich nur eine Stimme wie jeder andere auch. 

			Der Stammbaum hat meine Familie nicht davor bewahrt, enteignet zu werden. Mein Vater Joachim Graf von Schönburg-Glauchau musste als 16jähriger mit seiner Mutter und seinen sechs Geschwistern auf einer Kutsche vor den Russen fliehen. Wir wurden aus unserer mitteldeutschen Heimat vertrieben – wie sich herausstellte, für immer. Dass mein Vater ein Graf war, hat ihm nicht geholfen. Meine Familie musste bei Null anfangen. Sie war finanziell von der Verwandtschaft im Westen abhängig. Mein Vater hat als Leichenwäscher gearbeitet, um sein Studium zu finanzieren, und später als Journalist für den Südwestfunk. Er war ein begeisterter Jäger und Lobbyist des deutschen Jagdschutzverbandes. Von 1990 bis 1994 saß er als Abgeordneter für die CDU im Bundestag. Unsere Familie hat durch den Krieg drei schöne Schlösser verloren: Schloss Glauchau, Schloss Wechselburg und die wunderschöne Rochsburg über dem Muldetal. Wir wurden entschädigungslos enteignet. Also beraubt. Das war und bleibt Unrecht. Helmut Kohl hat bekanntlich entschieden, dass dieses vornehmlich am Adel begangene Unrecht ein akzeptabler Preis für die deutsche Einheit war, zumal er davon ausgehen konnte, dass er mit dieser Entscheidung weder im Westen und erst recht nicht in der DDR Proteste auslösen würde. Der Adel hatte keine Lobby. Zahlenmäßig waren die Adligen nach den Gesichtspunkten der Demokratie eine vernachlässigbare Größe; auf diese paar Stimmen konnte Kohl gut verzichten. Später kam heraus, dass die Sowjetunion lediglich Straffreiheit für alle die Bodenreform betreffenden Maßnahmen gefordert habe, nicht jedoch ein Restitutionsverbot; so hat Kohl das Unrecht der DDR mit in die Bundesrepublik gerettet. Es soll nämlich seine Erfindung gewesen sein, in dem er sich damit ein Problem vom Halse schaffte, wofür er einfach die Russen verantwortlich machte. Das war der berühmte Mantel der Geschichte, nach dem der Kanzler der Einheit griff.

			Juristisch hatten die alten Besitzer keine Chance, das Bundesverfassungsgericht lehnte alle Klagen auf Rückgabe oder nennenswerte Entschädigung ab und berief sich dabei ebenfalls auf das angebliche Restitutionsverbot der Sowjetunion. 2005 bestätigte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte diese Urteile. Nach der Wende ist mein Vater als Mieter in die von seinen Eltern ererbte Rochsburg eingezogen. Er durfte allerdings nur die ehemalige Verwalterwohnung der Burg, die seinen Eltern gehörte hatte und eigentlich ihm zustand, beziehen. Das war für ihn die einzige Möglichkeit, in seine Heimat zurückzukehren. Über die irdische Gerechtigkeit hatte er natürlich seine eigene Meinung. Für ihn zählte nur wieder Daheim zu sein. Die Umstände nahm er stoisch hin.

			Umgekehrt hat mir mein Stammbaum natürlich auch genutzt. Ich hatte das Glück, einen reichen Fürsten zu heiraten. Dessen Voraussetzung war nur, eine standesgemäße Frau zu heiraten, um seine Stellung als Familienchef halten zu können. Mein späterer Mann schlug tatsächlich heimlich im „Gotha“ nach, dem Verzeichnis aller Adelsfamilien, um zu recherchieren, wessen Tochter ich bin. Erst dann war er sich sicher, dass ich die Richtige für ihn war. Er wusste auch, dass ich ein Mädchen mit geschliffenem Benehmen war. Wir mussten also nicht den Plot von „My Fair Lady“ nachspielen. Es hat alles gepasst.

			Zu den grundlegenden Eigenschaften des Adels gehört seine Internationalität. Mein Vater war Sachse, seine Mutter Polin, die Mutter seines Vaters war Belgierin, die Mutter seines Großvaters Engländerin. Meine Mutter war Ungarin, eine Nachfahrin des großen Reformers und ungarischen Nationalhelden István Széchenyi (wenn ich das in Ungarn erwähne, öffnen sich alle Türen). Die Mutter meiner Mutter war eine russische Fürstin und die Mutter ihres Vaters eine österreichische Gräfin. Das ist schon eine wilde, jedenfalls interessante Mischung, die mit der Internationalität meines Johannes gut mithalten kann. Seine Mutter war eine portugiesische Infantin, seine Großmutter eine Erzherzogin von Habsburg und damit mit allen europäischen Königshäusern verwandt. Bei den Habsburgs galt immer die Devise „Tu felix Austria nube.“ – „Du, glückliches Österreich, heirate.“ Der Adel war, neudeutsch gesprochen, zu allen Zeiten bunt, vielfältig und weltoffen.

			Mein Vater und meine Mutter lernten sich übrigens beim Ungarn-Aufstand 1956 kennen. Als Malteser tat mein Vater freiwilligen Dienst an der ungarischen Grenze, um den Flüchtlingen beizustehen. So trafen sich meine Mutter und mein Vater zum ersten Mal. Mein Vater, der mit den Kommunisten eine Rechnung offen hatte, hat sich immer für Flüchtlinge aus den Ostblockstaaten eingesetzt. Der Zusammenbruch der Sowjetunion und des Warschauer Pakts dürfte meine Eltern zumindest symbolisch ein bisschen für die erlittenen Verluste entschädigt haben.

			In meiner Familie galt die Devise: Über Geld spricht man nicht. Aber wir mussten sehr sparsam leben. Mein Vater fuhr immer irgendein halbkaputtes altes Auto. Beim Einkaufen wurde nicht die teure Butter genommen. Als Jugendliche habe ich mein kleines Taschengeld aufgebessert, indem ich beim Bauern nebenan im Herbst Äpfel und im Sommer Sauerkirschen im Akkord pflückte. Zwischendurch arbeitete ich auch in einer Töpferei. Das Dorf, in dem wir lebten, Adendorf, hatte viele Töpfereien aufgrund des hohen Tonvorkommens in der Erde und viele, viele Obstbäume. Als ich schon vierzehn Jahre alt war, konnten sich meine Eltern endlich den Traum vom Eigenheim verwirklichen und ein schönes Fertighäuschen auf einem am Waldrand gelegenen Grundstück kaufen. Wir wohnten also inmitten der Natur, und die kleine Stadt Meckenheim, deren Gymnasium meine Schwester und ich besuchten, lag nur vier Kilometer weit weg. 

			Ich bin, abgesehen von unserer Zeit in Somalia und Togo, aufgewachsen wie andere Kinder auch – obwohl wir dort ebenfalls wie die anderen Kinder lebten, außer dass wir meinen Vater in die Wildnis auf die Jagd begleiten durften. Als Teenager durfte ich reiten lernen, denn auf dem Hof, in dem wir zur Miete wohnten, gab es Haflinger-Pferde. Ich wollte unbedingt reiten, und das hat unser Vater mir auch ermöglicht. Durch meine Freizeitarbeit beim Bauern konnte ich mir mit 14 dann ein Mofa leisten, und damit war Schluss mit dem Reiten. Als ein typisches Gewächs meiner Zeit habe ich eine Rockband gegründet, in der ich erst Schlagzeug, dann E-Gitarre gespielt und gesungen habe. Ich stand mit meiner Klampfe in irgendwelchen scheußlichen Jugendzentren und sang „Smoke on the Water“. Im Nachhinein muss ich feststellen, dass diese Normalität für meine Entwicklung gut war. Jemand, der „in Glanz und Wonne“ aufwächst, wie es im „Lohengrin“ heißt, verliert leicht den Kontakt zur Realität beziehungsweise kann ihn gar nicht erst herstellen. Das sind dann die verwöhnten Gören, von denen man in der Boulevardpresse liest und sich dabei ein bisschen fremdschämt. 

			Eine Zeitlang gehörte ich wohl selbst dazu. Bevor ich mit zwanzig meinen Mann kennenlernte, hatte ich mehr als genug Zeit in den Discos der Spaßgesellschaft verplempert. Das hörte mit einem Schlag auf. Kennengelernt haben wir uns im Münchner Café Reitschule. Johannes von Thurn und Taxis, der Fürst, galt als der größte Latifundienbesitzer und mit Abstand reichste Junggeselle der Bundesrepublik, wovon ich damals allerdings keine Ahnung hatte. Für mich war er der Onkel meines Cousins Johannes Schönborn, der mit meiner Cousine, der Prinzessin Fürstenberg, verheiratet war. In unseren Kreisen duzt man sich ganz selbstverständlich unter Standesgenossen, und innerhalb der Aristokratie kennt man jede Familie, wir gingen also trotz des Altersunterschieds von über 30 Jahren sehr vertraut miteinander um. Johannes war ein unglaublich unterhaltsamer Mensch, der Erzähler schlechthin. Mit dem Charme seiner Worte hat er mich auf Anhieb fasziniert.

			Dann ging alles sehr schnell. Adel und Familie stehen in einem besonders engen Verhältnis, sie verbinden sich im dynastischen Denken zu einer untrennbaren Einheit. Johannes hat immer dynastisch gedacht. Er wollte jetzt so schnell wie möglich eine Familie gründen und Kinder haben. Er brauchte schließlich einen Erben. Es war also beschlossene Sache, dass wir heiraten. Er fuhr mit mir nach Rom und stellte mich seinem Freund, dem berühmten Couturier Valentino, vor, damit dieser mein Hochzeitskleid entwerfe. Wir hatten schöne alte Brüsseler Spitze aus Regensburg mitgenommen, ein Erbe von der Großmutter meines Mannes, die in mein Brautkleid eingearbeitet werden sollte. Die vorgezogenen Flitterwochen verbrachten wir auf Capri. 

			Zum Polterabend – bei uns heißt es Brautsoiree – hatten wir um die 300 Gäste geladen. Die Herren kamen im Frack mit Orden, die Damen trugen ein Diadem und anderen schönen Schmuck und ihre besten Abendkleider. Als DJ legte übrigens Thomas Gottschalk die Platten auf, der ewige Sonnyboy, der neuerdings auch als „umstritten“ gilt, weil er irgendwelche Sprachregelungen nicht toll findet.

			Unsere Heirat war eine sogenannte Märchenhochzeit. Ganz Regensburg befand sich auf den Beinen, zehntausende Menschen drängten sich an den Straßen, die Glocken läuteten, überall standen Fernsehkameras. Wir hatten tausend geladene Gäste, darunter unzählige Adelshäuser, etliche Minister, die Botschafter der USA, Frankreichs, Brasiliens und Kanadas, Baron und Baronin Rothschild, Unternehmer wie Konrad und Gabriele Henkel und Friedrich-Karl Flick sowie Arthur Sulzberger, Chefredakteur der New York Times. Die Bediensteten trugen Livree und gepuderte Perücken, der Prinz erschien in der Uniform des Malteser-Ritterordens mit goldenen Epauletten, am Gürtel den Säbel. Ich trug das berühmte Diadem der Königin Eugenie, welches heute im Louvre ausgestellt ist, und das achtfach abgesteppte, champagnerfarbene Seidenkleid von Valentino mit einer sieben Meter langen Schleppe aus Brüsseler Spitzer. Ich war sehr aufgeregt und hatte vor allem die Sorge, ich könnte stolpern. Sieben Meter Spitze schleppt man ja nicht jeden Tag hinter sich her. Die Kirche war prachtvoll mit roten und weißen Rosen dekoriert und bis auf den letzten Platz besetzt. Viele Menschen mussten draußen warten. Die Regensburger Domspatzen sangen Mozarts Krönungsmesse. Der damalige Bischof Rudolf Graber hat uns getraut. „In guten wie in schlechten Tagen“ – das Versprechen aller Versprechen. Ich habe es gehalten. Danach ging es in der Hochzeitskutsche aus dem Thurn und Taxis-Museum zum Empfang im Schloss. Ein ganzes Zimmer war voller Geschenke, für die ich mich nach und nach bedanken durfte. 

			Die Mutter meines Mannes, eine Portugiesin, war eine Infantin von Braganza und gehörte damit zu den ältesten Dynastien in Europa. Die Großmutter väterlicherseits war eine Herzogin von Bayern, mütterlicherseits eine Erzherzogin von Österreich, und deren Mutter wiederum kam aus dem Hause Sachsen-Coburg-Gotha. Damit stehen fast alle großen Dynastien in direkter Verwandtschaft zu Thurn und Taxis. Über Sachsen-Coburg-Gotha sind wir auch mit dem englischen Königshaus verwandt. Die Queen hat meinen Mann zum Tee empfangen, und Prinz Philip besuchte ihn in Regensburg. 

			Als Erbprinzessin eines wichtigen Fürstenhauses kamen plötzlich eine Reihe von Verpflichtungen auf mich zu. War ich bis dahin noch ein Wildfang, hatte ich auf einmal ein Fürstenhaus zu repräsentieren. „Wir werden mehr beobachtet als die anderen“, lautete die stehende Rede meines Mannes. Er war immer wie aus dem Ei gepellt und hielt sich kerzengerade wie eine Eins, auch wenn es ihm schlecht ging. „Das Schönste daran, wohlhabend zu sein, ist, frei zu sein“, bemerkte er einmal. „Aber das bist du nicht mehr, wenn du dir von jemandem einen Gefallen tun lässt, der auch nur annähernd mit einer Unkorrektheit verbunden ist.“ Das sind Lehren fürs Leben. Ich bin nie davon abgewichen.

			Ich habe schnell meine drei Kinder bekommen. Als mit Albert 1983 der Erbe zur Welt kam, fiel eine Last von mir ab. Es war und ist mein ganzer Ehrgeiz, eine gute Fürstin und eine gute Mutter zu sein. Ich legte Wert darauf, dass meine Kinder nicht nur Reitstunden bekamen, sondern auch Klavierunterricht. Die Kinderschwester ließ ich aus England kommen, damit sie zweisprachig aufwachsen konnten. 

			Ich habe in ein wunderschönes Märchenschloss eingeheiratet, aber deswegen wollte ich weder meine Modernität noch meine Aufgeschlossenheit gegenüber jedermann abschütteln. Aristokratisch zu sein hat nicht unbedingt etwas mit dem Titel oder dem Status zu tun, sondern damit, wie man mit anderen umgeht. Es nützt nichts, wohlhabend zu sein, wenn das Benehmen armselig ist. Es geht vielmehr darum, den Alltag und den Umgang in der Gesellschaft vor einem Abdriften ins allzu Frivole, Banale und Vulgäre zu bewahren. Deshalb halte ich es für wichtig, auf die Bedeutung von Eigenschaften wie Rücksicht, Diskretion, Ritterlichkeit, Einhaltung von Regeln, Diplomatie und Bescheidenheit hinzuweisen. Ich bin keine Preußin, aber eine preußische Maxime hat mir immer sehr gefallen: „Viel leisten, wenig hervortreten, mehr sein als scheinen.” 

			Mehr sein als scheinen: Das ist großartig!

			St. Emmeram ist mit seinen über 500 Räumen das größte privat bewohnte Schloss Europas. Hervorgegangen ist das schöne Ensemble aus einer bedeutenden Benediktinerabtei, der Reichsabtei St. Emmeram. Die ältesten Bauteile stammen aus dem 12. Jahrhundert. Benediktinermönche ließen sich hier am Grab des hl. Emmeram um das Jahr 800 nieder. Die Päpstliche Basilika St. Emmeram ist eine der ältesten und wichtigsten Barockkirchen Bayerns, das frühere Kloster St. Emmeram eine der bedeutendsten Abteien im deutschsprachigen Raum. Schon mein Mann hatte das Schloss für interessierte Besucher geöffnet. Sie können den mittelalterlichen Kreuzgang des Klosters, die fürstliche Gruftkapelle, die Prunkräume der fürstlichen Familie, den ehemaligen Marstall mit der Kutschensammlung und die Schatzkammer besichtigen.

			Von Anfang an haben wir das Schloss als ein Haus geführt, das offen ist für Wissenschaft, Kunst und Kultur. Unsere Bibliothek und das umfangreiche Postarchiv standen der Wissenschaft immer schon zur Verfügung. Mein Beitrag war nur, gezielt Doktor- und Masterarbeiten zu vergeben. Unser Archiv hat weitreichende Gebiete, die für die Elite-, Transport-, Kommunikations-, Sozialforschung und natürlich auch ganz allgemeine Geschichtsforschung hochinteressant sind. Wir publizieren die Arbeiten regelmäßig in einem Band, der „Thurn und Taxis Studien“ heißt. Mein gesellschaftlicher Anspruch war und ist es auch heute noch, einen interessanten, bunten Salon zu führen, in dem sich die verschiedensten Menschen aus allen Milieus und Ländern (heute heißt das divers) treffen können. Wichtig dabei ist mir nur, dass sie sich gut anziehen, sich benehmen können und interessant sind. Individualisten und Originale sind schon immer meine Stars gewesen. In meinem Salon traf stets ein buntes Portfolio an Menschen zusammen: Universitätsprofessoren, Theologen, Wissenschaftler, Theaterleute, Regisseure, bildende Künstler, Musiker aller Art. Die außergewöhnliche Mischung war und ist es, die die Gäste zu uns nach Regensburg zieht. Regensburg ist ja nicht gerade Paris. Dort ist es ohne Frage wesentlich leichter, eine interessante und bunte Runde zusammenzubekommen.

			Hier in Regensburg ist das Fürstenhaus nichts Besonderes mehr, sondern eher eine Selbstverständlichkeit, eine Instanz, so ähnlich wie die Universität. Es würde wohl erst auffallen, wenn es fehlte. Die Leute freuen sich, wenn sie mich auf der Straße sehen. Aber unsere Verbundenheit mit der Stadt bringen wir nicht in erster Linie durch Spaziergänge zum Ausdruck, sondern indem wir uns gesellschaftlich und kulturell einbringen. Dabei ist unsere seit 100 Jahren ununterbrochen geführte Fürstliche Notstandsküche, in der täglich ein dreigängiges Menü für ca. 250 Menschen bereitet wird, unser wichtigstes soziales Engagement. Die Bedürftigen werden aus der ehemaligen Klosterküche im schönsten Barocksaal des Schlosses versorgt. Ich gehe manchmal selbst auch dort zum Mittagessen. Wir stellen das Schloss für Veranstaltungen zur Verfügung, die viel Anklang finden. Im Sommer veranstalten wir die Thurn und Taxis Schlossfestspiele und im Dezember den inzwischen berühmt gewordenen Romantischen Christkindlmarkt. 

			Als mein Mann am 14. Dezember 1990 starb, war die Anteilnahme der Bevölkerung gewaltig. Beim Defilee verneigten sich 20000 Menschen vor dem aufgebauten Leichnam. Die vielen Menschen, die Schlange standen, um ihrem Fürsten die letzte Ehre zu erweisen, empfand ich als eine große Anerkennung und Liebeserklärung. 

			Doch wie gesagt: Der Adel an sich hat an Relevanz verloren. Ein Elitenwechsel hat stattgefunden. Wer mit 65 so viel herumgekommen ist wie ich, kennt natürlich Gott und die Welt. Ich habe erfahren, wie die heutige Elite denkt und handelt. Es gibt darunter verantwortungsvolle und auf das Wohl der Allgemeinheit bedachte Menschen, aber leider sind die meisten, wenn sie sich am Futtertrog der Macht breitgemacht haben, eine menschliche Enttäuschung. Die heutigen Eliten wandeln im geschlossenen Kreis von Gleichgesinnten, es sind meistens sehr reiche, extrem mächtige Menschen. Ich hatte das Glück, dank meiner Schwester, die sehr eng mit dem verstorbenen Baron Rothschild befreundet war, zu dessen Kreis auch die Clintons gehörten, dort dabei sein zu dürfen. So konnte ich auch Henry Kissinger kennenlernen, der meine Schwester Maya sehr verehrte. 

			Der Adel war früher die Elite. Heute ist man froh, wenn man sein Schloss in Schuss halten kann und die Besucher Interesse an der glanzvollen Vergangenheit zeigen, die man hier wieder lebendig werden lassen kann. Es ist eben etwas anderes, durch ein belebtes Schloss zu wandeln, als durch eine Burgruine oder ein Museum. Heute sind wir ein Wirtschaftsunternehmen und kein Hof mehr. Ein Schloss, wie groß und schön es auch sein mag, bedeutet immer zuerst eines: hohe Instandhaltungskosten. 

			Eine Frage bleibt am Ende: Wie verhält es sich mit den Anreden? Ich finde, auch in einer Republik kann man höflich sein und die historischen Namen verwenden. In Deutschland sind die Adelstitel seit der Weimarer Republik offiziell abgeschafft. Der Titel wurde Teil des Namens. Aber deswegen kann ein höflich gesinnter Mensch, der einem Angehörigen eines Adelshauses mit Respekt begegnen möchte, doch gern die ursprünglichen Anreden verwenden und beispielsweise ein Mitglied des Hauses Bayern mit „Königliche Hoheit“ ansprechen, oder unsereins mit „Durchlaucht“ oder „Erlaucht“, je nachdem, ob man in einem Gebiet geherrscht hat, und sonst einfach nur mit „Hoheit“. Aber das ist kein Muss, es ist eine reine Höflichkeit und Reminiszenz an eine über tausendjährige Geschichte. Man kann den Rektor einer Universität mit „Magnifizenz“ und einen Bischof mit „Exzellenz“ ansprechen. Man kann natürlich auch „Herr Bischof“ sagen, aber „Exzellenz“ finde ich einfach schöner. Selbst einen Politiker kann man mit „Exzellenz“ anreden, das ist zwar etwas „Old School“, aber angemessen und formvollendet. Darum geht es doch auch. Lieber ein bisschen zu viel Form, als zu wenig. 

		

	
		
			Gemeinsamkeit durch Alltagsrituale: Manieren

			Die Manieren sind ein Teil des Lebens, über den es kaum etwas Neues zu sagen gibt – aber sehr viel zu erinnern. Manieren hat der Mensch nicht per se, sondern er muss sie lernen, oft ein Leben lang. Gutes Benehmen kommt auf eine ähnliche Weise zustande wie eine gerade Haltung: Man muss sich immer wieder daran erinnern, bis im Idealfall eine feste Gewohnheit daraus wird. Viele Menschen, die sich unmanierlich benehmen, tun dies ja nicht mit Absicht, sondern eher aus Versehen, sozusagen in Gedanken. Ich bin mir ziemlich sicher, dass sich fast niemand mit Absicht schlecht benimmt. Es passiert eben, ob nun aus Unachtsamkeit, Schlechtgelauntsein, weil man im Stress ist oder es manchmal einfach nicht besser weiß.

			Was als manierlich und was als unmanierlich gilt, dürfte in groben Zügen allerdings jedem klar sein. Es gibt Unterschiede zwischen den Kulturen, doch auch hier überwiegen die Gemeinsamkeiten. Die Manieren überschneiden sich mit der Moral – das Wort kommt vom lateinischen mores, Sitten –, und über beidem schwebt Großmutters Gebot „Das tut man nicht“. Merkwürdigerweise hatte Großmutter damit immer recht. Man schmatzt nicht bei Tisch. Man unterbricht den anderen nicht, sondern lässt ihn ausreden. Man schlägt keinen Schwächeren. Man geht nicht in Unterwäsche auf die Straße. Man lässt nicht einfach seinen Müll fallen. Man bietet älteren Menschen seinen Platz an. Man hinterlässt die Restaurant- oder Hoteltoilette so, wie man sie vorgefunden hat. Man verbreitet keine offensichtlichen Lügen. Man verrät seinen Nachbarn nicht an die Geheimpolizei. Selbst das elementarste aller Gebote, „Du sollst nicht töten“, das wohl jeder spontan zu hundert Prozent der Sphäre der Moral zuordnen würde, findet seinen Platz in den Manieren. „Man sollte nie etwas tun, worüber man nicht nach dem Essen reden kann“, empfiehlt Lord Henry Wotton in Oscar Wildes Roman „Das Bildnis des Dorian Gray“ der Titelfigur.

			In gewisser Weise ist der Keim der Manieren also bereits in den Zehn Geboten angelegt. Manieren haben viel mit Anstand und Sittlichkeit zu tun. Doch dass man etwas nicht tun soll, würde nicht ausreichen, um gute Manieren zu begründen. Es muss noch etwas hinzukommen. Für dessen Beschreibung gibt es eine Reihe von Begriffen wie Höflichkeit, Zuvorkommenheit, gutes Benehmen, Stil, Eleganz, Gelassenheit, Sprezzatura. Das sind alles Verhaltensweisen, die Anstrengung erfordern und die man sich antrainieren kann. Sie kommen nicht von allein. Auch die Feinde der Manieren haben Namen, sie heißen zum Beispiel: Unachtsamkeit, Egoismus, Eile, Arroganz, Bequemlichkeit, Stumpfsinn oder Vulgarität. Sie kommen von allein und erfordern keinerlei Anstrengung – oder erst dann, wenn man sie sich mühevoll abgewöhnt.

			Ein Mensch hat wenig Einfluss darauf, wie schön er ist oder wie intelligent, aber wie manierlich er ist, bestimmt jeder ganz allein. Ein wesentlicher Teil des guten Benehmens besteht darin, seine schlechte Laune zu kontrollieren. Die schlechte Laune selbst ist so unvermeidlich wie das schlechte Wetter. Ständiges Gutgelauntsein würde außerdem an Schwachsinnigkeit grenzen. Es gibt viele Gründe für schlechte Laune, tatsächliche und vermeintliche, und manchmal auch gar keinen. Einer der tatsächlichen Gründe ist die schlechte Laune anderer. Man nimmt dann deren Stimmung auf, gibt sie entweder direkt zurück oder leitet sie an unbeteiligte Dritte weiter, die nun wirklich nichts dafür können. Ein manierlicher Mensch wird versuchen, diesen Reiz-Reaktions-Kreislauf zu unterbrechen, indem er die Erregung in sich abklingen lässt. Es mag zwar auf den ersten Impuls erleichternd sein, seinen negativen Gefühlen freien Lauf zu lassen, doch schon wenig später ist es den meisten Menschen peinlich. Und wenn man das weiß, kann die logische Konsequenz ja nur darin bestehen, dass man von vornherein versucht, sich zusammenzureißen. 

			Es geht beim guten Benehmen nicht nur darum, möglichst niemanden zu beleidigen, sondern auch selbst möglichst niemals beleidigt zu sein. Ich habe mir abgewöhnt, verletzt zu sein. Sich verletzt oder beleidigt fühlen, kostet nur Energie und bringt nichts. Warum soll man Energie an Dinge verschwenden, die man nicht ändern kann? Demütigungen passieren eben. Man muss lernen, sie auszuhalten; das ist mitunter sogar eine gute Charakterübung. Ich habe mir in meinem Leben eigentlich nie Feinde gemacht. Die Menschen, die sich über mich ereifern, kennen mich überhaupt nicht. Wenn ich schlecht gelaunt bin, muss ich versuchen, diese Laune zu beherrschen, denn wenn mir das nicht gelingt, dann werden andere verletzt. Das fände ich unaristokratisch. Wenn es überhaupt noch ein Merkmal gibt, das den Unterschied zwischen Adel und Nichtadel markiert, dann ist es die Contenance.

			Zur Contenance gehört die Höflichkeit. Meine Mutter hat mir gesagt: „Eine Familie mit einem Namen hat besondere Verpflichtungen der Höflichkeit. Man grüßt die Leute und wartet nicht, bis sie einen grüßen. Man ist immer pünktlich, besonders in der Kirche.“ Die Pünktlichkeit ist die Höflichkeit der Könige, heißt es bekanntlich. Es hat mich immer mit einer großen Zufriedenheit erfüllt, dass meine Kinder besonders höfliche Menschen sind.

			Das Wort „höflich“ kommt etymologisch von den Höfen. „Die europäische Auffassung über das, was schön und angemessen ist im Umgang der Menschen miteinander, hat der Adel formuliert“, schreibt der äthiopische Prinz und Wahldeutsche Asfa-Wossen Asserate in seinem entzückenden Buch „Manieren“. Für die europäischen Länder waren deren Herrscherhäuser stilbildend. Die moderne westliche Zivilisation zehrt von diesen aristokratischen Sitten, das dürfte unbestritten sein, auch in Zeiten, wo viele das gute Benehmen „überkandidelt“ finden. Die Manieren, fasst Prinz Asserate prägnant zusammen, „sind das Parfüm, das vergessen läßt, daß wir stinken.“

			Manieren kann man nicht einklagen, das würde zu nichts führen. Manierlich muss ein Mensch ohne Rücksicht darauf sein, wie die anderen ihm begegnen. Manieren entstehen einzig aus dem Bedürfnis danach, und jeder, der sie verbreiten will, muss bei sich selbst beginnen. Wer sich gegenüber einem Flegel gut benimmt, wird ihn möglicherweise dazu bringen, über sein Benehmen nachzudenken. Wer sich gegenüber einem Flegel flegelhaft benimmt, wird überhaupt nichts bewirken.

			Gute Manieren haben viel mit der Bereitschaft zu tun, zurückzutreten, sich nicht ganz so wichtig zu nehmen, auch einmal selbstironisch zu sein, sich auf die Zunge zu beißen. Es ist zum Beispiel unmanierlich, wenn jemand im Gespräch unbedingt Recht behalten will und den anderen deshalb nicht ausreden lässt (ich denke nur an das aufeinander Einbellen der Teilnehmer von politischen Talkshows, in denen es selten manierlich zugeht). Ein wohlerzogener Mensch pocht sogar dann nicht auf sein Recht, wenn er im Recht ist. Die Aussichten eines Wohlerzogenen auf ein politisches Amt stehen also eher schlecht. Es ist unmanierlich, fremde Menschen zu zwingen, Mobiltelefon-Gespräche in geschlossenen Räumen mitanzuhören. Es ist unmanierlich, sich vernehmbar über fremde Sitten zu wundern oder sie zu kritisieren, obendrein im Ausland. Es ist unmanierlich, Diskussionen in Glaubensfragen anzuzetteln oder ein Gespräch fortzuführen, wenn das Gegenüber signalisiert hat, dass ihm das Thema unangenehm sei. Unmanierlich ist es, jemanden ungefragt zu duzen, „nachzubohren“, wenn jemand etwas nicht offenbaren will, und sich gegenüber Fremden über Dinge zu beklagen, mit denen die nichts zu tun haben. Ein wohlerzogener Mensch wird es generell vermeiden, sich über irgendetwas zu beklagen. Wer Klage führt, gibt automatisch jemandem die Schuld, und wenn sein Vorwurf nicht zutrifft, hat er jemanden beleidigt. 

			Über vier Dinge redet man bei Tische sowieso nicht: über Religion, Krankheiten, sexuelle Präferenzen, Politik und Geld.

			Ich sagte eben, der Adel habe den Völkern seine Sitten geschenkt oder meinetwegen auferlegt. Jedenfalls flossen die Sitten jahrhundertelang von oben nach unten. Es gibt den Begriff des Emporkömmlings, vom Herabkömmling hört man eher nichts. Inzwischen scheint kein kulturelles Oben mehr zu existieren, von dem etwas Befruchtendes ausgehen könnte. Vielleicht hat sich die Fließrichtung sogar umgekehrt. 

			Der amerikanische Kulturwissenschaftler Paul Fussell war schon 1980 der Ansicht, eine Gegenentwicklung identifiziert zu haben, die er „Prole Drift“ nannte: den Trend hin zum Proletentum. Das sei eine unvermeidliche Folge der Massengesellschaft mit ihrer Massenproduktion, Massenvermarktung und Massenkommunikation, schrieb er. Ich finde allerdings, dass gerade die Massengesellschaft ein Argument für gutes Benehmen ist. Wenn immer mehr Menschen aufeinandertreffen, dann sollten sie höflich zueinander sein. 

			Als ich zusammen mit Donna Alessandra Prinzessin Borghese das Buch „Unsere Umgangsformen. Die Welt der guten Sitten von A–Z“ schrieb, das genau zur Jahrtausendwende erschien, haben wir dort zehn Prinzipien als Basis der guten Sitten aufgelistet. Da sich in diesem Bereich, wie eingangs gesagt, nichts Wesentliches ändert, man die Selbstverständlichkeiten aber immer wieder erinnern sollte, zitiere ich diese zehn Punkte hier noch einmal und versehe sie mit kurzen Erläuterungen.

			1. Glaube. – Von Dostojewski stammt die berühmte Aussage „Wenn es keinen Gott gibt, ist alles erlaubt.“ Für meine Begriffe sind die Ehrfurcht vor Gott und die Ehrfurcht vor dem Mitmenschen untrennbar verbunden. Behandle ich einen Menschen schlecht, behandle ich ein Geschöpf Gottes schlecht. Dann behandle ich also Gott schlecht. Insofern ist der Glaube für mich auch die Grundlage der Manieren.

			2. Liebenswürdigkeit. – Es ist das Einfache, das so schwer zu machen ist. Wer sieht, wie sich eine Turnerin mit Eleganz auf dem Schwebebalken bewegt, mag kurz vergessen, welche ungeheure Mühe dafür nötig war. Auch die Liebenswürdigkeit kostet Mühe. Doch man kann sie lernen, und man hat ein Leben lang Zeit dafür. Es ist Gott sei Dank nie zu spät dafür, liebenswürdig zu sein.

			3. Ordentlichkeit. – Die gehört zu den wichtigsten Eigenschaften des zivilisierten Menschen, und es hat mich gefreut, dass auch Jordan Petersen in seinem Bestseller „12 Rules for Life“ als sechste Regel aufstellte: „Set your house in perfect order before you criticize the world“, zu deutsch: „Räum erst mal dein Zimmer auf, ehe du die Welt kritisierst.“ 

			4. Disziplin. – Das ganze Leben ist voller Aufgaben, die man nur ungern erledigt. Doch hat man sie erledigt, fühlt man sich besser. Deshalb soll man diszipliniert sein und sie erledigen. 

			

			5. Hilfsbereitschaft. – Das muss man eigentlich nicht begründen. Es gibt Menschen, die eine Verrechnungsmentalität haben. Hilft man ihnen, sind sie bereit, ebenfalls zu helfen. Sie helfen sozusagen zurück – aber immer mit dem Augenmerk darauf, dass kein Ungleichgewicht zu ihrem Nachteil entsteht. Ich halte das für viel zu anstrengend und denke mir, dass man einfach helfen sollte, wenn man kann, und dann nehmen die Dinge schon ihren Lauf. Wer anderen hilft, dem wird auch geholfen.

			6. Ästhetische Erziehung. – Ich kann es nicht mit Statistiken beweisen, bin mir aber sicher, dass ästhetisch empfindsame Menschen sich im Schnitt besser benehmen als ästhetisch desinteressierte. Allein schon deshalb, weil sich im Verlangen nach den Künsten und der Literatur ein den Manieren verwandter Wunsch nach Schönheit äußert. Wer eine manierlichere Welt will, sollte folglich die ästhetische Erziehung fördern.

			7. Friedfertigkeit. – Das bedarf wohl keiner Erklärung. Allerdings will ich ausdrücklich hinzufügen, dass Friedfertigkeit nicht im Widerspruch zur Wehrhaftigkeit steht. Auch eine friedfertiger Mensch und eine friedfertige Gesellschaft müssen sich verteidigen können.

			8. Großzügigkeit. – Der Schauspieler Ulrich Tukur hat im Fragebogen des Magazins Focus unter dem Punkt „Schenken Sie uns eine Lebensweisheit“ nur ein Wort geschrieben: „Gib.“ Volle Zustimmung! Zu den unangenehmsten menschlichen Eigenschaften gehören der Neid und der Geiz. Großzügigkeit ist das Gegenteil von beiden. Anders als der Neider kann der Großzügige gönnen, im Gegensatz zum Geizigen ist er freigiebig (ich meine nicht verschwenderisch). Großzügigkeit kompensiert Neid und Geiz wie ein Parfüm schlechten Geruch.

			9. Respekt vor der Schöpfung und Umwelt. – Ein weiteres im Grunde selbstverständliches Gebot. Hier gilt dasselbe wie bei der Ordentlichkeit: Jeder kehre zuerst vor der eigenen Tür. Der Respekt vor der Schöpfung und der Umwelt zeigt sich im Verhalten des Einzelnen gegenüber Schöpfung und Umwelt. Wir sparen im Schloss selbstverständlich Energie, wo wir können, und versuchen, möglichst wenig Müll zu produzieren. Das Haus Thurn und Taxis gehört zu den großen Waldbesitzern in Deutschland, für uns ist Naturschutz Alltag. Als sogenannte Klimaaktivisten gegen das Fällen von Bäumen im Hambacher Forst protestierten, sah man danach in den Medien Bilder von Müllbergen, die sie in ihrem Camp zurückgelassen hatten. Während ihrer tagelangen Aktion hatten sie das Feld eines Bauern zertrampelt und dies damit begründet, dass sie schließlich für das Weltklima kämpften und wo gehobelt werde eben Späne fielen. Ich finde das wenig überzeugend. 

			10. Respekt vor Autoritäten. – Hier sind Missverständnisse schnell zu haben. Gilt nicht gerade „der“ Deutsche als besonders obrigkeitshörig? Wäre nicht im Gegenteil weniger Respekt vor Autoritäten besser? Nein. Man darf nicht Autorität mit Macht verwechseln. In Machtpositionen können auch Menschen gelangen, denen jede Autorität fehlt. 

			Ich meine mit Autoritäten Menschen, die sich diese Autorität durch besondere Leistungen erworben haben oder die ihr Amt besonders verdienstvoll ausüben. Wenn Macht und Autorität zusammenfallen, ist das lediglich ein Glücksfall. Die 68er nannten sich antiautoritär. Durch sie ist das pauschale Nichtrespektieren von Autoritäten, ob nun Professor oder Polizist, literarischer Klassiker oder Papst, zur intellektuellen Marotte geworden. Das Funktionieren einer Gesellschaft hängt aber an ihren Autoritäten, und deshalb soll man sie im Sinne des Ganzen respektieren.

			Zuletzt: Wer gute Manieren predigt, ist gezwungen, sich an die eigene Nase zu fassen und selbstkritisch auf das eigene Benehmen zu blicken. Mir ist es früher durchaus passiert, dass beim Autofahren kurzzeitig der Punk die Fürstin besiegt hat. In Flensburg sind meine Verfehlungen dokumentiert worden. Ich habe mich aber gebessert.

		

	
		
			Die Schlossfestspiele im Wandel

			Die Thurn und Taxis Schlossfestspiele gibt es seit 2003. Der eigentliche Ausrichter ist der Konzertveranstalter Odeon Concerte, ich bin lediglich die Schirmherrin. Die Festspiele finden immer im Juli statt und sind längst eine feste Regensburger Institution geworden. Und das keineswegs nur für die Einheimischen – die Gäste kommen von überall her.

			Mein Gedanke war damals, die Tore des Schlosses St. Emmeram dem Publikum zu öffnen. Begonnen haben wir mit dem Christkindlmarkt, der seit 2001 ausgerichtet wird und jährlich eine Viertelmillion Menschen anzieht. Die Schlossfestspiele waren der nächste Versuch, und sie kamen genauso gut an, wie man an den Besucherzahlen sehen kann. Wir sind praktisch immer ausverkauft. Im Schnitt kommen 3000 Gäste pro Abend, was auf die zehn üblichen Tage gerechnet 30000 pro Jahr ergibt. Das heißt, bislang haben über 600000 Menschen diese Konzerte besucht. Damit gehört Regensburg zu den größten Open-Air-Festspielen in Deutschland. Das Wiener Magazin Festspiele hat uns in der Kategorie „schönste Schlossfestspiele“ mehrfach in die Top Ten gewählt. An der Spitze steht dort meistens das legendäre englische Glyndebourne Opera Festival. In Deutschland sind wir sogar die Nummer Eins. 

			Die Besucher kommen einerseits wegen der schönen Atmosphäre, andererseits natürlich wegen der hochkarätigen Künstler, die unser Festspielveranstalter Reinhard Söll und sein Team nach Regensburg holen. Wir bieten eine Mischung aus verschiedenen musikalischen Genres an, von der Oper bis zum Pop, es ist für jeden Geschmack etwas dabei. Auch das ist sehr in meinem Sinne, denn Tradition und Moderne gehören für mich zusammen, gerade in der Kunst will ich weder auf das eine noch auf das andere verzichten. Auf der Bühne im Schlosshof wurden zum Beispiel Mozarts „Zauberflöte“, Verdis „Nabucco“ und „Otello“, Puccinis „Tosca“ und „Turandot“ aufgeführt, aber auch Bernsteins „West Side Story“ und „Evita“ von Andrew Lloyd Webber. Bei uns sind Gesangsstars wie Agnes Baltsa, Elīna Garanča, Anna Netrebko, José Carreras, Placido Domingo und Jonas Kaufmann aufgetreten. David Garret gastierte fünfmal im Schloss. Chris de Burgh war da, Liza Minelli, Max Raabe, Elton John, Joan Baez, Xavier Naidoo, Sting, Eros Ramazotti, Zucchero, die Scorpions und die Band „Revolverheld“, auf deren Auftritt ich noch zu sprechen komme. Und noch viele andere mehr – ich will es mit dem Namedropping aber hierbei bewenden lassen.

			Als wir die ersten Festspiele planten, standen wir vor der Frage: Wo sollen die Zuschauer sitzen? Im Schlosshof steht ja der Brunnen, den kann man nicht einfach einmal im Jahr abbauen. So entstand die Idee der doch technisch recht anspruchsvollen Zuschauerkonstruktion. Voll besetzt ist diese Tribüne immer ein imposanter Anblick. Vor allem hat man bei uns von jedem Platz aus gute Sicht auf die Bühne. Die Künstler wiederum können sich in sehr extravaganten Zimmern auf ihren Auftritt vorbereiten, nämlich in den Prunkräumen des Schlosses. 

			Ich bin wirklich stolz auf den Erfolg der Festspiele und die hohe Qualität der musikalischen Darbietungen. Es freut mich, wenn ich sehe, wie die Besucher in den Pausen und nach dem Konzert im Park flanieren oder dort ihre Cocktails trinken. Die Atmosphäre ist entspannt und nach Einbruch der Dunkelheit sehr stimmungsvoll. Die Ehrengäste bitte ich im Anschluss in den Pavillon zum Dinner, aber nicht abgeschlossen von den anderen, sondern mittendrin, sozusagen auf dem Präsentierteller. 

			Ich habe in den vergangenen elf Jahren fast ausschließlich Lob über die Schlossfestspiele gehört – ich meine von denen, die dabei waren. Es gibt allerdings Zeitgenossen, die finden, diese Veranstaltung müsse verhindert oder am besten ganz abgeschafft werden. Neuerdings sind die Festspiele wegen einiger Demonstranten in die Schlagzeilen geraten, die sich vor dem Schloss versammeln und zum Boykott des Festes aufrufen, weil sie eine andere politische Meinung vertreten als ich. Strenggenommen halten sie ihre Ansichten für richtig und meine für falsch und unerlaubt. Das ist zunächst einmal ihr gutes Recht, sollen sie also demonstrieren. Wir hatten auch einmal eine Klimakleberin zu Gast, die versucht hat, eine Aufführung der „Zauberflöte“ zu nutzen, um das Publikum auf den drohenden Weltuntergang hinzuweisen. „Tod und Verzweiflung flammet um mich her!“, singt Mozarts Königin der Nacht, und so ungefähr muss die junge Frau empfunden haben. Da sie aber die Aufführung unmittelbar störte, was nicht ihr gutes Recht war, musste die Polizei ihr Treiben beenden, unter dem Applaus des Publikums übrigens.

			Die Aktionen vor dem Schloss sind Ausdruck der Meinungs- und Demonstrationsfreiheit und deshalb begrüßenswert, das habe ich von Anfang an gesagt. Protestieren, Transparente hochhalten, öffentlich seine Ansichten kundtun, das gehört zu einer funktionierenden gelebten Demokratie. Wem das nicht gefällt, der möge sich das Gegenteil vorstellen: Polizeisperren, Wasserwerfer, Schlagstöcke ... – um Himmelswillen! Im Grundgesetz steht geschrieben: „Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.“ Die Betonung liegt nicht nur auf dem Wort „Recht“, sondern auch auf dem Wort „friedlich“. Solange alles in diesem Rahmen bleibt, habe ich kein Problem damit. Leider besteht die Toleranz mitunter nicht beiderseits. Als Hedwig von Beverfoerde 2018 mit ihrem Bus am RegensburgerDomplatz vorfuhr, um mit einer Aktion unter dem Motto „Lebensrecht für alle“ auf das Recht der Ungeborenen aufmerksam zu machen, wurde sie von einer teilweise mit Megafonen ausgestatteten hundertköpfigen Menge buchstäblich niedergebrüllt.

			Den Schlossfestspielen tut natürlich jeglicher Wirbel gut. Von Flensburg bis Garmisch haben die Menschen von den Protesten gegen das Festival erfahren. Eine Handvoll auffälliger Boykottforderer sind für die meisten Journalisten interessanter als 3000 dezente Konzertgäste. Natürlich wissen diese Demonstranten, dass vom Glanz des Events ein paar Strahlen auf sie abfallen. Gerade für viele junge Leute bin ich wohl nur noch die Frau, von der sie aus den Medien erfahren haben, dass man gegen ihre Festspiele demonstriert, weil sie falsche Ansichten vertritt. Aber was soll’s, any press is good press. Wären die Schlossfestspiele nicht so erfolgreich, gäbe es vielleicht keine Proteste. Und vielleicht informiert sich ja der ein oder andere darüber, worum es eigentlich bei diesen Protesten geht. Die Jugend scheint ja neuerdings erfreulicherweise wieder mehr zum Konservatismus zu tendieren. 

			

			Das führt mich zum erwähnten Auftritt der Band „Revolverheld“. Damals – es war im Jahr 2019 – erklärte der Sänger dem Publikum: „Wir spielen hier auf dem Grund einer Frau, mit deren Werten wir überhaupt nicht übereinstimmen.“ Das stand auch nicht als Bedingung im Vertrag. Die Schlossfestspiele sind ja eine musikalische Veranstaltung, kein Wertevermittlungsseminar. „Revolverheld“ teilte außerdem mit, man werde die komplette Gage an die Regensburger Seenotrettungs-Organisation „Sea-Eye“ spenden. Das ist ebenfalls in Ordnung, jeder kann mit seinem Honorar machen, was er will. „Tu‘ Gutes und rede darüber“, lautet ein in Charity-Kreisen bekanntes Motto. Etwas unhöflich fand ich allerdings, dass die Band sich wegen meiner angeblichen Fremdenfeindlichkeit von der Bühne aus von mir als Gastgeberin distanziert hat, ohne jemals mit mir zu sprechen. Die Jungs wussten natürlich, wie gut ihre Aktion in den Medien ankommen würde. Wahrscheinlich hat man ihnen auch noch Mut dafür bescheinigt. Ich will den Bandmitgliedern keineswegs unterstellen, dass sie unredlich handelten und das alles nur abzogen, um Moralbienchen zu sammeln. Sie können das durchaus aufrichtig gemeint haben. Nur: Als ich in der Pause nachfragen ließ, ob ich die Band begrüßen dürfe, um auch meinen Standpunkt in der Frage darzulegen, lehnten die Revolverhelden ab. Das wäre für sie wohl zu viel der Konfrontation gewesen.

			So etwas ist mir übrigens schon häufiger passiert. Als etwa der Minister ***, damals Vorsitzender der bayrischen Katholiken, gegen einen befreundeten Priester und mich verbal geschossen hatte, schlug ich ihm ein Gespräch vor, das eine gemeinsame Freundin unter Ausschluss der Öffentlichkeit moderieren sollte. Er hat rundheraus abgelehnt. Ich kann mir das nur so erklären, dass manche Menschen Feindbilder einfach brauchen, um sich selbst Stabilität zu geben. Mitunter so sehr, dass sie keine Rücksicht darauf nehmen wollen, ob sie überhaupt stimmen. Denn wenn sie das überprüfen würden, könnte das ganze Feindbild zusammenbrechen. Auch wenn sich auf Grund von äußeren Gegebenheiten etwas an der Haltung des Feindes dramatisch ändert, müsste sein Gegenüber darauf reagieren. Das geschieht leider höchst selten, denn man hat das gewohnte Feindbild fest verinnerlicht und empfände es als sehr unangenehm, die eigene festgefahrene Meinung ändern zu müssen. Solche Menschen müssten am Ende womöglich noch zugeben, dass sie sich im Feind geirrt haben oder das liebgewordene Feindbild nichts mehr taugt. So viel Flexibilität bringen nicht viele auf.

			2012 war der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán auf meine Einladung hin Ehrengast der Festspiele. Er war damals zum zweiten Mal mit absoluter Mehrheit ins Amt gewählt worden. Da meine Mutter Ungarin ist und wir schon als Kinder Ungarisch lernten, habe ich den Vorstoß gewagt und den ungarischen Premier eingeladen. Bekanntlich gilt Orbán in Deutschland oder besser: in der deutschen Medienöffentlichkeit als „umstritten“ (Robert Habeck oder Karl Lauterbach gelten übrigens nicht als umstritten, nicht einmal Ursula von der Leyen; das nur am Rande). 

			Was mich betrifft: Ich habe keine Schwierigkeiten mit umstrittenen Zeitgenossen. Zumal dieses Attribut auch mir angeklebt wird. Lieber umstritten als langweilig! Kurzum: Der umstrittene Viktor Orbán kam zum Fest der umstrittenen Gloria. Als ich das unserem Veranstalter ankündigte und ihn bat, zur Begrüßung des hohen Gastes vom Orchester die ungarische Nationalhymne spielen zu lassen, runzelte er die Stirn und sagte, die Orchestermitglieder würden das womöglich verweigern. Außerdem könnte der Gast es als einen Affront auffassen, wenn die Zuschauer aus Protest bei der Hymne nicht aufstehen würden. Das, dachte ich mir, ist gar nicht schlimm, der hohe Besuch sitzt ja in der ersten Reihe, und wenn die Nationalhymne erklingt, wird er sich doch sicherlich nicht umdrehen, um zu kontrollieren, was hinter ihm passiert. Also besorgte ich eine CD, auf der ein Orchester die ungarische Hymne spielt. Ich habe Herrn Orbán von der Bühne aus auf Ungarisch begrüßt, und auf mein Zeichen kam die ungarische Nationalhymne vom Band. Alle Besucher haben sich erhoben, bis auf den letzten Platz. 

			Die lokale Zeitung titelte am nächsten Tag: „Gloria lädt Diktator ein“ – ist das nicht entzückend? Entweder die Regensburger sind besonders wohlgesittet, oder ihnen war nicht klar, dass dort ein leibhaftiger Diktator sitzt. Oder beides. Ich las auch, dass Orbán Antisemit sei. Wahrscheinlich leben die Juden in Budapest deshalb so viel sicherer als in vielen deutschen Städten, wo sie besser nicht mit der Kippa in der Öffentlichkeit auftauchen, wenn sie keinen Ärger bekommen wollen, und wo Synagogen wie Festungen bewacht werden müssen.

			Noch ein Wort zu den Protestierern. Diese Leute nehmen für sich in Anspruch, dass sie sich für Toleranz und Diversität einsetzen. Aber mit welchen Konsequenzen? Was kann das Publikum für meine Aussagen? Dass wir unsere Tore öffnen, ist ja auch ein Geschenk an Regensburg und alle auswärtigen Gäste, so eine schöne Kulisse finden Sie in ganz Bayern nicht noch einmal. Wenn man das jetzt wegboykottierte, weil die Schirmherrin böse ist, dann täte man ja den Menschen etwas Schlechtes und nicht mir. Wenn die Festspiele nicht stattfänden, würde nicht ich bestraft, sondern ich könnte mich in der Zeit an sommerlichen Freizeitaktivitäten an der Donau erfreuen. Es steckt schließlich auch viel Arbeit in dieser Veranstaltung. Da eine große Zahl der Gäste von außerhalb anreist, bringen die Festspiele der Stadt zusätzliche Einnahmen, die dann obendrein wegfielen. Die Gesamtbilanz eines erfolgreichen Boykotts wäre also sehr negativ – außer für die Boykottierer selbst. Sie könnten sich in ihrem politischen Milieu als Tugendhelden feiern lassen. 

			Mit ihren spielverderberischen Boykottaufrufen wollen diese Ultratoleranten letztlich der Bevölkerung ein großes schönes Sommerevent wegnehmen, aus einem unter Zivilisierten lächerlichen Grund: einer anderen Meinung. Sogar unsere Sponsoren werden unter Druck gesetzt. Und ausschließlich darum habe ich etwas gegen diese Leute. Dass sie anderer Meinung sind als ich und sich irgendwie genötigt sehen, das der Welt mitzuteilen, stört mich wie gesagt überhaupt nicht.

			Die Schlossfestspiele werden weitergehen, wie wohl auch die Proteste weitergehen werden, eine Mehrheit wird unbeirrt zu uns strömen, und eine Minderheit wird dagegen demonstrieren. So entstehen eben demokratische Entscheidungen.

		

	
		
			Gefeierte Äußerlichkeit: Die Punk-Prinzessin

			„Wer sich an die 1980er-Jahre erinnern kann, hat sie nicht erlebt“, sagte Falco. So einfach kann ich mich aus dieser Zeit nicht davonstehlen. Sie begann für mich zunächst einmal großartig; zwischen 1980 und 1983 bekam ich meine drei Kinder. Doch das bleibende Bild, welches ich in den Achtzigern in der Öffentlichkeit hinterlassen habe, war ein anderes. „Punk-Prinzessin“ nannte mich die Boulevardpresse damals. Die Vanity Fair taufte mich auf „Princess TNT“. Mein Markenzeichen waren exzentrische Auftritte mit den schrillstmöglichen Outfits und den gewagtesten Frisuren. Heute schüttle ich den Kopf darüber. Ich vermute, das geht den meisten Menschen so, wenn sie auf ihre sogenannte Sturm- und Drang-Zeit zurückblicken. Nur hatte ich damals den fabelhaften Resonanzboden der Medien. Übrigens war ich als „Punk“ nicht die Spur „umstritten“, im Gegenteil, die Journalisten fanden das cool. „Umstritten“ wurde ich erst später. 

			Aber der Reihe nach. Mit dem Umzug nach München 1977 begann eine neue Phase meines Lebens. Mein Vater hatte die Chefredakteursstelle einer Jagdzeitschrift angeboten bekommen, also siedelten wir an die Isar um. Den Wechsel von Adendorf in der Nähe von Bonn nach München empfand ich ungefähr wie die Auswanderung aus der DDR nach Amerika. 

			Für ein Mädchen im späten Teenager-Alter war das Leben in einer so schillernden und genussfreudigen Stadt total aufregend, vor allem das Nachtleben. Wegen des Schulwechsels musste ich ein paar Monate früher nach München ziehen, denn meine Eltern hatten noch kein passendes Haus gefunden. Ich kam zu meiner Tante, die in Schwabing eine Wohnung hatte. Sie kannte jede Bar der Stadt (unglücklicherweise war sie Alkoholikerin). Wir zogen also um die Häuser, wann immer es sich anbot, und die Touren endeten oft erst in den frühen Morgenstunden. Zuletzt saßen wir immer im „Why not“. Dort landeten die interessantesten Typen nach ihren Sausen durch die Nacht, dort trafen wir zum Beispiel Mick Jagger, Freddie Mercury, den Rennfahrer James Hunt oder den alte Flick und seine Neffen. Mit meiner Tante im Schlepptau war es natürlich lustig und so wurde ich Teil der Münchner Bussi-Bussi-Gesellschaft, wo man trank, Drogen nahm und feierte, als gäbe es kein Morgen. Das ist kein Leben, das einen Menschen glücklich macht, im Gegenteil, ich habe mich leer und nutzlos gefühlt. Damals habe ich Zeit verloren, wertvolle Zeit, in der ich etwas hätte lernen können. 

			Aber die Vorsehung war gnädig und schickte mir meinen Mann. Damit endete die Zeit der Leere, und natürlich war ich glücklich, dass er mir durch die Ehe eine wunderschöne Aufgabe geschenkt hat, nämlich Mutter zu werden. Damit hatte mein Leben plötzlich einen Sinn bekommen. Auf der einen Seite, mich um meinen Mann zu kümmern, auf der anderen, ihm drei Kinder zu schenken und sie großzuziehen. 

			Die zweite und, wenn man so will, die „Modepunk“-Phase folgte nach der Geburt meiner Kinder. Zuvor war ich ja nur ein unbekanntes junges Mädchen aus dem Ost-Adel. Doch mit meiner Eheschließung geriet ich automatisch in den Focus der Öffentlichkeit, und irgendwann begann ich das auszunutzen. Man muss bedenken, dass ich damals fast ausschließlich mit wesentlich älteren Leuten zu tun hatte, ich war Anfang zwanzig und verkehrte mit 50- und 60-Jährigen. Und das waren überwiegend steife und prätentiöse Leute, die zur Nomenklatura gehörten und die sich darüber unterhielten, wo sie den nächsten Monat verbringen würden oder was sie im Theater gesehen hatten. Das wird einer jungen Frau natürlich irgendwann langweilig. Meine Art, damit umzugehen, war eben, dass ich zu spät erschien und mich verkleidete. Dann hatte ich wenigstens Spaß und konnte mich darüber amüsieren, wie pikiert oder erschrocken viele auf meine Garderobe reagierten. 

			Das Personal im Schloss schien damals immerhin recht froh zu sein, dass endlich Leben ins Haus kam. Dieser Hof war zuvor eine Art Altersheim gewesen. Mein Schwiegervater war knapp achtzig Jahre alt, und mein Mann befand sich ständig auf Reisen. Im Grunde lag St. Emmeram im Dornröschenschlaf. Mit mir kam frischer Wind. Ich hatte eine andere Art, mit den Leuten umzugehen, als es dort vorher üblich war. Früher sollten die Hofangestellten quasi unsichtbar sein, wenn Besuch kam. Der Fürst und die Fürstin hatten praktisch nur Kontakt zu ihren Leibdienern. Ich dagegen ging sofort in die Küche, um das Personal kennenzulernen. Ich ging in die Stadt und sprach mit den Menschen. Ich habe sozusagen die Barrieren der Etikette durchbrochen. Vorher war alles sehr streng reglementiert. Die althergebrachten Sitten lasteten auf dem Schloss. Der Grund dafür war übrigens keineswegs irgendein Dünkel, sondern eher eine Art von Steifheit. 

			So war es früher, vor meiner Zeit, im Schloss üblich, dass sich das Personal versteckte, wenn der Prinzipal durch die Flure schritt. Man fand das angemessener. Der Fürst sollte durch ein schön hergerichtetes Schloss gehen ohne zu sehen, wie gearbeitet wird. Bei mir verhält es sich andersherum: Ich habe gern Leute um mich. Ich möchte, dass das Haus um mich herum lebt. Ich freue mich, wenn Fenster geputzt werden oder der Staubsauger läuft. Das heißt keineswegs, dass ich die Tradition missachtet habe. Ich fand sie nur eben manchmal wenig sinnvoll und da und dort etwas antiquiert.

			Ich habe mein Dasein an der Seite meines Mannes auch ein bisschen als Job gesehen. Dieses Repräsentieren kann sehr anstrengend werden. Irgendwann kam der Punkt, an dem ich fand, dass er mich zu sehr mit gesellschaftlichen Verpflichtungen beanspruchte. Nach der Geburt meines Sohnes, der als drittes Kind zur Welt kam, war eine Last von mir abgefallen. Ich hatte gewissermaßen meine Pflicht getan, und die Kür konnte beginnen. Jetzt wollte ich mich auch etwas vergnügen. Das erste Mal, dass Gerhard Meir mir eine dieser verrückten Frisuren verpasste, mit denen ich durch die Boulevardmedien ging, war die Hochzeit meiner Schwester Maya mit Mick Flick. Zum Entsetzen des Hochzeitspublikums erschien Schwester Gloria mit einer steifen Löwenmähne in Pink. Im Nachhinein tat es mir leid, dass ich meiner Schwester mit diesem Quatsch die Show gestohlen hatte.

			Es war einfach eine verrückte Zeit. Wir reisten viel, und ich lernte damals in New York alles kennen, was in der Stadt einen Namen hatte, von ausgeflippt bis Establishment, von Andy Warhol über Jean-Michel Basquiat bis zu Keith Haring, der ein guter Freund von mir wurde. Da waren die große Mäzenin Brooke Astor oder Damen wie Nan Kempner, Gloria Vanderbilt, Betsy Bloomingdale und Nancy Reagan. Es gab die legendären Abende im Studio 54 und am folgenden Tag Schlagzeilen wie: „Die Fürstin tanzt auf den Tischen.“ Eine Zeitung schrieb: „Mit einer genialen Mischung aus Punk und Prunk erobert die Fürstin die Gesellschaftsspalten.“ Die Vogue erklärte mich zum „Gesicht der 80er-Jahre“.

			Es folgten Einladungen zu „Wetten, dass“ und, als Höhepunkt, im November 1985 zu David Letterman, dem bekanntesten Talkmaster der Welt und König der Late Night Show. Eines Tages rief er mich einfach an. Es war, als wäre alles auf diesen Punkt zugesteuert, sozusagen den Höhepunkt meines Exhibitionismus. Ich finde das heute schrecklich, auch diesen „Wetten dass“-Auftritt. Mein Mann war hin- und hergerissen; einerseits amüsierte er sich, anderseits war es ihm unangenehm. Mein oberflächliches Brimborium hat immerhin gereicht, dass er in Münchner Lokalen oder im P1 mit „Ach, du bist der Mann von der Gloria?“ angesprochen wurde.

			Zu einer Modenschau von Chanel, wir sind in Paris im Jahr 1986, kamen mein Mann und ich ins Palais des Beaux Arts, als schon alle bereits saßen, Madame Mitterand, Madame Chirac und Madame Pompidou inmitten, und während mein Mann im Börsenanzug mit einer Blüte im Knopfloch erschien, trug ich ein schwarzes Korsarendress mit Hut. Dieser Hut war das Ereignis des Tages, „eine Mischung aus Packpapiertüte und Blumentopf“, wie eine Zeitung schrieb. Er bestand aus schwarzem Filz, und von seine Spitze ragte ein schwarzer Stengel einen halben Meter in die Höhe, von dem wiederum noch einmal der ganze Hut en miniature herabbaumelte. Die Schau konnte nicht beginnen, weil sich alle Fotografen und Kameraleute auf mich stürzten, und es vergingen 20 Minuten, bis sich der Aufruhr gelegt hatte. Das war einer der typischen Gloria-Auftritte. Damals ging ich speziell zu den Modenschauen von etablierten Häusern wie Chanel in ausgefallenen und witzigen Kreationen von jungen Designern. Wo, dachte ich mir, sollte ich sonst so aufkreuzen, wenn nicht dort, in der Welt der Mode? Ich habe diese Welt natürlich ein bisschen auf den Arm genommen. Warum auch nicht? Das Schockieren war durchaus meine Absicht. Die Modewelt und der Jetset sind ja kolossal oberflächlich, jeder interessiert sich dort nur für sich und sonst für niemanden, und dieses Prinzip habe ich auf die Spitze getrieben.

			Die Medienleute haben das jedenfalls geliebt an mir. Die begannen erst scheel auf mich zu blicken, als ich auf andere Weise „schockierte“, nämlich durch „falsche“ Ansichten. Der Beginn meines Weges ins Umstrittensein lässt sich exakt terminieren: Es war meine Bemerkung „Der Schwarze schnackselt halt gern“ in der Sendung von Michel Friedman (ausführlicher dazu im „Afrika“-Kapitel). Vorher war ich der Mediendarling, weil ich die Konventionen gebrochen hatte und was dergleichen geredet wurde. Ich war die „Punkerin“ aus dem Hochadel, und das fanden die Journalisten toll. Nun aber hatte ich gegen die Regeln der Politischen Korrektheit verstoßen, und das fanden sie gar nicht komisch. Allerdings war gerade der „Schnacksel“-Spruch das Statement eines Punks.

			Denn was bedeutet „Punk“ schließlich? Dass man dem Establishment zeigt, dass es einem den Buckel herunterrutschen kann. Dass man all den etablierten Schönfärbern und Problemleugnern die nackte, dreckige Wahrheit an den Kopf wirft. „Rechts ist das neue Punk“, hat Johnny Rotten von den Sex Pistols gesagt und damit allgemeines Entsetzen ausgelöst.

			Aber wahrscheinlich ist es einfach so, sonst hätten sie sich nicht so darüber aufgeregt, die wahren Spießer. 

		

	
		
			Wo jeder Spaß endet: Abtreibung

			Es gibt Themen – sie lassen sich an einer Hand abzählen – , bei denen ich wenig kompromissbereit bin. Obwohl ich keiner Diskussion über diese Themen aus dem Weg gehen würde. Die Abtreibung gehört dazu. Das Fünfte Gebot gilt auch für den Embryo. Der Mensch hat so wenig das Recht, einem anderen Menschen das Leben zu nehmen, wie er das Recht hat, ein Kind zu töten, nur weil es noch im Bauch der Mutter ist. Gott hat uns das Leben geschenkt, und Gott bestimmt den Zeitpunkt, wann das irdische Leben vorbei ist. Als Christ atmet man diesen Glauben. Ich kenne übrigens auch keinen Moslem, der das anders sieht. Im Gegenteil bekommt man gerade von Moslems oft den Satz zu hören: Abtreibung ist Mord. Bemerkenswerterweise sind niemals muslimische Teilnehmer eingeladen, wenn irgendwo öffentlich zum Thema Abtreibung debattiert wird. Die Frage nach dem Warum lässt sich mit dem orwellschen Begriff „Doppeldenk“ beantworten: Hier kollidieren zwei einander ausschließende Phänomene ein und desselben Zeitgeistes miteinander. Muslime sind Menschen mit Migrationshintergrund, also per se gut, deshalb dürfen sie vor laufender Kamera keine Ansichten vertreten, die man sonst nur von Konservativen, Rechten, Katholiken und anderen fragwürdigen Zeitgenossen hört.

			Ein Mord geschieht aus niedrigen Beweggründen. Insofern ist der Satz „Abtreibung ist Mord“ heikel. Wenn eine Frau das Kind eines Mannes abtreibt, der sie vergewaltigt hat, handelt sie nicht aus niedrigen Beweggründen. Eigentlich sind Lebensziele wie Karriere und Selbstverwirklichung auch keine niedrigen Beweggründe, selbst der Wunsch, „erst einmal das Leben zu genießen“, wäre keiner. Diese Rechtfertigungen verlieren aber ihre Unschuld, wenn man sie in Relation zu dem setzt, was ihretwegen getan wird: Das Leben eines Kindes wird zerstört. Dass der Embryo lebt, haben bislang noch nicht einmal die hartgesottensten Feministinnen bestritten. Doch dieser Mensch, dieses vollkommen schutzlose Wesen, wird von ihnen durch Bezeichnungen wie „Zellhaufen“ oder „Zellklumpen“ entmenschlicht. Was immerhin zeigt, dass irgendwo im Halbbewussten doch ein Unrechtsgefühl schlummert, sonst könnte man sich solche begrifflichen Entlastungsversuche ja sparen. 

			Man sagt auch: „Es wurde weggemacht.“ Dieses „Es“ klingt wie etwas Störendes, wie ein Geschwür. In diesem unpersönlichen neutralen Pronomen versammelt sich ebenfalls das schlechte Gewissen. Außerdem soll damit Artikel 1 Grundgesetz entkräftet werden: „Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ Denn das gilt schließlich auch für den Mensch im Bauch der Mutter. Menschliches Leben beginnt laut Gesetz mit der Einnistung des befruchteten Eis in der Gebärmutter. So stand es übrigens bereits im Preußischen Allgemeinen Landrecht von 1794: „Die Allgemeinen Rechte der Menschheit gebühren auch den noch ungeborenen Kindern schon von der Zeit ihrer Empfängnis.“ Aber das gilt nicht für ein „Es“. Ein „Es“ ist kein Mensch. So wie der erste Satz eines Buches kein Buch ist? Aber es gibt kein Buch ohne ersten Satz! Der Euphemismus aller Euphemismen ist allerdings die „Schwangerschaftsunterbrechung“ – analog dazu wäre der Totschlag dann wohl eine „Lebensunterbrechung“. Es wird aber nichts unterbrochen, sondern beendet. Deshalb ist auch der Begriff „Abtreibungsgegner“ falsch. Diese Menschen engagieren sich nicht gegen, sondern für etwas. Es sind Lebensschützer. 

			„Reproductive Health“ ist ebenfalls ein grauenhafter Euphemismus und beweist schon im Titel die Lüge, die hier den Frauen präsentiert wird, um ihnen die Entscheidung zur Tötung der eigenen Leibesfrucht näher zu bringen. Reproductive? Health? Eine Abtreibung ist so ungefähr das Ungesündeste was eine Frau machen kann. Sie verursacht, wenn man nicht total abgebrüht ist, psychische Folgeschäden und sehr häufig auch physische. Selbst die Künstliche Intelligenz ist da ehrlicher als die Abtreibungslobby.

			Der Theologe und von den Nationalsozialisten ermordete Widerstandskämpfer Dietrich Bonhoeffer hat geschrieben: „Die Tötung der Frucht im Mutterleib ist Verletzung des dem werdenden Leben von Gott verliehenen Lebensrechtes. Die Erörterung der Frage, ob es sich hier schon um einen Menschen handele oder nicht, verwirrt nur die einfache Tatsache, daß Gott hier jedenfalls einen Menschen schaffen wollte und daß diesem werdenden Menschen vorsätzlich das Leben genommen worden ist. Das aber ist nichts anderes als Mord.“ Eine Frau könne „aus Verzweiflung in höchster menschlicher oder wirtschaftlicher Verlassenheit und Not“ so handeln, wobei „die Schuld oft mehr auf die Gemeinschaft als auf den Einzelnen fällt“, doch all das, so Bonhoeffer, „vermag an dem Tatbestand des Mordes nichts zu ändern“. 

			In Deutschland sind zwischen 1974 und 2023 Schätzungen zufolge etwa 6,4 Millionen Leben abgetrieben worden. Das ist eine Massenvernichtung ungeborenen Lebens. Nein, dieser Begriff relativiert keine andere historische Massenvernichtung, wie von interessierter Seite in solchen Fällen gern behauptet wird – er nennt lediglich die Dinge beim Namen. Es wird massenhaft ungeborenes Leben vernichtet. Dieses ungeborene Leben gilt also im Wortsinne als lebensunwert. Wer sich gegen die Massenvernichtung ausspricht, dem schlägt in Deutschland ein schäumender Hass entgegen. Allein mit der Bemerkung, man sei mit der gängigen Abtreibungspraxis nicht einverstanden, kann man hierzulande wahre Proteststürme auslösen – zumindest beim tonangebenden Milieu. 

			Wir hören und lesen immer wieder, dass die Bundesrepublik ein reiches Land ist, das anderen Ländern abgeben und Armutsmigranten aufnehmen müsse. Aber ungeborene Kinder können aus wirtschaftlichen Gründen bedenkenlos beseitigt werden. Der Begriff „Willkommenskultur“ wirkt vor diesem Hintergrund doch recht zynisch und doppelzüngig.

			Da Ungeborene keine Kinder bekommen können, wird die Lücke, die mit den massenhaften Abtreibungen gerissen wird, täglich größer. Wenn „jedes dritte werdende Leben an der Wand des Unwillkommenseins zerschellt“, wie der Philosoph Peter Sloterdijk es nennt, und ein Fünftel der deutschen Frauen überhaupt keinen Nachwuchs zur Welt bringt, stirbt das deutsche Volk im ethnischen Sinne eben allmählich aus. Der feministische Standardspruch lautet in diesem Fall: Wir müssen schließlich dem Führer keine Kinder mehr schenken. Das ist an Primitivität kaum zu toppen. Uns bleibt also nur die Wahl zwischen Faschismus und allmählichem Verschwinden beziehungsweise Ersetztwerden. Die anderen bekommen ja noch Kinder. 

			Damit sind wir bei der Demografie. Die deutsche Politik hat auf diese Entwicklung nicht etwa mit Familienförderung reagiert wie zum Beispiel die Fidesz in Ungarn, sondern mit der Förderung der Migration und der Reform des Staatsbürgerschaftsrechts. Ich sah neulich eine Karikatur, ein sogenanntes Meme, bestehend aus zwei Bildern. Das obere zeigte eine Abtreibungsklinik, das untere eine Entbindungsstation; oben sah man ausschließlich weiße westliche Frauen im Wartezimmer sitzen, während sich auf dem unteren Bild muslimische und auch schwarze Frauen mit ihren Kindern tummelten. Dieses Meme war durchaus eine Abbildung der Wirklichkeit. Wenn eine in die Millionen gehende Gruppe in der Bevölkerung vergleichsweise viele Kinder bekommt und Abtreibung verbietet, während die andere, angestammte Gruppe kaum Kinder bekommt und Abtreibung zum Grundrecht erklärt, wie wird dann wohl auf mittlere Sicht die demografische Entwicklung aussehen?

			Die Kinderfeindlichkeit beginnt gegenüber den werdenden Kindern im Mutterleib. So hat die Entertainerin Carolin Kebekus in ihrer ARD-Show den alten Bonnie-Tyler-Hit „It's a Heartache“ umgetextet in: „Schwangerschaftsabbruch ist doch kein Verbrechen.“ Damit bezog sie sich auf die Worte des CDU-Chefs Friedrich Merz, die Abschaffung von Paragraf 218 sei ein komplexes Thema, „das wie kein zweites das Land polarisiert“. Diese Feststellung ist das Mindeste, was ein Politiker zum Thema vortragen kann. Doch Frau Kebekus wollte nicht einmal akzeptieren, dass es sich um ein Problem handelt. Wenn das mit dem Polarisieren so ein Problem für ihn sei, wandte sie sich an den CDU-Politiker, „dann lassen Sie es doch einfach“. Es ist für Frau Kebekus also völlig unproblematisch, wenn einem Menschen der Eintritt ins Leben verwehrt wird. „Und seid ihr keine Frauen, reißt bitte eure Schnauze nicht mehr auf“, trällerte sie, obwohl jeder weiß, dass sich unter denjenigen, die Abtreibung wenigstens für problematisch halten, sehr viele Frauen befinden. 

			Ähnlich von Zweifeln und Skrupeln befreit erscheinen diejenigen Politiker, die Abtreibungen ohne Wenn und Aber – und am besten noch ohne Fristen – befürworten, wenn sie im Bundestag sprechen oder bei öffentlichen Debatten auftreten. Für diese Abgeordneten, meistens sind es Frauen der SPD oder von den Grünen, ist die Tötung des Ungeborenen ein rein medizinischer Akt, ungefähr wie die Entfernung eines Fibroms durch den Hautarzt. Aus ihrer Sicht existiert kein Rechtsanspruch eines im Entstehen begriffenen neuen Erdenbürgers, sondern einzig und allein die Selbstbestimmung der Frau. Sie kann darüber verfügen, was mit dem Kind geschieht. In solchen Reden erklingt sogar Triumph, wenn die Abtreibung erleichtert wird. So verkaufte eine SPD-Rednerin im Bundestag das uneingeschränkte Recht auf Abtreibung nicht nur als „Menschenrecht“, sondern auch als Ausdruck „von Fortschritt in der Frauenpolitik“. Wenn so der Fortschritt aussieht, dann gute Nacht. 

			Im Falle einer Abtreibung stehen sich zwei miteinander unvereinbare Ansprüche gegenüber: das Lebensrecht des Kindes und das Recht der Mutter auf Selbstbestimmung über den eigenen Körper. Bislang galt in der Bundesrepublik ein Kompromiss (er kann, wenn dieses Buch erschienen ist, schon gekippt worden sein), den das Bundesverfassungsgericht in einer salomonischen Entscheidung festgeschrieben hat: Lebensschutz hat Verfassungsrang, aber Abtreibung ist bis zum dritten Monat straffrei. Dieser Kompromiss sieht sich den ständigen Angriffen der linken Parteien ausgesetzt, die den Schutz komplett abschaffen wollen. Unter der Ampelregierung hatten sich zuletzt 372 Bundestagsabgeordnete zusammengeschlossen, um die völlige Freigabe der Abtreibung in den ersten zwölf Schwangerschaftswochen und die komplette Streichung des Paragraf 218 StGB durchzusetzen.

			Abtreibung hat übrigens auch nichts mit der dauernd propagierten „Nachhaltigkeit“ zu tun, deren Wichtigkeit die Grünen bei Pflanzen und Tieren so nachdrücklich betonen und die sogar gesetzlich verankert ist. Wie würden solche Leute reagieren, wenn man bei einer trächtigen Katze oder Hündin eine Abtreibung vorschlägt? 

			Das ungeborene Kind wird ab der elften Schwangerschaftswoche nicht mehr als Embryo bezeichnet, die sogenannte Fetalperiode hat begonnen. Die Nervenbahnen haben sich vernetzt, so dass die Bewegungen des Kindes immer gezielter erfolgen; es kann zum Beispiel schon eine Faust machen. Das Nervensystem wächst enorm schnell, jeden Tag bilden sich unzählige neue Verknüpfungen. Die äußeren Geschlechtsmerkmale werden sichtbar. In der zwölften Schwangerschaftswoche ist das Baby im Ultraschall meistens am Daumen nuckelnd oder mit geballten Fäusten zu sehen. Alle inneren Organe haben sich entwickelt. Die Finger und Zehen sind nicht mehr durch Häute miteinander verbunden. Das Gesicht bildet sich ebenso wie die kindlichen Proportionen. Das Baby kann singen und sich an Musik erfreuen, wie wir von Ultraschallaufnahmen wissen. Diese werden den Müttern vor der Abtreibung nicht gezeigt, damit sie es sich ja nicht anders überlegen. Wieso sind die Abtreibungsbefürworter eigentlich so engagiert, dass das Kind umgebracht wird? Es könnte ihnen doch egal sein, schließlich ist es doch der Entscheid und das Leben einer fremden Mutter und ihrem Kind. Ist es nur der Verdienst am Geschäft, oder hat der Kindermord womöglich doch auch kultischen Charakter?

			Zugleich werden die Abtreibungsgegner, die eigentlich Lebensschützer sind, denn wer kümmert sich sonst um diese todgeweihten Würmchen, von den Medien als gefährliche Extremisten geframt. Typisch für den medialen Umgang mit ihnen ist die ZDF-Schlagzeile vom 19. Februar 2024: „Gefährliches Netz radikaler Abtreibungsgegner“. Der Artikel wird aufgemacht mit den Worten: „Internationale Geldgeber, ‚Kreuzzüge für die Familie‘ und Medikamente unter der Hand – wie radikale Abtreibungsgegner Einfluss auf die Gesellschaft nehmen wollen.“ Das ist der übliche Tonfall der Öffentlich-Rechtlichen, wo man ganz offensichtlich keinen Einfluss auf die Gesellschaft nehmen will.

			Fangen wir einmal ganz von vorn an. Eine Abtreibung ist ein medizinischer Eingriff, den entweder, bei entsprechender medizinischer beziehungsweise kriminologischer Indikation, die Krankenkasse zahlt, oder die Frau selbst. Was geschieht während einer Abtreibung? Die Mutter bekommt vorher kein Ultraschallbild zu sehen, damit sie ihre Meinung nicht noch ändert. Der Embryo (nach der 12. Woche spricht man vom Fötus) wird unter Narkose ausgeschabt und/oder abgesaugt. Dass der Fötus Abwehrbewegungen ausführt, jedenfalls in der 12. Woche, wurde von Medizinern schon beobachtet. Das Kind wird „abgesaugt“ oder, wenn es älter ist, stückweise entfernt. Spinnen soll man übrigens nicht mit dem Staubsauger beseitigen, weil sie dabei zerrissen werden. Die Stücke werden dann auf dem OP-Tisch sorgsam wie ein Puzzle wieder zusammengefügt, um die Gefahr auszuschließen, dass etwas in der Gebärmutter verbleibt. Dies könnte zu schweren Infektionen und Nachblutungen führen und der Mutter im Extremfall den Vergiftungstod bringen, was übrigens nicht selten passiert, aber darüber wird nicht berichtet. Woher ich das weiß? Es gibt Ärzte, die ihr Gewissen entdecken und aus diesem Geschäft aussteigen, ihnen verdanken wir genaue Berichte darüber, wie die Tötungsmaschinerie funktioniert. Die meisten Frauen, die über ein Minimum an Sensibilität verfügen, leiden sehr stark an diesem für die Frau höchst unnatürlichen Eingriff. 

			Die Bill & Melinda Gates-Stiftung möchte „Frauen und Mädchen in die Lage versetzen, die Verantwortung für ihre reproduktive Gesundheit selbst zu übernehmen und fundierte Entscheidungen über die Familienplanung zu treffen“, heißt es auf der Webseite der Stiftung. Diese Aktivitäten geschehen unter dem Motto: „Reproductive Health“. (Der Vater von Gates war übrigens als Vorstand der Planned Parenthood Federation of America schon ein bekannter Eugeniker und Abtreibungsbefürworter). Aber Health? Hier geht es nicht um Gesundheit, denn die Prozedur kann äußerst traumatische Spätfolgen für die arme Frau haben und endet mit dem Tod des Kindes. Von den Frauen, die dabei sterben, wird nicht gesprochen. Und Reproductive? Es geht nicht um Reproduktion, sondern um Vernichtung von Leben. Über den religiösen Aspekt haben wir noch gar nicht gesprochen. Das wird auch zunehmend sinnloser in einer Gesellschaft, die sich selbst dezimiert und dafür Menschen aus dem globalen Süden abschöpft. Hier ist die kulturelle Selbstablehnung so groß, dass jedes religiöse Argument in sich zusammenfällt. Aufs Ganze des Globus gesehen, befinden sich die Abtreibungstrommler in den Ländern des Westens allerdings in einer Minderheitenposition. Für den Westen folgt daraus keine gute demografische Prognose.

			„Wir werden weiter kämpfen, und ihr haltet uns nicht auf“, endet das eingangs zitierte Lied der Komikerin Kebekus. Nun, auch wir werden weiter kämpfen: für das Lebensrecht der Ungeborenen. Zum Beispiel, indem wir schwangeren Frauen Beratung und Unterstützung anbieten. Ich unterstütze unter anderem die Stiftung „Ja zum Leben“, die Organisationen von Lebensschützern jeglicher Couleur bei ihrer Arbeit hilft. 

			Wenn ich sage, ich bin Abtreibungsgegnerin, ist das zunächst einmal eine Aussage über mich. Das heißt nicht, dass ich die Frauen per se verurteile, die abtreiben. Natürlich ist Abtreibung aus der Sicht der Kirche eine Sünde. Wenn allerdings eine Frau zu einem Priester kommt und beichtet: Ich habe abgetrieben, und diese Schuld lastet auf mir, wird sie immer Barmherzigkeit erfahren, und sie wird spüren, dass Gott ihr vergibt. 

			Ich möchte, dass auch diejenigen Frauen, die nicht mehr christlich sind, ihr Gewissen benutzen. Dass sie nicht von „Zellklumpen“ sprechen. Dass sie das Problem wenigstens erkennen, bevor sie ihre Entscheidung treffen. Dass sie sich beraten lassen. Und selbstverständlich darf man die Männer bei alldem nicht aus der Verantwortung entlassen. Ein Mann, der eine Frau erst schwängert und dann sitzen lässt, sollte als gesellschaftlich unmöglich gelten. 

			Das Gegenstück zur Abtreibung ist die Euthanasie. In beiden Fällen geht es gegen die Schwächsten und Wehrlosesten, denen ihr Platz auf der Welt abgesprochen wird. Der Begriff „Euthanasie“ – der schöne Tod – ist natürlich ebenso euphemistisch wie der Schwangerschaftsabbruch. Nichts ist schön an diesem Tod, im besten Fall befreit er einen Menschen von körperlichen Qualen. Wie die Ungeborenen haben auch die Alten keine Lobby. Wie die Ungeborenen können sich die Alten nicht wehren, zumindest können sie es oft nicht. Wenn ein Mensch nicht mehr genau weiß, wer er ist, und allein den Weg zur Toilette nicht findet, kann er sich nicht mehr wehren. Dann ist er in den Augen vieler Zeitgenossen kaum mehr als eine Pflanze. Dann ist es das Beste, ihn „zu erlösen“. Dann kann er auch „sanft“ getötet („eingeschläfert“) werden. Es ist kein Zufall, dass eine sogenannte postheroische Gesellschaft wie die unsere bei den Schwächsten ansetzt. Schließlich handelt es sich um Konkurrenten, wenn es um Ressourcen wie Geld, Zeit und Wohnraum geht. Wie der Embryo steht auch der Greis der Selbstverwirklichung und dem Egoismus im Wege. Wenn es keinen Gott gibt, ist alles erlaubt. Die letzte Forderung der überkommenen Moral wird dann darin bestehen, die „Euthanasie“ der Alten als „selbstbestimmt“ zu deklarieren.

			Wenn eines Tages die Euthanasie überall im Westen so normal ist wie die Abtreibung, wenn der Mensch also darüber entscheidet, wann geboren wird (und wann nicht) und wer wann zu sterben hat, dann sind die Aufklärung und die Moderne gescheitert. Dann sind wir bloß noch technisch fortgeschrittene Barbaren. Dann kann man auch fragen, warum die Toten und die Embryonen nicht zu Nahrungsmitteln verarbeitet werden wie in dem dystopischen amerikanischen Film „Soylent Green“ aus dem Jahr 1973.

			Papst Johannes Paul II. sprach von einer „Kultur des Todes“, die sich in den Ländern des Westens ausbreite, Benedikt XVI. hat diese Worte aufgegriffen. Der sogenannte IT-Visionär Ray Kurzweil behauptet, im Jahr 2045 werde der letzte Mensch geboren, danach werde die Menschheit mit der Künstlichen Intelligenz verschmelzen und eine neue Stufe der Evolution erreichen. Jeder kann sich ausrechnen, dass diese Verschmelzung zum einen keineswegs allen Erdenkindern zugänglich sein wird, sondern allenfalls ein Elitenprojekt sein kann, und zweitens Herr Kurzweil mit der letzten Geburt zugleich das Ende der Menschheit ankündigt. Auch wenn das für mich nichts als Science Fiction ist, zeigt es dennoch, wie weit sich die westliche Welt von Gott abgewendet hat und dazu übergehen möchte, alles selbst zu bestimmen. Das führt unweigerlich ins Unheil und in die Zerstörung, also letztlich in die Hölle auf Erden. Der Mensch wird nicht verurteilt, er urteilt über sich selbst.

			Alle Menschen guten Willens müssen dieser Kultur des Todes eine neue Kultur des Lebens entgegensetzen. Der Mensch überlebt in seinen Nachkommen, nicht auf irgendeiner Festplatte.

			Anselm Kiefer hat den im Mutterleib getöteten Kindern eine ganze Serie von Bildern und Skulpturen mit dem Titel „Die Ungeborenen“ gewidmet. Die Sensibilität und Feinheit dieser Kunstwerke erinnern an den Roman „Stern der Ungeborenen“ von Franz Werfel.

			Die Oper „Die Frau ohne Schatten“, von Richard Strauss und Hugo von Hofmannsthal, ist nach meinem Wissen das einzige Kunstwerk, in dem die Ungeborenen auftreten (neben der gleichnamigen Erzählung von Hofmannsthal). „Hört, wir wollen sagen: Vater!“, singen sie. „Hört, wir wollen Mutter rufen!“ 

			Das Werk schließt mit dem Chor der Ungeborenen und ihren Worten, mit denen ich dieses Kapitel beenden möchte: 

			„Wäre denn je ein Fest, 

			Wären nicht insgeheim 

			Wir die Geladenen?“

		

	
		
			Die Einebnung der Vielfalt

		

	
		
			Ein Menschenrecht auf Migration?

			Die Migration ist ein großes Problem der westlichen Welt, womöglich ihr größtes. Es war ein zentrales Thema im US-amerikanischen Wahlkampf, den Donald Trump nicht zuletzt deshalb gewann, weil er versprochen hatte, die illegale Masseneinwanderung über die mexikanische Grenze zu stoppen. Für ein klassisches Einwanderungsland wie die USA ist diese deutlich negative Sicht auf Migration zunächst verwunderlich. 

			Einwanderer haben Amerika aufgebaut, Einwanderer haben das Land zur mächtigsten und wirtschaftlich stärksten Nation der Erde gemacht. (Natürlich auf Kosten der Ureinwohner – für die Indianer war die Migration eine Katastrophe.) Und heute verbinden viele Amerikaner mit Migration vor allem Drogen, Kriminalität, Schwarzarbeit und Billiglöhne. Einwanderung ist eben nicht gleich Einwanderung.

			Die amerikanischen Demokraten setzen darauf, dass Einwanderer überwiegend demokratisch wählen. Man spricht von einer „ethnischen Wahl“. Aus diesem Grund geben sich die Demokraten migrationsfreundlicher als die Republikaner. Die Rechnung ging diesmal nicht auf. Zwar wählten sowohl Hispanics als auch Schwarze eher Demokraten, doch die Republikaner haben vor allem bei den lateinamerikanischen Wählern aufgeholt. Viele Einwanderer, die einen Job und eine Wohnung gefunden haben und sich etablieren konnten, tendieren nämlich dazu, weitere Migration eher abzulehnen, weil sie mit den Neuankömmlingen nicht um begrenzte Ressourcen konkurrieren wollen.

			Einwanderung kann ein Land voranbringen, Einwanderung kann ein Land destabilisieren und zerstören. Der Blick in die Geschichte zeigt, dass der zweite Fall sogar wahrscheinlicher ist. Wer kam, wollte meistens etwas haben oder mitnehmen. Oft haben Einwanderer die ursprüngliche Bevölkerung verdrängt. Ob Einwanderung gelingt, hängt also, wie so vieles im Leben, von der Dosis ab. Entscheidend ist, wie viele Einwanderer kommen, welche Fähigkeiten sie mitbringen und ob sie willens sind, sich der Lebensweise des Aufnahmelandes anzupassen. Was nicht bedeutet, dass sie ihre Eigenart an der Garderobe abgeben müssen, im Gegenteil, die dürfen sie ruhig mitbringen, wenn sie damit, wie es so schön heißt, die Gesellschaft bereichern. Am augenfälligsten lässt sich das in der Gastronomie beobachten. Was wäre Deutschland kulinarisch ohne den Italiener an der Ecke, ohne den Griechen, den Türken, den Thailänder? 

			Selbstredend verändert sich eine Gesellschaft durch Einwanderer, und wenn dieser Prozess friedlich, nicht zu schnell und zum gegenseitigen Nutzen verläuft, ist dagegen nichts zu sagen. Einer der unverantwortlichsten Sätze, den deutsche Politiker in den vergangenen Jahren zu diesem Thema gesagt haben, war die Bemerkung der Sozialdemokratin Aydan Özoğuz, damals Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, die Regeln unseres Zusammenlebens müssten „täglich neu ausgehandelt werden“. Das nun eben gerade nicht! Die Regeln müssen verlässlich für alle gelten, sonst endet die Sache in Unruhen und Chaos. Die Bewohner eines Landes, das Einwanderer aufnimmt, erwarten mit allem Recht, dass diese den herrschenden Modus des Zusammenlebens akzeptieren. Wenn ich in ein anderes Land umsiedle, muss ich bereit sein, die Sitten und Gepflogenheiten dort zu akzeptieren. Ich muss auch bereit sein, mir meinen Lebensunterhalt selbst zu verdienen. Warum sollte mich ein fremdes Land sonst aufnehmen?

			Wir hören regelmäßig, dass Deutschland und die westliche Welt überaltert sind und hier nicht genügend Kinder geboren werden, um Infrastruktur und die Wirtschaft am Laufen zu halten sowie das Rentensystem der Zukunft zu schultern. Die Bevölkerungspyramiden stehen in den Ländern des Westens auf dem Kopf. Das ist auch eine Folge der Wohlstandsverwahrlosung, des Hedonismus und einer an Kindern weitgehend desinteressierten Politik. Eine Gesellschaft, die kaum mehr Nachwuchs bekommt, Abtreibungen für einen normalen „Eingriff“ hält und sich die Alten in Pflegeheimen vom Hals schafft, befindet sich demografisch im Abstieg. Zwar wird der Siegeszug der KI dazu führen, dass viele Jobs, auch in der Pflege, von freundlichen Robotern übernommen werden (das ebenfalls überalterte Japan ist bei diesem Trend Weltspitze), doch ohne junge fleißige Einwanderer wird Europa nicht auskommen.

			 Schon heute würden viele Branchen ohne Arbeitskräfte mit Migrationshintergrund (ich finde dieses Wort bürokratisch und unsexy, aber mir fällt kein besseres ein) gar nicht mehr funktionieren. Jeder, der in letzter Zeit einen Krankenhausaufenthalt hatte, weiß, dass beim Pflegepersonal kaum mehr Herkunftsdeutsche arbeiten und auch immer mehr Ärzte Einwanderer sind. Auf den Baustellen und im Transportwesen ist Deutsch eine Sprache unter vielen. Auch bei uns im Schloss arbeiten Menschen aus vielen Nationen. So weit, so unstrittig. Allerdings spreche ich hier von Einwanderern, die sich hier durch Arbeit eine Existenz aufbauen wollen. Wer stattdessen Kostgänger importiert, ist offenbar verrückt, verblendet oder möchte mutwillig für Unfrieden sorgen, um politische Interessen durchzusetzen.

			Ein von klugen und weitsichtigen Politikern regiertes Land, das Einwanderer benötigt, wird selbstverständlich fleißige, intelligente, mit der heimischen Kultur und Lebensart verträgliche Menschen ins Land lassen. Unerwünschte Kandidaten wird es sich vom Leibe halten. Der Schutz des eigenen Territoriums gegen Eroberung und das Eindringen von Gewalttätern ist die elementarste Aufgabe eines Staates. Wenn bei uns über Migration geredet wird, hört man allerdings wenig davon, was Deutschland braucht und wie die Deutschen die Sache sehen, aber sehr viel über die Motive der Migranten, ihr Land zu verlassen, und das Recht darauf, hierher zu kommen. Es gibt aber kein Recht auf Einwanderung. Jedes Volk kann selbst entscheiden, wen es in seiner Mitte aufnimmt. Eine klare Mehrheit der Deutschen spricht sich inzwischen gegen die Aufnahme von noch mehr Flüchtlingen und für Grenzkontrollen aus. Die Politiker erzählen uns aber, wir könnten die Grenzen nicht für Migranten schließen, weil das gegen europäisches Recht verstößt. 

			Immer, wenn ein Problem nicht gelöst werden soll, schieben sie „Europa“ vor. Das ist natürlich Unsinn. Jedes Land hat das Recht, seine Grenzen zu kontrollieren und für unerwünschte Einwanderer zu schließen, Dänemark, Schweden oder Ungarn führen es vor. Es verstößt lediglich gegen die sogenannte „europäische Idee“. Das wäre allerdings nicht die erste Idee, die sich vor der Realität beugen muss.

			Echte Einwanderungsländer wie Kanada und Australien suchen sich ihre Neubürger nach wirtschaftlichen Kriterien aus. Kanada hat schon vor einem halben Jahrhundert mit dem „Immigration Act“ festgelegt, dass niemand einwandern darf, der dem Sozialstaat zur Belastung wird. In Deutschland dagegen gibt es keine Kriterien. Wer Asyl sagt, darf bleiben. Unsere Zukunft hängt in hohem Maße von Technologien wie der Künstlichen Intelligenz ab. Wenn jedes Jahr bei uns eine Großstadt einwandert, aber an Ingenieuren und IT-Technikern großer Mangel herrscht, dann läuft migrationspolitisch etwas falsch.

			Das Hauptproblem besteht in der Vermischung von Asyl und Einwanderung. Unser Asylsystem wird vieltausendfach missbraucht, was gar nicht mal in erster Linie an den Migranten liegt. Die Masseneinwanderung auf dem Asylticket ist von Merkel bis zu Rot-Grün ja ganz bewusst gefördert worden. Die meisten Migranten, die seit 2015 in unser Land gekommen sind, wurden nicht politisch verfolgt und reisten über sichere Drittstaaten ein, können sich also überhaupt nicht auf unser Asylrecht berufen. Sie kosten unser Land jedes Jahr zweistellige Milliardensummen. Unter ihnen befinden sich sehr viele junge Männer, die kaum ihre eigene Landessprache schreiben können und deren Zukunft nicht gerade auf dem ersten Arbeitsmarkt liegt. Doch auch jeder Einwanderer, der nicht für seinen Lebensunterhalt aufkommen kann oder will, ist ein Konsument, ein Kassenpatient, ein Mieter. Wer das am Ende bezahlt? Ich denke, Sie wissen es.

			Was die Bilanz der unkontrollierten Migration seit 2015 angeht, hat der Welt-Kolumnist Rainer Meyer, bekannter unter seinem Alias-Namen Don Alphonso, im September 2023 in einem Tweet auf X sieben einfache Fragen gestellt:

			Wo wären die Krankenkassenbeiträge ohne die Migration seit 2015?  

			Wo wäre die Einkommenssteuer ohne die Migration seit 2015?

			

			Wie wäre die Verbrechensstatistik ohne die Migration seit 2015?

			Wie sähe der Wohnungsmarkt ohne die Migration seit 2015 aus?

			Wann bekäme man einen Termin beim Arzt ohne die Migration seit 2015?

			Wie wenig Staat und Asylsystem bräuchte man ohne die Migration seit 2015?

			Was wurde aus „Die Migration zahlt unsere Rente“ seit 2015?

			Die Beantwortung dieser Fragen durch die Bundesregierung steht aus und wird wahrscheinlich niemals erfolgen. Sie würde eine deutsche politische Lebenslüge zutage fördern.

			Am 13. September 2002 erklärte Angela Merkel im Bundestag, damals war sie Oppositionsführerin, ihre Partei werde das Zuwanderungsgesetz der rot-grünen Bundesregierung ablehnen, weil „es eben keine Begrenzung von Zuwanderung bietet“. Sie zitierte Otto Schily mit den Worten: „Das Maß des Zumutbaren ist überschritten“, und fuhr fort: „Spätestens seit Pisa ist völlig klar: Bevor wir neue Zuwanderung haben, müssen wir erst einmal die Integration der bei uns lebenden ausländischen Kinder verbessern.“ In Kreuzberg hätten 40 Prozent der ausländischen Kinder keinen Schulabschluss. „Trotzdem reden sie über mehr Zuwanderung. Wir werden das ändern.“ Also sprach Angela Merkel 2002. Acht Jahre später, nämlich 2010, setze sie noch einen drauf und erklärte „Multikulti“ für „absolut gescheitert“. 2015 rief sie dann plötzlich die „Willkommenskultur“ aus und ließ Millionen ins Land. Schizophren wäre ein womöglich zu schwaches Wort dafür. Unter der Ampelregierung wurde Merkels Politik der sperrangelweit offenen Grenzen bekanntlich fortgesetzt. Wie kann man sich diesen eklatanten Sinneswandel erklären? In ihrem fast achthundertseitigen Buch gibt es dazu keine Erklärung. 

			Parallel zum Asylchaos funktioniert die Fachkräfteeinwanderung nicht. Wir hören immer wieder vom Fachkräftemangel, obwohl seit zehn Jahren angeblich lauter gut ausgebildete Migranten – „Ärzte und Ingenieure“ – zu uns strömen. Natürlich besteht zwischen beiden Phänomenen ein Zusammenhang. Deutschland gehört nicht nur zu den Ländern mit den höchsten Steuern und Energiepreisen, sondern ist auch durch die Migration zunehmend unattraktiver und unsicherer geworden. Dazu kommt noch die schreckliche Überregulierung und Bürokratisierung. Warum sollte sich also ein hochqualifizierter Mensch in Deutschland niederlassen? 

			Ich sagte, dass es bei der Einwanderung stets um die Dosis geht. Ein Land kann nur eine begrenzte Zahl von Einwanderern verkraften. Im Idealfall kommt es zu einer schnellen Vermischung der Einwanderer mit den Einheimischen. Werden dann noch gemeinsame Kinder gezeugt, ist die Integration mit der nächsten Generation praktisch abgeschlossen. 

			Kommen aber zu viele und obendrein kulturell fremde Einwanderer in ein Land, können die Einheimischen die Fremden nicht integrieren. Jene sondern sich ab, bleiben stattdessen unter sich und bilden auf mittlere Sicht die berühmten Parallelgesellschaften. Das sind Areale, in denen die Regeln und Sitten des Aufnahmelandes kaum noch eine Rolle spielen und die Sprachen der Herkunftsländer gesprochen werden. Wenn bereits Migranten an einem Ort ansässig sind, zieht das weitere Einwanderer derselben Kultur oder Ethnie an. Besonders in Großstädten finden die Neuankömmlinge schnell Anschluss. Sie haben dort eigene soziale Netzwerke, wo man sich hilft und das Know-How über die besten Migrationswege ebenso weitergibt wie die juristischen Tricks, mit denen man die sogenannte Duldung erhält. Das gesamte Projekt Integration ist in dem Augenblick gescheitert, wenn der ankommende Einwanderer sich nicht in die deutsche Gesellschaft integrieren muss, weil er bereits in seiner jeweiligen Parallelgesellschaft bestens integriert ist. 

			Wer will, dass Migration scheitert, muss also die Grenzen möglichst weit öffnen.

			Der Inbegriff einer durch Migration untergegangenen Kultur ist natürlich das alte Rom. Dort kam alles zusammen, was viele auch heute als mögliche Zukunft befürchten: Ein dekadentes, demografisch erschöpftes und im Niedergang befindliches Weltreich, das sich nicht mehr verteidigen kann oder will, wird von wandernden jungen und fruchtbaren Völkerschaften nach und nach erobert. Das Reich zerfällt schließlich in lauter Stammesgebiete. Da die Eroberer kulturell unter den Eroberten standen, übernahmen sie viele Dinge von den Römern. Sie richteten sich sozusagen in der leeren römischen Hülle ein. Es war also kein kompletter Zusammenbruch. Ein befreundeter Historiker hat mir erzählt, dass es in seiner Zunft inzwischen Kollegen gibt, die nicht mehr von Völkerwanderung und Untergang des Römischen Reiches reden, sondern von einer „Epoche der Transformation“. Die Überlieferung und die archäologischen Funde sprächen zwar eine recht eindeutige Sprache über den rapiden wirtschaftlichen und kulturellen Verfall Roms, aber seit je stünden Historiker in der Versuchung, die Geschichte für die Politik der Gegenwart zu instrumentalisieren. Wenn Rom durch Migration lediglich „transformiert“ wurde und nicht unterging, dann war die Völkerwanderung gar nicht so schlimm. Ein Schelm, wer dabei an „Wir schaffen das“ dächte. Soweit der befreundete Historiker. 

			

			Ein Argument der Befürworter einer obergrenzenlosen Einwanderung lautet: Migration gab es schon immer. Das ist ein merkwürdiges Argument aus dem Mund von Leuten, die normalerweise alles ablehnen, was es „schon immer“ gab, die Kernfamilie etwa, das Patriarchat oder das Christentum. „Migration war schon immer Teil der Menschheitsgeschichte“, sekundiert es aus dem UN-Migrationspakt. Die Eroberung von Ländern und die Zerstörung der angestammten Kultur war auch schon immer Teil der Menschheitsgeschichte. Mord und Totschlag gibt es ebenfalls schon immer. Außerdem darf man nicht unterschlagen, dass die europäischen Wanderbewegungen in der Neuzeit fast ausschließlich innereuropäisch stattfanden. Das heißt, die Einwanderer ähnelten einander ethnisch-kulturell, und es waren Christen. Und doch hatten wir die schrecklichen Glaubenskriege im 17. Jahrhundert. Es hat viele Opfer und ungeheure Mühen gekostet, die Glaubensspaltung zu überwinden. Das sollte uns eine Lektion sein, Glaubenskriege um jeden Preis zu verhindern. Es gibt Kulturen und Religionen, die sich partout nicht vermischen lassen. Das müssen gerade die Christen in den muslimischen Ländern Nordafrikas erfahren. 

			Durch ungeregelte Migration entstehen ethnische, kulturelle und religiöse Mischgesellschaften. Beim Zerfall Jugoslawiens und der Sowjetunion konnte man sehr gut beobachten, wie instabil solche Gebilde sind. Seinerzeit wurden sie mit staatlichem Zwang zusammengehalten, in den Ländern des Westens erledigt das einstweilen – noch – der Sozialstaat. Mit schwindender Wirtschaftskraft werden die Verteilungskämpfe härter, und es kommt zu immer größeren Gewaltausbrüchen. Jüngste Beispiele sind die Krawalle der Black-Lives-Matter-Bewegung in den USA, die massive Gewalt gegen Weiße in Südafrika oder in den Städten Brasiliens, wo man nicht mehr auf der Straße spazieren gehen kann, aber auch die Straßenkämpfe in den Vorstädten von Paris. Ethnisch-kulturelle Vielfalt führt keineswegs zwangsläufig zu gesellschaftlicher Blüte. Deshalb ist es falsch, dieses gefährliche soziale Experiment weiterzuführen, das an anderer Stelle schon gescheitert ist. Warum ohne Not solche Zustände bei uns herbeiführen? Oder möchte man unsere Gesellschaft absichtlich zerstören?

			Es gibt unter den Roten und Grünen durchaus Ideologen, die unsere Wohlstandsgesellschaft als gescheitertes, ungerechtes Modell ansehen, das abgeschafft und dessen Wohlstand restlos umverteilt werden muss. Für die Degrowth-Propagandisten darf es keine Industrie mehr geben, auch die Landwirtschaft soll zurückgefahren werden, und es sollen so wenig Deutsche wie möglich geboren werden. Vorgeschoben wird der Klimaschutz, aber das wahre Ziel heißt Klimasozialismus. Der deutsche Fleiß steht diesem utopischen Gesellschaftsmodell entgegen. Deshalb ist jedes Mittel recht, um die ersehnte „gerechte Gesellschaft“ herzustellen, wozu eben auch die Masseneinwanderung kulturfremder Menschen nach Deutschland gehört. Wer die Wirtschaft eines Landes aus Gründen des „Klimaschutzes“ herunterfahren und zugleich unbegrenzt Migranten ins Land lassen und auf Kosten der Einheimischen versorgen will, riskiert natürlich sehenden Auges Verteilungskonflikte bis hin zu Bürgerkriegen.

			Diese Leute meinen, dass man kulturell verschieden geprägte Menschengruppen beliebig miteinander vermengen könnte, am Ende werde schon eine friedliche und kulturell bunte Mischgesellschaft herauskommen. In den USA nannte man diese Idee einst den „Melting Pot“, den Schmelztiegel, in dem alle Rassen und Kulturen zu einer einzigen verschmolzen würden. Das hat sich als Illusion erwiesen. Die amerikanische Gesellschaft sortiert sich nach wie vor überwiegend nach der ethnischen Herkunft. Warum auch nicht? Das linke oder progressive Menschenbild ist einfach falsch. Der Mensch ist kein weißes Blatt Papier, auf das man einfach den heute angesagten kulturellen Code schreiben kann. Menschen sind zutiefst geprägt von ihrer Herkunft. Diese Prägung reicht bis in ihre Gene. Menschen möchten gern in Nachkommen überleben, die ihnen ähnlich sind. Das ist doch natürlich und gut. Der sozialistische Einheitsmensch wird so schnell nicht die Erde bevölkern. „Alles ist nach seiner Art“, singt der Göttervater Wotan in Richard Wagners Oper „Siegfried“, „an ihr wirst du nichts ändern.“

			Wenn die Migration unter dem Asylvorwand nicht gestoppt wird, werden die Steuern weiter steigen, die Renten und Pensionen werden dagegen schrumpfen. Die Wohnungsknappheit in den großen Städten wird zunehmen. Es werden Migranten-Ghettos entstehen, wie sie heute schon in Frankreich, Belgien und England existieren. Wie Studien zeigen, haben Migrantenkinder im Schnitt erhebliche Defizite im Lesen, Schreiben und Rechnen. Das durchschnittliche Bildungsniveau in Deutschland wird folglich sinken. Parallel dazu drohen kulturelle Verschiebungen erheblichen Ausmaßes: Die herkömmlichen Sitten und Gepflogenheiten werden allmählich von den Einwanderern an ihre importierten Bräuche angepasst. Auf der anderen Seite wird deshalb die Fremdenfeindlichkeit zunehmen. Der Altkanzler Helmut Schmidt hat bereits im Jahr 2008 davor gewarnt, „unser Geburtendefizit durch Einwanderung aus Afrika und Asien aufzufüllen“. Die „kulturelle Einbürgerung“ vollziehe sich sehr unzureichend. „Wer die Zahlen der Muslime in Deutschland erhöhen will, nimmt eine zunehmende Gefährdung des inneren Friedens in Kauf.“ 

			

			Einwanderung kann gelingen, wenn sie geregelt, in verträglicher Zahl und nach den Bedürfnissen des Aufnahmelandes stattfindet. Sie wird verlässlich schlecht enden, wenn sie von Ideologen organisiert und zur Gesellschaftsveränderung missbraucht wird.

		

	
		
			 Diktierte „Gleichheit“: Gender und LGBTQ+ 

			Mit einer Kombination von Großbuchstaben teilt man uns seit einiger Zeit mit, dass es Menschen gibt, die sexuell anders begehren als die Mehrheitsgesellschaft. Das Kürzel wird immer länger; begonnen hatte es seine Karriere als LGB, zuletzt war man bei LGBTQIA+ angelangt, und wer weiß, wie viele Buchstaben noch dazukommen, sollte der Irrsinn nicht bald aufhören. „Die Entstehung dieses Kurzwortes ist ein laufender Prozess, der die Bandbreite der Gesellschaft aufzeigt, aber auch das Verstehen und Sichtbarmachen der Menschen in ihrer Vielfalt zum Ziel hat“, erklärt der Norddeutsche Rundfunk seinem Publikum. Die „Bandbreite“ oder die Identifikation der Gesellschaft hat also mit der sexuellen Orientierung zu tun. Es ist keine Religion, es sind keine Tugenden oder Werte, die uns definieren. Nein, wir werden auf unsere sexuellen Präferenzen reduziert.

			Ich bin mir nicht sicher, ob die Mehrheit überhaupt weiß, was die einzelnen Buchstaben bedeuten – also ob sich die Gesellschaft im Bilde darüber befindet, welch großartige „Bandbreite“ sie aufweist. Lesbisch und schwul („gay“), gut, das kennt jeder. Homosexuelle gab es schon immer, auch in der Antike. Der genaue Unterschied zwischen intersexuell, transsexuell und „queer“ indes dürfte nur den wenigsten bekannt sein. Es handelt sich schließlich um eine sehr überschaubare Zahl von Menschen, die diese Eigenschaften für sich in Anspruch nehmen, weshalb die persönliche Bekanntschaft als Erfahrungsgrundlage meistens ausscheidet. Dafür ist das Thema in der Öffentlichkeit allerdings erstaunlich präsent und stiftet viel Verwirrung, vor allem in Form von Unterstellungen, jemand sei „transphob“ oder „queerfeindlich“. 

			Auch gegen mich wurden solche Anschuldigungen erhoben. Genaugenommen der Vorwurf, ich sei „homophob“. Bei meinem gut dokumentierten Leben ist dieser Vorwurf nun wirklich an den Haaren herbeigezogen. Bei zahllosen Veranstaltungen bin ich mit bekannt schwulen Männern aufgekreuzt, die sich nie mit mir gezeigt hätten oder mit mir befreundet wären, wenn sie das Gefühl hätten, ich lehnte sie ab. Ich habe mit Freddie Mercury und Rainer Werner Fassbinder in der „Deutschen Eiche“ gefeiert, dem bekanntesten Schwulenlokal Münchens. Im Übrigen hatte Schwulsein damals noch etwas Besonderes, Elitäres. Die Schwulen waren stilbewusster, kulturell interessierter und insgesamt interessanter als der Durchschnitt. Die LGBT-Kultur hat es aber geschafft, den Schwulen ein bürgerliches, ja ein spießiges Mäntelchen umzuhängen und das Extravagante und Besondere zu zerstören. 

			Meine schwulen Freunde jedenfalls lachen sich kaputt, wenn sie von den Unterstellungen hören, ich sei „homophob“. Schon als junge Dame war mir die Gesellschaft homosexueller Männer sehr lieb, weil es für mich mit ihnen lustiger und unkomplizierter war. Man wurde hier nicht unter Druck gesetzt, sondern konnte ganz unbeschwert und fröhlich feiern, ohne das Gefühl zu haben, jemand will mehr. Das ist für eine junge Frau wichtig, die sich den Fortpflanzungsakt für den Mann des Lebens aufbewahren möchte. Mit einem heterosexuellen Mann, der einen ausführt, kann es recht mühsam und anstrengend werden, wenn man die entgegengebrachten Erwartungen nicht erfüllen möchte. Viele Schwule indes fühlen sich in Gegenwart eleganter Damen sehr wohl. Dieses Glück hatte auch ich. Meine Verehrer waren fast alle schwul. Leider sind die meisten von ihnen an der schrecklichen Krankheit Aids gestorben. 

			Wie also kommt eine Frau, die jahrelang mit Schwulen um die Häuser zog, in den Ruch, eine Schwulenfeindin zu sein? Es war so: Als ich vor ein paar Jahren ein Interviewbuch mit dem mittlerweile verstorbenen Kölner Kardinal Meisner veröffentlichte, das vor allem ein katholisches Publikum ansprechen sollte, lud mich Sandra Maischberger in ihre Sendung ein. Ich ging selbstverständlich hin – es war am 9. September 2008 –, um das Buch zu bewerben. In der Sendung fragte mich Frau Maischberger, was man denn tun könne, um homosexuell und zugleich katholisch sein zu können. Meine spontane Antwort war: „Beten“. Ich kenne, um das hier einzufügen, katholische Homosexuelle, die ihre Veranlagung als belastend empfinden, gewissermaßen als ein Kreuz, das sie tragen. Da hilft es sicher, den lieben Gott durch Gebete um Unterstützung zu bitten. So war das von mir gemeint. Doch mein Wort „beten“ löste in der Homoszene Entsetzen und Aufruhr aus. Seitdem bin ich „homophob“.

			In der katholischen Moraltheologie gilt die Homosexualität übrigens nicht per se als Sünde. Allein der homosexuelle Geschlechtsakt ist beichtfähige Materie. Dasselbe gilt auch für jeden heterosexuellen Verkehr außerhalb der Ehe. Es ist klar, dass diese Auslegung inzwischen selbst unter Theologen umstritten ist und dass viele ihre lieb gewordene Freizeitbeschäftigung durch Umdeutung der Lehre legitimieren wollen. Es liegt im eigenen Ermessen, wie man leben möchte. Ich jedenfalls toleriere Homosexualität als naturgegeben, so wie ich auch vieles andere toleriere, was moralisch vielleicht nicht einwandfrei ist. Doch muss ich es deshalb gutheißen oder propagieren? Ich finde, dass die Sexualität eine Sache ist, die diskret behandelt werden soll. Es geht niemanden etwas an, wer wie mit wem schläft. Details darüber gehören für mein Dafürhalten nicht in die Öffentlichkeit. 

			Die meisten Religionen lehnen Homosexualität ab, weil die Fortpflanzung zu den festen Bestandteilen der allgemeinen Glaubenslehre gehört. Die Gebote gelten dabei aber nur für die Gläubigen der jeweiligen Religion. Das wird gern unterschlagen, damit diejenigen, die nicht dazugehören, sich wenigstens geächtet und nicht respektiert fühlen dürfen. Es ist ja für gewisse Kreise heute ganz wichtig, dass sie behaupten können, sie würden diskriminiert. Aber wieso sollte sich jemand an Gebote halten, die keine Geltung für ihn haben? Clubregeln gelten ja auch nur für Clubmitglieder. Dass die sexuelle Gesinnung politisiert wird, hat nur den einen Zweck, Menschen gegeneinander aufzubringen und Unfrieden zu schüren. Das illustriert das folgende Beispiel: Als im September 2011 Homosexuelle gegen Benedikt XVI. demonstrierten, während er Deutschland besuchte, hieß es, der Papst stehe „für eine menschenfeindliche Geschlechter- und Sexualpolitik“. Sie grenze Menschen aus und diskriminiere sie. 

			Der Papst ist das Oberhaupt der katholischen Kirche und vertritt nicht nur den katholischen Glauben, sondern auch das Naturrecht, welches für alle Menschen Geltung hat. Er muss den Finger in gesellschaftliche Wunden legen. Dass die Sexualität von ihrem göttlichen Ursprung, der Fortpflanzung, entkoppelt und vermittels von Dating Apps zum Volkssport stilisiert wird, muss er doch geißeln. Aber wieso interessiert das Menschen, die der Kirche fernstehen? Ich rege mich doch auch nicht über die Clubregeln im „Berghain“ auf. Vielleicht schüttelt man den Kopf, aber mehr doch nicht. Geht es mich etwas an, was Sexsüchtige in ihrer Freizeit machen?

			Die Kirche lehrt – und wir Katholiken glauben –, dass die Ehe zwischen Mann und Frau ein Sakrament ist. Also eine von Gott beschützte Institution, in der neues Leben weitergegeben werden kann. Vater und Mutter sind die Keimzelle der natürlichen Familie. Es ist daher ein Offenbarungseid, wenn die Grünen vorgeben, die Partei zum Schutze der Natur zu sein, und gleichzeitig künstliche Fortpflanzung und Abtreibung propagieren. Gibt es etwas Unnatürlicheres? 

			Als Katholikin lehne ich nicht die Homosexualität als solche ab, sondern den Anspruch, die Homo-Ehe mit der Ehe zwischen Mann und Frau gleichzusetzen. Die Ehe zwischen Mann und Frau, meine ich, beansprucht einen schützenswerten Status, weil nur sie die natürliche Weitergabe des Lebens ermöglicht. Die Weitergabe des von Gott geschenkten Lebens ist das erste Gebot überhaupt: Seid fruchtbar und mehret euch. Es gibt tatsächlich Grüne, die propagieren, dass Menschen, die sich verpflichten, keine Kinder zu bekommen, dafür belohnt werden sollten. Das ist Nihilismus, und diese Ideologie kehrt immer wieder in verschiedenen Verkleidungen zurück. 

			Nein, ich diskriminiere nicht die Homosexuellen – außer im Wortsinn, diskriminieren heißt ja eigentlich nur unterscheiden –, sondern ich bevorzuge die traditionelle Familie. Auch das wird heute gern mutwillig verwechselt. Wenn ich bevorzuge, diskriminiere ich nicht automatisch. Jede Mutter bevorzugt ihre eigenen Kinder. Aber diskriminiert sie damit die anderen Kinder? Das ist doch offenkundig Unsinn. 

			

			Ich bin davon überzeugt, dass man nicht auf alles, was einem durch den Kopf geht, ein Recht hat. Man wird viel zufriedener durchs Leben gehen, wenn man sich freiwillig den von der Natur aus gegebenen Einschränkungen unterwirft. Was heißt zum Beispiel: Recht auf ein Kind? Ein Kind ist doch kein Hund, den man sich einfach kaufen kann! Ich bin auch gegen die Leihmutterschaft, zunächst einmal, weil es dazu immer zwei Frauen braucht: eine Eizellspenderin und eine, die das Baby austrägt. Warum zwei Frauen? Damit keine der beiden Mütter das Kind vor Gericht später herausklagen kann. Beide Frauen werden gegen Geld ihrer natürlichen Rechte beraubt. Die Eizellspenderin wird missbraucht, weil sie über Monate hinweg Hormone nehmen muss, um Eizellen produzieren zu können. Die Entnahme der Eizellen ist schmerzhaft und findet deshalb unter Narkose statt; der Eingriff kann unter Umständen dazu führen, dass die Frau niemals mehr auf natürlichem Weg schwanger werden kann. Durch die Hormone, die sie einnehmen muss, ist sie außerdem einem erhöhten Krebsrisiko ausgesetzt. 

			Die austragende Mutter wird missbraucht, weil ihr das Kind, das sie neun Monate unter ihrem Herzen getragen hat, gleich nach der Geburt weggenommen wird. Was macht das mit einer Frau? Man darf auch nicht vergessen, dass eine Frau nicht beliebig viele befruchtbare Eizellen produzieren kann. Es ist ein mühsamer, oft auch schmerzhafter Prozess, der durch Hormone künstlich stimuliert werden soll. Das grenzt an Ausbeutung, denn selbst wenn die Frauen, etwa wie bei der Prostitution, dies freiwillig tun, bleibt es eine Ausnutzung, bei der mögliche gesundheitliche Nachteile gegen Geld in Kauf genommen werden. Außerdem werden die überzähligen befruchteten Eizellen, die sich zu Embryonen entwickeln, entweder getötet oder für spätere Einpflanzung auf Eis gelegt. Diese Verzweckung des Menschen kann ich nicht gutheißen, auch wenn viele meiner Freunde diesen Weg gehen oder gegangen sind. 

			Dem Kind wiederum wird das Elementarste genommen, was ein Mensch hat. Hier kann man von einem Recht sprechen. Ein Kind hat ein Recht auf Vater und Mutter. Natürlich haben die auf künstlichem Wege hervorgebrachten Kinder ein Recht darauf, genau so geliebt und umsorgt zu werden wie natürlich gezeugte Kinder. Diese Kinder können nichts dafür, dass sie durch menschliche Selektion das Licht der Welt erblicken durften und ihnen deshalb ein Elternteil fehlt. Ihnen gilt meine besondere Liebe und Zuneigung. 

			Die Förderung der klassischen Vater-Mutter-Kind-Familie hat ihren Sinn einzig darin, dass die natürliche Fortpflanzung sich seit Jahrhunderten am besten für das Zusammenleben einer Gesellschaft bewährt hat. Einen künstlich geschaffenen Weg der Fortpflanzung zu beschreiten, ist mit sehr vielen Risiken verbunden, und die Gefahr besteht, dass sowohl die Kinder als auch die Gesellschaften Schaden nehmen. 

			Was die Homo-Ehe betrifft, stehen wir wieder vor dem Problem der Verwechslung von Bevorzugung und Benachteiligung. Homosexuelle konnten doch schon vorher ganz normal zusammenleben. Der Schutz, den die Ehe zwischen Mann und Frau genießt, ist einzig der Familiengründung geschuldet. Abgesehen davon, dass, wie gesagt, nach der katholischen Lesart die Ehe ein Sakrament ist. Das bedeutet, dass der Bund der Ehe nur einmal geschlossen werden kann. Auch wenn man sich später trennt, bleibt man verheiratet. Das Verstoßen einer Frau hat Jesus Christus schon gegeißelt, deshalb sehe ich in ihm auch den ersten echten Frauenrechtler.

			Hinter der Etablierung der Homo-Ehe steht der Feldzug der Linken gegen die traditionelle Familie. Die Linken interessieren sich so wenig für die Schwulen, wie sie sich früher für die Proletarier interessiert haben. Es ging und geht ihnen nur um die Zerstörung der bürgerlichen Gesellschaft, deren Kern die Familie und die Institution Ehe ist. Die Homosexuellen werden instrumentalisiert, wie früher eben die Proletarier instrumentalisiert wurden. Und so wie die Linken heute die Arbeiter längst fallengelassen haben – nicht einmal die SPD fühlt sich noch für die Interessen der einheimischen Arbeiterschaft zuständig –, werden sie auch die Homosexuellen fallenlassen, sobald sie neue „revolutionäre Subjekte“ entdeckt haben, als deren Vertreter sie sich aufspielen können. Dieser Prozess läuft ja längst. Die neue Lieblingsklientel der Linken sind die Migranten, und da viele Einwanderer aus Afrika und dem Orient starke Vorbehalte gegenüber der Homosexualität hegen, haben sich Teile der woken Linken von der Interessensvertretung der Schwulen verabschiedet. Wegen der Migration verschlechtern sich die Lebensbedingungen für viele Schwule im Westen wieder, nachdem sie sich jahrzehntelang nur verbessert hatten. Wenn dann noch Umfragen ergeben, dass Schwule genau deswegen überdurchschnittlich häufig die AfD wählen, ist die Trennung sozusagen offiziell vollzogen.

			Auch die ständig auf allen Kanälen verbreitete Behauptung, dass es mehr als zwei Geschlechter gebe, ist ein Bestandteil des linken Angriffs auf die Familie. Biologisch ist die Sache schließlich vollkommen klar. Sie ist auch nahezu jedem Menschen vollkommen klar: Es gibt zwei Geschlechter. Geschlecht ist untrennbar verbunden mit Fortpflanzung. Entweder Samenzelle oder Eizelle. Bei Zwittern, von denen die Natur voll ist, existiert beides in einem Organismus, aber es gibt kein Drittes. Das heißt, eine Frau ist eine Person, die, zumindest theoretisch, Kinder gebären kann. Ein Mann ist eine Person, die, zumindest theoretisch, Kinder zeugen kann. Eine Frau produziert Eizellen, ein Mann Samenzellen. Natürlich gibt es Menschen, die vom biologischen Standard abweichen, Personen mit biologischen Fehlfunktionen, sie verdienen Beachtung, vielleicht Hilfe, aber sie sind nicht repräsentativ. Ein drittes biologisches Geschlecht ist allerdings noch nirgends entdeckt worden.

			„Gender“ wiederum, das sogenannte soziale Geschlecht, ist neben dem biologischen völlig sekundär. Aus der Tatsache, dass es soziale Geschlechterrollen gibt, haben die Linken die Fake News konstruiert, dass Geschlecht eine soziale Rolle sei – ein Hütchenspielertrick. Eine Rolle kann nämlich geändert, sozusagen umgeschrieben werden. Die Linken akzeptieren bekanntlich keine Unterschiede und wollen sie abschaffen. Deshalb haben sie mit der Biologie ein besonderes Problem, denn biologische Tatsachen lassen sich nicht abschaffen. Entspricht die Wirklichkeit nicht dem Weltbild der Linken, dann wird sie kurzerhand bestritten. Deshalb haben sie die Gender-Theorie erschaffen. Die Biologie soll korrigiert werden. 

			Dass es Menschen gibt, deren Geschlechtsidentität nicht mit ihrem biologischen Geschlecht übereinstimmt, ist unbestritten, aber gewiss kein Thema, mit dem sich die gesamte Gesellschaft permanent befassen müsste. Wenn ein Mensch sein Geschlecht wechseln will, ist das seine Privatsache. Allerdings finde ich es skandalös, wenn man diese Entscheidung Minderjährigen aufdrängt. Jeder weiß doch, wie unsicher sich junge Menschen in der Pubertät fühlen, wie sie mit den plötzlichen Veränderungen ihres Körpers erst einmal klar kommen müssen und dass sie sich manchmal fremd im eigenen Leib fühlen. Sie in dieser Situation zu einer Geschlechtsumwandlung zu verführen, also zu einem unumkehrbaren Eingriff, der das gesamte Leben umstürzt, halte ich für kriminell. Wo wir doch Genitalverstümmlung an afrikanischen Mädchen zu recht als Körperverletzung brandmarken. Diese armen verschnittenen Teenager sind die aktuellen Opfer des nächsten linken Gesellschaftsexperimentes. 

			Bei jeder Aspirin-Packung wird im Beipackzettel auf mögliche Risiken hingewiesen. Geschieht dies wirklich auch bei der Geschlechtsumwandlung, um auf die Langzeitfolgen und die teilweise erheblichen Nebenwirkungen aufmerksam zu machen? Hier werden Menschen als medizinische Versuchskaninchen missbraucht. Man verstümmelt ihre Genitalien, und ein ganzes Leben lang müssen sie Hormone einnehmen. Ärzte berichten, dass die chirurgisch geschaffene Vagina häufig nicht richtig heilt und damit eine permanente Wunde bleibt. Bei einem künstlichen Penis braucht man nicht viel Phantasie, um sich vorstellen zu können, dass damit gar kein befriedigender Sex mehr möglich ist. Abgesehen davon, dass die ständige Hormoneinnahme depressiv macht und Krebs fördert. 

			Dass viele Menschen heute Gender und LGBTQ+ ablehnen, hat wenig mit Homosexuellen oder Transsexuellen zu tun, sondern vielmehr mit der ständigen Propaganda, die unter diesen Labeln verbreitet wird. Die Bürger wollen nicht vom Staat umerzogen werden, schon gar nicht in ihrer sexuellen Identität. Diese Umerziehung gipfelt darin, dass existentielle Grundtatsachen wie die beiden Geschlechter, denen sich 99 Prozent der Menschen umstandslos zuordnen, ebenso in Frage gestellt werden wie die heterosexuelle Elternschaft. „Menschenmilch“ statt Muttermilch, „Elter 1“ und „Elter 2“ statt Mutter und Vater, Tampons und Monatsbinden auf den Männertoiletten von Universitäten, biologische Männer, die den Frauensport kaputtmachen, indem sie dort als Transfrauen antreten, biologische Männer in Frauenduschen und in Frauengefängnissen, biologische Männer auf grünen Frauenlistenplätzen im Parlament, die immer wieder in den Medien auftauchende Behauptung, dass Männer Kinder gebären könnten, die Streichung der „Damen und Herren“ aus der Anredeformel der Tagesschau – irgendwann hat auch der langmütigste Zeitgenosse die Nase voll. Die meisten Menschen sind guten Willens gegenüber Minderheiten, aber wenn sie merken, dass man sie manipulieren und für dumm verkaufen will, endet die Toleranz. 

			Inzwischen gehört es zum Alltag, dass Regenbogenfahnen vor Bundesbehörden aufgezogen werden. Das Bundesinnenministerium erteilte im April 2022 die Genehmigung, dass die Regenbogenflagge zu bestimmten Anlässen, etwa dem Christopher Street Day, an Dienstgebäuden des Bundes gehisst werden darf. Einige Ministerien und Polizeibehörden haben seither die Fahne aufgezogen. Das empfinde ich als übergriffig. Das Symbol einer politischen Bewegung vor staatlichen Institutionen – gerade in einem Land wie Deutschland mit seinen geschichtlichen Erfahrungen sollte dergleichen tabu sein. Da kann man mir hundertmal erzählen, das sei doch ganz friedlich und harmlos, es ginge lediglich um Toleranz und Vielfalt. Das stimmt nicht. Es geht um die Durchsetzung einer Ideologie, die alles andere als tolerant ist. Im Namen dieser Ideologie werden Karrieren beendet, Vorträge von Wissenschaftlern gecancelt, Rufmorde verübt und unsere Sprache verunstaltet. 

			Als die Regenbogenfahne zum Symbol der Schwulenbewegung wurde, waren die Homosexuellen noch eine Randgruppe. Die achtfarbige Flagge wurde zum ersten Mal am 25. Juni 1978 zur Gay Freedom Day Parade durch die Straßen von San Francisco getragen. Diese Demonstration sollte an ein anderes historisches Ereignis erinnern: an die sogenannten Stonewall Riots vom Juni 1969. Damals hatten sich schwule Besucher der Stonewall Bar im New Yorker Stadtteil Greenwich Village handgreiflich gegen eine Polizeirazzia gewehrt. Ein Jahrzehnt später, als die Regenbogenflagge ihr Debüt erlebte, gehörte die Gleichstellung der Homosexuellen längst zu den Forderungen der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung. Aber kein Gay-Freedom-Parade-Teilnehmer der Siebziger hätte sich seinerzeit vorstellen können, dass die Regenbogenfarben fünfzig Jahre später vor europäischen Regierungsgebäuden wehen und von großen Unternehmen für Marketingzwecke verwendet werden würden. Ich möchte sogar behaupten, dass die meisten der schwulen Aktivisten von damals es nicht besonders gut fänden, dass sich ihr durchaus exklusives Symbol in eine Mode verwandelt hat, von der nicht nur zahlreiche Wirtschaftsunternehmen profitieren, sondern die sogar der staatlichen Machtdemonstration dient. 

			Auch der erste Christopher Street Day – eigentlich: Christopher Street Liberation Day – im Sommer 1970 bezog sich auf die Stonewall Riots. Der erste deutsche CSD fand 1979 in Westberlin unter dem Motto „Mach dein Schwulsein öffentlich!“ statt. Was daraus geworden ist, weiß heute jeder Medienkonsument: eine durchkommerzialisierte, staatlich geförderte, von wohlwollenden Politikerstatements begleitete Veranstaltung, die mehr mit Obszönität zu tun hat als mit irgendeiner Befreiung. 

			Die Abkürzung LGBTQIA+ suggeriert ohnehin eine Zusammengehörigkeit, die so gar nicht existiert. Speziell Schwule und Lesben, also der älteste und größte Teil der Bewegung, müssen heute erleben, dass auch diese Revolution ihre Kinder frisst. Schwule sind gar nicht so selten konservativ, außerdem haben sie die erwähnten Probleme mit homophoben Migranten, was öffentlich zu erklären gegen den linken Comment verstößt. Nicht zuletzt sind die meisten Schwulen eindeutig an Männern interessiert und können mit der angeblichen Gendervielfalt und dem Gerede von „non-binärer“ Geschlechtlichkeit wenig anfangen. Sie denken und empfinden also, wie fast alle Menschen, „heteronormativ“ – es ist bezeichnend, dass dieser Begriff in den Kreisen der Erweckten als Schimpfwort gilt. Ein anderer dort zirkulierender Schmähbegriff verbirgt sich wieder unter einem Kürzel: TERF. Das bedeutet „Trans-Exclusionary Radical Feminist“, zu deutsch: Transsexuelle ausschließende radikale Feministinnen. Damit werden Frauen bezeichnet, die sich, wie etwa Alice Schwarzer, gegen die frauenfeindliche Transideologie wehren. Also dagegen, dass biologische Männer sich als Frauen verkaufen und den echten Frauen ihre Schutzräume, ihren Sport und ihre Listenplätze wegnehmen. Dass viele dieser TERFs Lesben sind, hilft ihnen nicht; sie werden trotzdem aus der bunten Gemeinschaft verstoßen.

			Wie gesagt, auf Toleranz darf man bei den Toleranzforderern nicht hoffen.

			Das gilt auch für die sogenannte Gendersprache, mit der man heutzutage schon in der amtlichen Wahlbenachrichtigung behelligt oder, sagen wir es frei heraus, angefeindet wird. Die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung lehnt gendern ab und gendert selbst nicht. Was ich gegen die Genderei habe, lässt sich in wenigen Sätzen zusammenfassen. Ich finde, dass Gender-Sternchen, -Unterstriche, -Doppelpunkte und dergleichen Symbole das Schriftbild verunstalten und das Textverständnis unnötig erschweren. Ich fühle mich vom generischen Maskulinum, also wenn ich als Besucher, Zuschauer, Bürger, Christ oder Patient angesprochen werde, absolut mitgemeint. Das ist doch der Beweis, dass wir gleichberechtigt sind, die gekünstelte Extrawurst unterscheidet uns doch schon wieder. Als Bürger sind wir alle gemeint. Das Wort Verbrecherin habe ich indes noch nirgends gehört. Wie wäre es sonst mit Stahlträgerin, Korkenzieherin, Mähdrescherin oder Wasserwerferin? Auch die „geschlechtsneutrale“ Verwendung des substantivierten Partizips I statt der angeblich männlichen Form – „Forschende“ statt Forscher, „Radfahrende“ statt Radfahrer, „Studierende“ statt Studenten – beleidigt mein Sprachgefühl. Richter müssten dann nämlich „Richtende“ heißen, Trinker „Trinkende“, Preisträger „Preistragende“, Straftäter „Straftuende“. All diese Formen sind aber unsinnig, wenn sie nicht eine Tätigkeit meinen, die jetzt, in diesem Augenblick, ausgeübt wird. Jemand ist auch Student, wenn er gerade nicht studiert, und er bleibt ein Preisträger, wenn er gerade in der Sauna ist und die Urkunde irgendwo in der Schublade liegt.

			Aber niemand müsse gendern, lautet die neue Parole. Das ist nicht wahr. An den Universitäten, in öffentlichen Verwaltungen und in vielen Medien drängt eine einflussreiche Minderheit längst allen ihren Genderjargon auf. Wer nicht mitspielt, riskiert seine Karriere. Wer nicht gendert, gilt nämlich als rechts. Die Online-Ausgabe der Welt überschrieb am 17. Februar 2025 einen Artikel zum Thema „Gender-Zwang“ mit dem Zitat eines Dozenten: „Wenn ich auf korrekte Grammatik poche, werde ich an der Uni als rechts bezeichnet.“ Wer aber als rechts gilt, wird bei der Jobvergabe aussortiert, erhält keine Aufträge, und an der Uni verfolgen ihn Asta-Aktivisten mit Kampagnen. Freiwilligkeit? Pustekuchen!

			Konservative und Liberale erklären sich gern für tolerant und sagen, jeder möge selbst entscheiden, ob er gendert oder nicht. Aber die Gegenseite ist nicht tolerant. Die Woken führen einen Kulturkampf, bei dem es nicht um Argumente geht, sondern um Macht. Deswegen perlt jede Kritik, jede Satire, jeder Spott an diesen Leuten ab. Deswegen interessieren sie sich auch nicht für die Einwände von Linguisten. Bereits das Gendersternchen ist ein Machtsymbol. Mit ihm markieren die Woken im öffentlichen Raum die von ihnen besetzten Gebiete. Sie verlangen vom Rest der Gesellschaft nicht weniger als Unterwerfung unter ihre Ideologie. Darin besteht die Gemeinsamkeit von Gendersprache, Regenbogenflagge und der unter welchem Kürzel auch immer propagierten Vielzahl erfundener Geschlechter.

			Als freisinniger, toleranter, vielfaltsliebender Mensch bin ich stets ein Freund der Minderheiten. Aber gegen Bevormundung und Umerziehung bin ich allergisch. Und Sie?

		

	
		
			Umgekehrter Rassismus

			Rassismus ist ekelhaft. Rassismus ist dumm. Diese Ansicht hat sich erfreulicherweise unter zivilisierten Menschen durchgesetzt. Ja man könnte sagen, sie ist Ausweis von Zivilisiertheit. Martin Luther King hat in seiner berühmten „I have a dream“-Rede alles Nötige dazu gesagt: Er träume von eine Welt, in der Menschen als Individuen, also nach ihren Fähigkeiten und Eigenschaften bewertet werden, und in der ihre Rasse beziehungsweise Hautfarbe keine Rolle spielt. Donald Trump nahm in seiner Regierungserklärung eigens Bezug darauf, indem er versicherte, er werde die Vereinigten Staaten in eine „farbenblinde“ Gesellschaft verwandeln. Konkret bezog sich der US-Präsident dabei übrigens weniger auf den Rassismus, sondern vielmehr auf den „Antirassismus“, auf die sogenannte Identitätspolitik, die der Trennung der amerikanischen Bevölkerung nach Rassen oder Ethnien in den vergangenen Jahren einen gewaltigen Schub gegeben hatte. 

			Für mich ist diese Farbenblindheit etwas Selbstverständliches, als Christin, als Arbeitgeberin, als Fürstin. Ich bin praktisch auf drei Kontinenten zu Hause, Europa, Afrika und Südamerika. Für mich gibt es keine Unterschiede zwischen den Menschen nach ihrer Herkunft. Ich gehe auf jeden zu und bin auf alle neugierig, ob schwarz, gelb oder weiß, ob Toilettenfrau oder Botschafter, ob Ärztin oder Schamane. Als Katholikin glaube ich, dass jeder Mensch eine unsterbliche Seele besitzt und alle Menschen vor Gott gleich sind und dass es eine Sünde ist, Menschen wegen ihrer Hautfarbe oder ihrer Herkunft negativ zu beurteilen. Für Katholiken sind Glaubensgeschwister sowieso Teil der Familie. Unsere Kirche ist schließlich eine Weltkirche. Das Christentum besitzt übrigens großen Anteil daran, dass Sklaverei und Menschenopfer fast überall in der Welt verschwunden sind. Insbesondere im Westen, wo alle Menschen gleiche Rechte genießen, ist Rassismus allgemein geächtet. Wer sich bei uns im Westen rassistisch äußert, macht sich gesellschaftlich unmöglich, und das ist gut so.

			Damit könnte ich dieses Thema auch schon beenden. Doch so einfach ist es leider nicht. Auch hier haben „fortschrittliche“ Rabulisten so viel Verwirrung gestiftet, dass die Selbstverständlichkeiten unter Bergen von Pseudoargumenten verschüttet sind. Wenn ich zum Beispiel von „Farbenblindheit“ spreche, meine ich damit natürlich nicht, dass für mich alle Menschen – über die Gleichheit vor Gott und dem Gesetz hinaus – gleich sind. Gottseidank sind Menschen eben nicht gleich. Das würde ja bedeuten, ihnen ihre Besonderheiten zu nehmen, und das wäre nicht nur langweilig, sondern auch gelogen. So wie einzelne Menschen sich auf vielerlei Weise unterscheiden, tun dies auch Kollektive, ob man sie nur Ethnien, Völker, Stämme, Kulturen oder Rassen nennt. Sie haben verschiedene Eigenschaften, Mentalitäten, Fähigkeiten, Geschmäcker, Moden, und sie sehen auch unterschiedlich aus. Jeder weiß das. Jeder sieht das. Aber nach Ansicht sogenannter Antirassisten ist diese Aussage schon wieder rassistisch. Sie nennen das dann „Zuschreibungen“ oder „Stereotype“. Sie meinen das oft nicht mal böse. Es ist einfach ihr Geschäftsmodell, überall Rassismus zu entdecken und dann staatliche Mittel zu fordern, damit sie ihn bekämpfen können. Die „Antirassisten“ haben also ein sehr geringes Interesse daran, dass der Rassismus wirklich verschwindet. Rassismus ist wie Feinstaub, man muss immer genauer messen, um überhaupt etwas zu messen. Deshalb werden die Kriterien immer feiner. Im Grunde verbirgt sich dahinter der gute alte Sozialismus, der alle gleich machen will.

			Während unsereiner noch mit der Gewissheit aufgewachsen ist, Rassismus bedeute, andere Menschen aufgrund ihrer Gruppenzugehörigkeit negativ zu beurteilen und abzuwerten, gelten heute auch positive Äußerungen über Gruppen als rassistisch. Die Aussage beispielsweise, Asiaten seien fleißig, ist demzufolge rassistisch. Juden sind intelligent? Rassistisch! Südländer sind heißblütig? Rassistisch! Es soll überhaupt keine kollektiven Eigenschaften geben. Aber jeder weiß, dass es sie gibt. Schauen Sie sich beispielsweise das Starterfeld des 100-Meter-Finales der Männer bei den Olympischen Spielen an. Oder die Sieger der Mathematik-Olympiade in den USA. Da können Sie „Zuschreibungen“ und „Stereotype“ studieren. Auch die Ergebnisse von Intelligenztests sind frappierend, sowohl was die Ethnien als auch die Geschlechter angeht. Es leben die Unterschiede! Sie sind das Salz in der menschlichen Suppe. Eine gesunde Differenzierung, die auf kulturellen Unterschieden basiert, ist ganz natürlich und sollte auch zugegeben werden können. Alles andere ist gefährliche Heuchelei, die in unterdrücktem Rassismus ausarten kann.

			Wer diese Unterschiede bestreitet, nimmt nicht nur den Individuen, sondern auch den Völkern ihr Charakteristikum. Unter dem Vorwand, Gruppen vor negativen Bewertungen zu schützen, versuchen die Linken, die von ihnen angestrebte Gleichheit der Menschen einfach als bereits erreichte Tatsache zu verkaufen. Man spürt die Absicht, und man ist verstimmt: Um Unterschiede aus der Welt zu schaffen, wird einfach ihre Erwähnung als unmoralisch gebrandmarkt oder verboten. Fast immer tun dies weiße Linke, die ihre eigene Herkunft und Kultur ablehnen und sich als eigenschaftslose „Weltbürger“ betrachten. In den anderen Teilen der Welt aber legen die Menschen Wert auf ihre Herkunft, ihre Tradition, ihre Eigenart. Deswegen unterscheiden sich ein Kenianer, ein Japaner, ein Türke und ein Mexikaner auch deutlich voneinander, und an dieser Diversität vermag ich nichts Schlechtes zu erkennen. Ich fände es im Gegenteil todlangweilig, wenn überall auf der Erde derselbe Menschenschlag leben würde. Das ist aber erklärtes Ziel der Davos-Welt, der World-Economic-Forum-Wallfahrer, die vom so genannten „Great Reset“ und den überall gleichen, genetisch verbesserten Menschen träumen, die dann wie Ameisen in durchoptimierten „15-Minute-Cities“ wohnen.

			Gruppenbezogene Unterschiede sind in diesen Kreisen tabu. Einzig die Weißen darf man nach Ansicht der linken „Antirassisten“ kollektiv dafür haftbar machen, dass sie den Rassismus in die Welt gebracht haben. Das stimmt zum einen nicht – Rassismus gab und gibt es in allen Teilen der Welt, völlig unabhängig davon, ob dort jemals Weiße lebten – und außerdem ist allein diese Behauptung purer Rassismus. 

			Wer sich in den Medien oder auf den Auslagen der Buchhandlungen umschaut, muss den Eindruck gewinnen, dass ganz besonders unsere Gesellschaft ein Riesenproblem mit Rassismus hat. Und dieser Rassismus geht angeblich immer von den weißen Einheimischen aus, von der sogenannten Mehrheitsgesellschaft. Wenn man allerdings fragt, wie oder worin sich dieser Rassismus äußert, gerade hier bei uns in Deutschland, wird die Beweislage ziemlich dünn. Die konkrete Beispiele sehen dann so aus, dass jemand bei der Wohnungsvergabe abgelehnt wurde und das auf seine Hautfarbe oder seinen ausländischen Namen zurückführt (kann stimmen, kann auch nicht stimmen; das ist Sache des Vermieters und fällt unter Vertragsfreiheit). Oder dass in Berlin ein Bahnhof „Mohrenstraße“ heißt. Dass jemand das „N-Wort“ gebraucht hat. Dass die Polizei bei Drogenfahndungen in städtischen Parks „Racial Profiling“ durchführt, also bevorzugt junge schwarze Männer kontrolliert (statt weißer Rentnerinnen). Die Frage „Wo kommst du (wirklich) her?“, soll ebenfalls rassistisch sein, wie auch die Bemerkung „Du sprichst aber gut deutsch“. Im Ernst jetzt, das ist Rassismus? Dann wäre die gute Nachricht immerhin, dass sich die einstige Geißel inzwischen unter die sogenannten Mikroaggressionen verkrümelt hat.

			Ich weiß Geschichten von Leuten, denen wurden Hotelzimmer und Reservierungen in Gaststätten verwehrt, Bankkonten gekündigt, Autos angezündet und Hausfassaden beschmiert, mitten in Deutschland, aber nicht aus Rassismus. Die Diskriminierung hatte andere Gründe. Aber es hätte einen Aufschrei gegeben, wenn dies beispielsweise einer bräunlich gefärbten Frau passiert wäre und nicht Alice Weidel. Das sind Alltagsdiskriminierungen, die diejenigen deutlich übertreffen, die hierzulande aus angeblich rassistischen Motiven geschehen. Aber darüber empört sich niemand.

			Eines anderes Pseudoargument nennt sich „struktureller Rassismus“. Nachdem tatsächlicher Rassismus in Deutschland kaum mehr auffindbar ist oder sich verstecken muss, bekamen es unsere linken Volkserzieher mit der Sorge zu tun, ihnen könne ein ganzer Geschäftszweig wegbrechen. Deshalb erfanden sie den „strukturellen Rassismus“. Der besitzt den unschlagbaren Vorteil, dass er sich nicht in konkreten Vorfällen zeigt, sondern im Verborgenen wirkt, als Struktur eben. Wenn, sagen wir, eine Muslimin einen Job nicht bekommen hat, dann lag es am strukturellen Rassismus, nicht an einer geeigneteren Bewerberin. Den strukturellen Rassismus muss der Ankläger nie beweisen. Insofern erinnert er an die sogenannte „Gläserne Decke“ der Feministinnen, die das Patriarchat angeblich überall eingezogen hat, um Frauen nicht nach oben kommen zu lassen. Als Beweis genügte stets die Tatsache, dass es ganz oben weniger Frauen gibt als Männer; andere Erklärungen wurden nicht zugelassen, weil sie die „Gläserne Decke“ stützten. Auch hier stoßen wir wieder auf das fatale linke Menschenbild, demzufolge Begabungs- oder Charakterunterschiede zwischen Gruppen nicht existieren und folglich jede Ungleichheit auf vorsätzliche Benachteiligung zurückzuführen ist.

			Das Prinzip dahinter hat der kolumbianische Philosoph Nicolás Gómez Dávila in einem Aphorismus auf den Punkt gebracht: „Gibt man ihm nicht alles, was er verlangt, erklärt sich der Linke zum Opfer einer strukturellen Gewalt, die er mit physischer Gewalt abwehren darf.“ Beweise: überflüssig. 

			Mein Verdacht ist schon lange, dass der Rassismusvorwurf von denjenigen kommt, die in Wirklichkeit Rassisten sind. Im Drogenentzugs-Psychosprech heißt das: You have to be one to know one. Nur weil sie es selbst sind, müssen die anderen auch so sein. Die ganze Sache hat sich umgekehrt. Die Antirassisten sind die Rassisten von heute.

			Natürlich, der Rassismus ist nicht besiegt, und er wird wahrscheinlich nie vollständig verschwinden. Doch wer ihn bekämpfen will, sollte sich um seine wirklichen Opfer kümmern. Auch in Europa ist Rassismus nach wie vor ein gewaltiges Übel. Das zeigte sich zuletzt in zahlreichen britischen Städten, wo sich einer der schlimmsten Ausbrüche von Rassismus in der europäischen Nachkriegsgeschichte ereignete. Über Jahrzehnte wurden tausende oft minderjährige Mädchen in die Fänge zumeist pakistanischer sogenannter „Grooming-Gangs“ gelockt und systematisch sexuell missbraucht. Stellvertretend für den Skandal steht das mittelenglische Rotherham, obwohl sich ähnliche Vorgänge auch in anderen Städten abspielten. Ermittlungen in Rotherham ergaben zwischen 1997 und 2013 eine Zahl von 1400 Opfern. In Telford wurden 1000 Opfer über einen Zeitraum von 40 Jahren gezählt. Eine erhebliche Dunkelziffer ist wahrscheinlich. Der Sender GB News hat 50 Städte identifiziert, in denen „Grooming-Gangs“ ihr Unwesen trieben, darunter Glasgow, Manchester und Oxford. In den meisten Fällen gab es aus „rassistischen Gründen“ keine umfassende Aufarbeitung. 

			Die detaillierten Fallbeschreibungen sind ekelerregend; die Ruchlosigkeit der Täter ist erschreckend. Allein beim Namen „Grooming Gang“ – „Vergewaltigerbande“ – wird einer Mutter ganz übel. Die Mädchen wurden von diesen Banden immer wieder vergewaltigt, unter Drogen gesetzt, herumgereicht, erpresst, manche wurden schwanger, es soll Selbstmorde gegeben haben. Die Täter handelten eindeutig aus rassistischen Motiven und wählten ihre Opfer anhand entsprechender Kriterien aus. Die minderjährigen Opfer wurden als „dirty gori“ bezeichnet, ein Pakistani-Umgangswort für „dreckige weiße Mädchen“. Wobei diese Banditen die Mädchen nicht allein aus rassistischen Motive geschändet haben, weil sie weiß waren, sondern auch, weil es junge Frauen und nicht zuletzt, weil sie keine Muslime waren, also „unrein“ – eine dreifache Verachtung. 

			Die Ursache für solche Verbrechen besteht nicht nur darin, dass sich muslimische Parallelwelten entwickeln konnten, in denen eine ungeheure Frauen- und Ungläubigenverachtung herrscht. Noch schlimmer ist, dass Behörden, Polizei, Justiz und schließlich die Politik alles nur Mögliche getan haben, um die Verbrechen zu vertuschen, sie nicht gründlich zu verfolgen und strafrechtlich zu ahnden. Die Angst davor, als rassistisch oder fremdenfeindlich zu gelten, und das verächtliche Desinteresse an einheimischen Mädchen aus prekären sozialen Verhältnissen gingen eine Verbindung ein, die man nur böse nennen kann. Wir haben es hier in der Tat mit strukturellem Rassismus zu tun, der bis in die Medien reichte, sogar bis in die deutschen Medien, wo die Vorfälle ebenfalls kleingeredet wurden. Man muss sich nur den umgekehrten Fall vorstellen, dass tausende muslimische Mädchen systematisch von weißen Männern vergewaltigt worden wären. Wobei es in diesem Fall längst zur Selbstjustiz seitens der Moslems gekommen wäre.

			Die Forderung nach einer nationalen Untersuchungskommission wurde am 8. Januar 2025 im britischen Unterhaus mit 364 zu 111 Stimmen abgelehnt. Es handelt sich dabei um eine politische Inszenierung, in der Labour und Tories einander gegenseitig davor bewahrten, sich einer wirklichen Untersuchung aussetzen zu müssen. Allzu viele Peinlichkeiten und Schäbigkeiten wären zutage gefördert worden. Könnten Sie sich vorstellen, dass die linke Labour-Partei im Falle, dort wären muslimische Mädchen von einheimischen Männern vergewaltigt worden, gegen eine Untersuchungskommission gestimmt hätte? Wie würden Sie zum Beispiel jemanden nennen, der vor 150 Jahren in den USA gegen die Aufklärung der Lynchmorde des Ku-Klux-Klan gestimmt hätte? Vielleicht: Rassist?

			Der englische Journalist und Autor Matt Goodwin hat 2024 eine Medienanalyse zu den Jahren von 2011 bis heute veröffentlicht und kam zu folgendem Ergebnis: Es gab in knapp 14 Jahren 4659 Artikel, in denen das Thema der „Grooming-Gangs“ irgendwie berührt wurde, wo also diese Wortverbindung auftauchte. Doch allein der obskure Begriff „white privilege“ in derselben Zeit erhielt 6.146 Treffer, „anti-Muslim“ 17.152 Treffer, „Islamophobia“ tauchte in 23.461 Artikeln auf. 

			So sieht der Rassismus heute aus, egal was man uns auch immer erzählt.

			Über all dem steht das verlogene Motto: Rassismus gegen Weiße gibt es nicht beziehungsweise kann es nicht geben. Diesen Satz habe ich gefunden – und das war nur eine Stichprobe – im ZDF, im Tagesspiegel, bei der Konrad-Adenauer-Stiftung, in der Zeit, in der Süddeutschen Zeitung, im Spiegel und natürlich auf allerlei linken Webseiten. Wie gemein gegenüber den geschändeten Mädchen von Rotherham und Telford: Rassismus gegen Weiße ist tabu. 

			Aber es gibt, wie ein deutsche grüne Nachwuchspolitikerin mit milchschokoladenfarbener Haut sagte, „eine eklige weiße Mehrheitsgesellschaft“.

			Warum es keinen Rassismus gegen Weiße geben kann? Das erste immer wieder vorgetragene Argument lautet: Nur die Mehrheit könne rassistisch sein. Das Apartheid-Regime in Südafrika war folglich nicht rassistisch. Das zweite Argument heißt, nirgends würden Weiße systematisch benachteiligt. Doch – das werden sie inzwischen überall im Westen. Weiße Jungen und junge weiße Männer aus der Unterschicht sind die absoluten Verlierer der Gegenwart. Niemand kümmert sich um sie, niemand findet ihr Los beklagenswert, im Gegenteil: Die „bessere“ Gesellschaft verspottet und verachtet sie für ihr Aussehen, für ihre Hobbys, für ihre Art zu reden und sich zu kleiden. Die Existenz des White Trash ist eine Tatsache, und dieser White Trash hat die schlechtesten Zukunftsaussichten von allen. 

			Längst verhält es sich so, dass an vielen großstädtischen Schulen in Deutschland eine biodeutsche Minderheit einer migrantischen Mehrheit gegenübersteht. „Demografie wird Fakten schaffen”, twitterte Sawsan Chebli, einstweilen noch SPD, hoffnungsvoll. Wenn es heute zu Gewalttaten entlang ethnisch-kultureller Konfliktlinien kommt, sind die deutschen Kinder in der Regel die Opfer, allein schon weil sie keine Brüder und Cousins haben, die ihnen zu Hilfe eilen. Das ist den linken Antirassisten natürlich gleichgültig, weil sie entweder keine Kinder haben oder sie in gute, sichere, vorwiegend weiße Schulen schicken. In der Bild-Zeitung habe ich gelesen, dass immer mehr deutsche Kinder zum Islam konvertieren wollen, um an der Schule ihre Ruhe vor muslimischen Plagegeistern zu haben. Die Medien und die linken Politiker beruhigen diese Kinder und Jugendlichen aber: Rassismus gegen Weiße gibt es nicht. Wie herzlos muss man sein, deren Nöte einfach so zu ignorieren! 

			Zum neuen, umgekehrten Rassismus gehören für meine Begriffe auch die Angriffe gegen die Identität der Deutschen, die das Bundesamt für der Verfassungsschutz im Auftrag der Bundesregierung seit einigen Jahren regelmäßig unternimmt. Sie haben ebenfalls mit der Migration zu tun. Unter Berufung auf den Menschenwürdegrundsatz aus Artikel 1 Grundgesetz will der Verfassungsschutz den Deutschen verbieten, sich als Angehörige eines ethnisch-kulturellen Volkes zu betrachten, das mehr ist als nur das Staatsvolk. So heißt es in einem Verfassungsschutz-Gutachten aus dem Jahr 2020: 

			„Die propagierte Vorstellung, dass es ein deutsches Volk jenseits des im Grundgesetz als der Gesamtheit der deutschen Staatsangehörigen definierten Staatsvolkes gebe, impliziert eine Herabsetzung von eingebürgerten Staatsangehörigen zu Deutschen zweiter Klasse.“

			Eine vollkommen irre Aussage! Zunächst einmal bestätigt sie genau das, was eigentlich geleugnet werden soll, nämlich den Unterschied zwischen Herkunftsdeutschen oder ethnisch-kulturellen Deutschen – den lustigen Begriff „Bio-Deutsche“ haben sie ja inzwischen auch auf den „Unwort“-Index gesetzt – und eingewanderten Neu-Deutschen. Und dann wird einfach propagiert, dass jeder, der diesen Unterschied auch nur sieht, die Neu-Deutschen abwertet. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass man daran glaubt, dass Bio-Deutsche etwas Besseres sind, weshalb man den Unterschied aus Höflichkeit unterdrücken soll. Das ist ungefähr so, als wenn man Eltern vorwirft, dass sie ihre eigenen Kinder von anderen Kindern unterscheiden und Letztere damit abwerten. So etwas kann ja ein Kommentator in der taz oder der Zeit meinen, aber doch kein staatlich besoldeter und zur Neutralität verpflichteter Verfassungsschützer! 

			Mir hat ein Professor für Politikwissenschaft versichert, seine Studenten lernten bereits im ersten Semester die Definition, dass das ethnische Volk ein Teil des Staatsvolkes ist. Das sei politikwissenschaftliches Einmaleins. Und das ist ja auch sonnenklar: Es gibt Menschen, die seit Generationen in einem Land leben, und Menschen, die in dieses Land eingewandert sind. Rechtlich sind sie in dem Augenblick gleich, wenn der Einwanderer Staatsbürger geworden ist. Ethnisch-kulturell vollzieht sich so eine Angleichung allerdings normalerweise erst über Generationen, sofern der Einwanderer überhaupt daran ein Interesse hat. 

			Wenn die „Vorstellung“, dass ein deutsches Volk jenseits der Gesamtheit der deutschen Staatsangehörigen existiere, ein Grund für den Verfassungsschutz ist, jemanden zum Beobachtungsfall zu erklären, dann legt der Verfassungsschutz damit fest, dass es ausschließlich Staatsvölker gibt (oder diese Feststellung soll nur für Deutsche gelten, aber dann wäre sie in äußerstem Maße diskriminierend). Also kann es laut Verfassungsschutz zum Beispiel kein sorbisches Volk geben – dann wäre die sächsische Landesverfassung, die den Sorben eine eigene Volkszugehörigkeit einräumt, ein Fall für den Inlandsgeheimdienst! Dann gibt es auch kein kurdisches Volk, denn die Kurden haben keinen Staat. Dann gab es bis 1948 kein jüdisches Volk. Ich wäre mal gespannt, was die Flamen und Wallonen dazu sagen. Oder die Basken und die Katalanen.

			Auch das Bundesministerium des Innern (BMI) müsste vom Verfassungsschutz beobachtet werden, denn in einer vom BMI veröffentlichten Broschüre „Deutsche Minderheiten stellen sich vor“ ist die rechtsextreme Behauptung zu lesen: „Heute leben etwa 8000 usbekische Staatsbürger deutscher Volkszugehörigkeit in Usbekistan.“ Die haben doch keinen deutschen Pass! Und warum konnten beispielsweise die Russlanddeutschen nach Deutschland zurückkehren, obwohl sie ebenfalls keine deutschen Pässe besaßen? Nach welchen Kriterien wurden sie ausgewählt?

			Das Bundesinnenministerium fördert mit einem millionenteuren Programm die ethnokulturelle Identität von Auslandsdeutschen, und auf seiner Internetseite werden „Erhalt und Weiterentwicklung der ethnokulturellen Identität der Auslandsdeutschen“ als politische Ziele der Bundesregierung beschrieben. Wenn die politische Rechte die kulturelle Identität von Inlandsdeutschen erhalten will, ist das verfassungswidrig, wenn die Bundesregierung die ethnokulturelle Identität von Auslandsdeutschen fördert, nicht. Das ist grotesk. 

			Die so genannten Russlanddeutschen in der Sowjetunion hatten ein Interesse daran, ihre deutsche Kultur und Herkunft zu bewahren; sie waren stolz darauf, Deutsche zu sein. Wenn man sich als Deutscher nicht mehr zu seinem Stamm oder Volk zugehörig fühlen und sich schnell mit allen möglichen anderen Stämmen und Völkern vermischen soll, heißt das nichts anderes, als dass der autochthone Deutsche etwas Schlechtes ist, das verschwinden soll. In der nationalsozialistischen Ideologie waren wir die Übermenschen, und heute, bei den grünen Sozialisten, sind wir die Untermenschen. Also in beiden Fällen etwas Besonderes. Mir kommt diese Art zu denken so vor wie die späte Rache des „Führers“, der aus dem Grab ruft: „Ihr habt bei der Eroberung fremder Länder und Völker versagt und damit eure Existenzberechtigung verwirkt. Ein schwaches Volk darf nicht überleben. Um wenigstens eure Ehre zu retten, müsst Ihr euch selbst zerstören.“ 

			Sind die Grünen die Testamentsvollstrecker der Nazis? Ja, wir haben ein böses Erbe zu tragen. Aber das Böse ist nicht ein eigentümlich deutsches Phänomen, das lehrt die Bibel, das lehrt der Koran, das lehren alle Religionen dieser Welt: Das Böse gibt es überall. Wenn es gelingt, die deutsche Urbevölkerung eines Tages komplett auszumerzen, ist damit das Böse noch lange nicht besiegt. Im Gegenteil, das Böse jubiliert.

			

			Wenn eine politische Partei propagierte, es dürften nur Menschen Deutsche sein, die ausschließlich deutsche Vorfahren haben, fände ich das auch extremistisch und falsch. Auch ich dürfte dann keine Deutsche sein, und viele andere, die ich kenne, ebenfalls nicht. Ich kenne allerdings niemanden, der so etwas sagt. Das soll nicht heißen, dass es solche Leute nicht gibt, aber es dürfte sich um eine kleine Minderheit von Bekloppten handeln. Und da SPD, Grüne und der Verfassungsschutz aus einer solchen närrischen Minderheit keine Gefahr für die Bundesrepublik konstruieren können, haben sie einfach die Kriterien für Extremismus geändert. Jetzt soll es bereits genügen, wenn jemand einen Unterschied zwischen Abstammungsdeutschen und Neudeutschen macht. Ich finde solche Politiker gefährlich. Sie bereiten einen geistigen Bürgerkrieg gegen das eigenen Volk vor.

			Aber warum schreibe ich das unter der Kapitelüberschrift „Rassismus“? Weil hier nach meiner Ansicht der Kern dessen aufscheint, was heute fälschlicherweise als Rassismus bezeichnet und bekämpft wird: der Unterschied. Jeder Unterschied. Ich habe es am Anfang des Kapitels bereits angedeutet. Wir sollen vollkommen unterschiedsblind werden, erst dann sind wir aus linker Sicht gute Staatsbürger. Aber der Unterschied ist das Natürlichste und Allermenschlichste. Ich halte es für zutiefst menschenverachtend, Unterschiede und Besonderheiten zu leugnen. Der Witz ist, dass sie uns das als „Buntheit“, „Vielfalt“ und „Diversity“ verkaufen wollen. Aber genau die „Diversity“ – der Unterschied – ist das, was geleugnet wird. Man fasst es nicht!

			Zugleich verlangt man von uns weißen Westeuropäern, dass wir den anderen Ethnien und Kulturen Wiedergutmachung leisten für Kolonialismus, Ausbeutung, Sklaverei und Raubbau an den Ressourcen, unter anderem dadurch, dass wir ohne Murren Millionen sogenannte Flüchtlinge aus unserer Kultur fremden Weltteilen aufnehmen und ihnen den Lebensunterhalt bezahlen. Wir dürfen also Unterschiede nicht sehen, sollen diese Fremden aber akzeptieren. Das würde ich als Versuch werten, Menschen in den Spaltungsirrsinn zu treiben. 

			Ich wiederhole: Rassismus ist grässlich, Rassismus ist eklig. Aber keineswegs alles ist Rassismus, was man uns als Rassismus unter die Nase reiben möchte. Man will die Menschen mit den unentwegten Rassismus-Vorwürfen so lange moralisch weichklopfen, bis sie auch noch den letzten Irrsinn der Migrationspolitik und der Umverteilung des Volksvermögens von Nord nach Süd, bis zu den feministischen Toiletten in Nigeria und den Radwegen in Peru akzeptieren. Wir sprechen nicht so viel über Rassismus, weil es so viel Rassismus in unserer Gesellschaft gibt. Wir sprechen über Rassismus, weil es ein politisches Milieu gibt, das will, dass wir über Rassismus sprechen, denn es profitiert davon, uns Rassismus vorzuwerfen. Der Rassismusvorwurf ist für die Linken ein Vehikel, um der Mehrheitsgesellschaft Geld aus der Tasche zu ziehen und es in die eigenen Taschen zu stecken.

			Deswegen müssen wir uns immer die Frage stellen: Verdienen diejenigen, die Ihnen mit Klagen über den alltäglichen Rassismus in den Ohren liegen, damit ihr Geld? Und wenn ja, müssen wir sehen, wie wir uns diese Leute vom Halse schaffen können.

			Im Zusammenhang mit den „Black-Lives-Matter“-Krawallen in Amerika hatte eine schwarz-weiß gemischte Familie ein Foto ins Netz gestellt. Die Frau (weiß) trug ein T-Shirt mit der Aufschrift „Black Lives Matter“. Der Mann (schwarz) trug eines mit der Aufschrift „White Lives Matter“. Auf dem T-Shirt des Kind wiederum stand geschrieben: „All Lives Matter“.

			

			Mehr ist dazu eigentlich nicht zu sagen.

		

	
		
			Die Stigmatisierung als „Nazi“

			Der Historiker und bedeutende Faschismusforscher Ernst Nolte hat sich einmal in einem Interview dagegen verwehrt, die Begriffe Faschismus und Nationalsozialismus beliebig auf andere Epochen zu übertragen. Das sei ahistorisch, man vermische damit, was nicht zusammengehöre, und gewinne keine neuen Erkenntnisse. Das Interview war mit seiner lapidaren Aussage „Wir leben nicht 1933“ überschrieben. Wer sich die heutige Öffentlichkeit anschaut, könnte aber leicht auf den Gedanken kommen, das tatsächlich 1933 sei. Ein Mensch, der unverhofft in die deutschen Debatten gerät, könnte annehmen, dass „Nazis“ vor der Machtergreifung stünden. Ständig wird irgendjemand öffentlich als „Nazi“ oder „Faschist“ bezeichnet (hier ist nicht der Ort, auf den Unterschied zwischen beiden einzugehen, zumal die Begriffe in der Regel synonym verwendet werden). Meistens richtet sich die Unterstellung gegen Politiker oder Unterstützer der AfD, oft auch gegen die Partei als ganze. Der Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen etwa, Hendrik Wüst, ein CDU-Mann, nennt die AfD eine „Nazi-Partei“. Der WDR-Moderator Georg Restle hat sogar Elon Musk als Faschisten beschimpft, obwohl der Unternehmer und reichste Mann der Welt tatsächlich ein Erzliberaler oder ein Libertärer ist. 

			Ich finde das nicht nur unhistorisch, sondern vor allem perfide. Ein Nazi kann für meine Begriffe nur jemand sein, der die Weltanschauung Adolf Hitlers und seiner Spießgesellen teilt. Dieser Jemand müsste also die Welt durch die Rassenbrille betrachten, die Menschen in höhere und minderwertige Rassen einteilen und die Herrschaft der einen über die anderen fordern. Er müsste die Eroberung anderer Länder anstreben. Er müsste die Juden hassen und aus der Welt schaffen wollen. Er müsste dafür sein, dass die Demokratie beseitigt und durch die totalitäre Diktatur einer Einheitspartei ersetzt wird. Er müsste die Medien, Theater, Universitäten und Schulen gleichschalten und die liberale Öffentlichkeit abschaffen wollen. Wer einen solchen Menschen kennt, darf ihn „Nazi“ nennen. Umgekehrt sollte sich jedoch jeder hüten, ohne stichhaltige Argumente seine politischen Gegner mit dem Nazi-Vorwurf zu konfrontieren. Es ist nämlich kein Vorwurf, sondern ein Anwurf oder Anschlag. Kein Mordanschlag, aber ein Rufmordanschlag.

			Diesen Begriff in aktuellen Debatten zu verwenden, um einen Andersdenkenden maximal zu diskreditieren, halte ich deshalb für sittenwidrig. Dass man sich hierzulande daran gewöhnt zu haben scheint, finde ich fatal. Einmal ganz davon abgesehen, dass es eine schreckliche Verharmlosung der wirklichen Nazis ist, die andere Länder überfallen und Millionen Menschen auf dem Gewissen haben, wenn heute gesagt wird, ein Politiker, der sich gegen die ungeregelte Migration ausspricht, sei ein Nazi. Einfache Gemüter könnten auf die Idee kommen, dass die Nazis gar nicht so schlimm waren. Nach Paragraf 130 Strafgesetzbuch gilt die Relativierung oder Verharmlosung der NS-Verbrechen bei uns aber als Straftat. Es sind sogar Zeitgenossen vor Gericht gelandet, die mit Hinweisen auf die Repressalien der Nazizeit gegen die Corona-Maßnahmen der Bundesregierung protestiert haben, etwa durch den Vergleich von Ungeimpften mit den verfolgten Juden.

			

			Bemerkenswerterweise sind es oft dieselben Leute, die auf der einen Seite erklären, der Nationalsozialismus dürfe mit nichts verglichen werden, aber auf der anderen Seite keine Hemmung haben, den politischen Gegner mit diesem Vergleich anzugreifen. Das sollte ihnen eine freie und liberale Öffentlichkeit nicht durchgehen lassen. Ich kann für meinen Teil nur sagen, dass ich in meinem Leben viele Politiker getroffen habe, auch rechte Politiker, aber ein Nazi befand sich nie darunter. Das Treffen wäre dann auch schnell beendet gewesen.

			Die Schönburgs, meine Familie, waren den Nazis gegenüber ablehnend eingestellt, allein auf Grund ihres katholischen Glaubens. Mein Großvater Carl musste natürlich in den Krieg ziehen und seine achtköpfige Familie zu Hause zurücklassen. Das Haus Thurn und Taxis ist aufgrund seiner Familiengeschichte in dieser Sache besonders empfindlich. Der damalige Chef des Hauses, Fürst Albert, hielt die Nazis schlechterdings für Abschaum. Über Hitler sagte er: „Diesen Mann empfange ich nicht, der kommt mir nichts ins Haus.“ Albert war ein Aristokrat höchsten Karats, seine Mutter war die Schwester von Kaiserin Elisabeth, sein Onkel der Kaiser. Außerdem war die ganze Familie streng katholisch. Das reichte schon, um in Opposition zu einem politischen Emporkömmling zu stehen, der nicht nur radikal antisemitisch, sondern auch als ein Feind der Kirche auftrat. 

			Der Vater meines Mannes, Karl August von Thurn und Taxis, war ebenfalls ein entschiedener Gegner des Nationalsozialismus. Er verbot seinem Sohn, meinem späteren Mann, in die HJ einzutreten (mein Mann war Jahrgang 1926). Jeder, der weiß, wie eine Diktatur funktioniert und die deutsche Mentalität kennt, kann sich ausmalen, was das für einen Heranwachsenden im Dritten Reich bedeutet hat. Die Familie gehörte zu den politisch Verdächtigen und geriet ins Visier der Gestapo. Die Geheimpolizei bekam mit, dass im Haus Feindsender gehört wurden. Mein Schwiegervater war außerdem so leichtsinnig, während der Jagdausflüge einen ihn begleitenden Förster vor den Nazis zu warnen. Er sprach offen über seine Ablehnung des Regimes, was den fürstlichen Förster veranlasst hat, seinen Chef anzuzeigen. Am 8. August 1944 wurde Karl August verhaftet, vor den Volksgerichtshof gestellt und ins Gefängnis geworfen. Dies hatte natürlich Konsequenzen für die Familie und vor allem für die Kinder in der Schule. Mein Mann war jetzt nicht mehr nur der HJ-Verweigerer, sondern obendrein der Sohn eines Sträflings. Er hat mir oft davon erzählt, wie er unter den Schikanen und Hänseleien seiner Mitschüler gelitten hat. Das hat ihn geprägt.

			Mein Schwiegervater wurde schließlich von den Amerikanern befreit. Er hat die NS-Diktatur überlebt – zwei Prinzen des Hauses kamen aus Russland nicht mehr zurück. Der alte Karl August formulierte ein sehr einfaches politisches Credo: „Ich habe es gelernt, immer meine Meinung zu sagen. Und ich achte die Meinung jedes Menschen. Nur die Opportunisten mag ich nicht.“ Mein Mann sah das ähnlich. Er hat die Nazis gehasst, und diejenigen, die sich aus Opportunismus wie Nazis aufführten oder aus Gründen der Anpassung einfach mitmachten, nicht weniger. Es gab einen Vorfall, bei dem er womöglich zu weit ging, der aber zugleich seine Dünnhäutigkeit gegenüber allem demonstrierte, was mit dem Nationalsozialismus zu tun hatte. Wir waren nach Bonn eingeladen, Bundespräsident Richard von Weizsäcker gab eine Veranstaltung zu Ehren von Teddy Kollek, dem Bürgermeister von Jerusalem. Mein Mann und Kollek kannten sich und verstanden sich gut. Es wurde ein anregender Abend. Schließlich erschien der Bundespräsident und gesellte sich zu ihnen. Ich weiß nicht, welcher Teufel meinen Johannes geritten hat, jedenfalls sagte er: „Dass Sie jetzt plötzlich so judenfreundlich tun, Sie waren doch selber Hitlerjunge, und Ihr Vater war SS-Offizier.“ Das sagte er zu Weizsäcker! Ich wäre am liebsten im Erdboden versunken. Wie ich heute weiß, lag er nicht wirklich falsch. Der Bundespräsident hatte an seinem Gymnasium in Bern – sein Vater war dort deutscher Gesandter – die Hitler-Jugend angeführt und wurde danach HJ-Fähnleinführer in Berlin. Später diente er als Wehrmachtsoffizier. In seinen Memoiren, beim Häuten der Zwiebel gewissermaßen, hat Weizsäcker seine HJ-Vergangenheit nicht erwähnt. Sein Vater Ernst von Weizsäcker war SS-Brigadeführer und Staatssekretär im Auswärtigen Amt; er wurde in Nürnberg wegen der Mitwirkung bei der Deportation französischer Juden als Kriegsverbrecher verurteilt. Beide waren keineswegs überzeugte oder stramme Nazis, der Sohn war ein Mitläufer, der Vater ein schuldhaft Verstrickter. Die Bemerkung war also vielleicht nicht fair. Doch bei meinem Mann saß der Hass auf die Nazis so tief, dass er sie sich einfach nicht verkneifen konnte. Weizsäcker ist natürlich sofort weggegangen. Er hat den Fürsten nie wieder eingeladen.

			Diese Haltung meines Mannes hat auch sein Privatleben geprägt. Seine erste große Liebe war Hetty von Auersperg, und als Prinzessin wäre sie auch standesgemäß für eine Ehe gewesen. Er hat sich gegen sie entschieden, und einer der Gründe bestand darin, dass ihr Vater SS-Offizier gewesen ist. Ich will mir vor diesem Hintergrund gar nicht ausmalen, was der Fürst heute zu den Leuten sagen würde, die mit dem „Nazi“-Vorwurf über Konservative oder Angehörige des rechten demokratischen Spektrums herfallen, um sie zu denunzieren und politisches Kapitel daraus zu schlagen.

			

			Der konservative Widerstand gegen Hitler, dessen wesentlicher Träger der Adel war, kam ja aus der Sicht der Nazis von rechts. Das ist für den heutigen Zeitgeist eine verwirrende Tatsache. Nach gängiger Auffassung bilden Hitler und die Nazis den äußersten rechten Rand, rechter geht nicht mehr. Tatsächlich vereinte der Nationalsozialismus rechte und linke Elemente. Darauf weist ja bereits sein Name hin. Im allgemeinen Bewusstsein ist das nationalistische rechte Element weit präsenter als das sozialistische linke, was zweifellos daran liegt, dass die Öffentlichkeit, ob nun in den Medien, auf den Bühnen oder in den Universitäten, von der Linken dominiert wird. Wenn sich dagegen die Einsicht verbreitete, dass der Nationalsozialismus nicht ganz so eindeutig rechts einzuordnen ist, würden die ständigen Nazi-Anwürfe vielleicht etwas seltener. 

			Allein aus diesem Grund gestatte ich mir in gebotener Kürze ein paar Bemerkungen zu den linken Aspekten der NS-Diktatur. So hat Hitler immer das „Primat der Politik“ vor der Ökonomie propagiert. Im Dritten Reich gab es, wie in anderen sozialistischen Ländern, staatliche Planvorgaben für die Wirtschaft. Es gab einen Reichskommissar für die Preisbildung, der dem Beauftragten für den Vierjahresplan, Hermann Göring, unterstellt war. „Das Wirtschaftsministerium hat nur die nationalwirtschaftlichen Aufgaben zu stellen und die Privatwirtschaft hat sie zu erfüllen. Wenn aber die Privatwirtschaft glaubt, dazu nicht fähig zu sein, dann wird der nationalsozialistische Staat aus sich heraus diese Aufgabe zu lösen wissen“, erklärte der „Führer“ in seiner Denkschrift zum Vierjahresplan 1936. „Dann“, drohte er, „wird nicht Deutschland zugrunde gehen, sondern es werden dies höchstens einige Wirtschaftler.“ 

			

			1937 gründete das Regime in Berlin die „Reichswerke AG für Erzbergbau und Eisenhütten Hermann Göring“, bekannt als „Reichswerke Hermann Göring“. Dabei handelte es sich um eine fast rein staatliche Aktiengesellschaft (90 Prozent der Aktien hielt der Staat), an deren Spitze der Reichsmarschall Göring selbst stand. Das Staatsunternehmen beschäftigte 600000 Menschen und war neben der IG Farben der größte Konzern im Dritten Reich. Auf vergleichbare Weise unterwarf sich das Regime die Automobilindustrie. Da die deutschen Autobauer die Produktion eines preiswerten Volkswagens nach Hitlers Vorstellungen für unrentabel hielten, ernannte der Diktator kurzerhand einen „Generalbevollmächtigten für das Kraftfahrwesen“ und gründete das Volkswagenwerk, einen Staatsbetrieb. 

			Der Ökonom und Soziologe Friedrich Pollock, ein Mitgründer des – linken – Instituts für Sozialforschung in Frankfurt am Main, der als Jude 1933 in die USA emigrierte, notierte im Jahr 1941, dass sich die Funktion des Privateigentums in Deutschland grundlegend verändert habe. Die NS-Regierung habe „selbst den mächtigsten Konzernen“ das Recht genommen, ihre Investitionen nach den Regeln der Rentabilität zu tätigen. Stattdessen müssten die Unternehmen dort investieren, wo der Staat es wünsche. Gegenüber den Entscheidungen des Regimes sei „der Eigentumstitel machtlos“ geworden. Der Wirtschaftswissenschaftler Ludwig von Mises, einer der bedeutendsten Ökonomen des 20. Jahrhunderts, der ebenfalls als Jude in die USA emigrierte, diagnostizierte ein „de facto staatliches Eigentum an den Produktionsmitteln“ im Dritten Reich. Es war tatsächlich ein nationaler Sozialismus.

			„Hitler ist keineswegs so leicht als extrem rechts im politischen Spektrum einzuordnen, wie viele Leute es heute zu tun gewohnt sind”, bestätigte der Schriftsteller Sebastian Haffner in seinen berühmten „Anmerkungen zu Hitler”. „Er war natürlich kein Demokrat, aber er war ein Populist: ein Mann, der seine Macht auf Massen stützte, nicht auf Eliten; in gewissem Sinne ein zu absoluter Macht gelangter Volkstribun. Sein wichtigstes Herrschaftsmittel war Demagogie, und sein Herrschaftsinstrument war keine gegliederte Hierarchie, sondern ein chaotisches Bündel unkoordinierter, nur durch seine Person an der Spitze zusammengehaltener Massenorganisationen. Alles eher ‚linke‘ als ‚rechte‘ Züge.”

			Haffner, der 1938 aus Deutschland emigrierte und in England Asyl fand, hat auch darauf hingewiesen, dass die einzigen wirklich gefährlichen Opponenten Hitlers „rechts” von ihm standen und aus den konservativen Funktionseliten stammten. Das Attentat auf den Diktator am 20. Juli 1944 wurde im Wesentlichen von adligen Offizieren geplant und durchgeführt. Nach dem gescheiterten Anschlag bedauerte Hitler, dass er zwar mit den Kommunisten „aufgeräumt“, aber die „reaktionäre Adels- und Offiziersclique“ vergessen habe. Schon im Horst-Wessel-Lied hieß es: „Kam’raden, die Rotfront und Reaktion erschossen, Marschier’n im Geist in unser’n Reihen mit.“ Rotfront und Reaktion. Den Nazis war also selbst durchaus bewusst, dass sie auch Feinde auf der rechten Seite des politischen Spektrums hatten. Ein geistreicher Zyniker hat dazu einmal bemerkt, die Hinrichtung der Verschwörer sei Hitlers Beitrag zum „Kampf gegen Rechts“ gewesen.

			Dass der konservative Widerstand im Nachkriegsdeutschland und vor allem bei den linken Intellektuellen nie besonders populär war, hat damit zu tun, dass die Verschwörer Rechte waren. Deswegen redeten die Linken das Attentat nachträglich klein und bescheinigen den Attentätern zwielichtige Motive. Sie haben den Männern (und Frauen) um Graf Stauffenberg vorgeworfen, dass sie sich erst zur Tat entschlossen hätten, als sich die deutsche Niederlage längst abzeichnete. Das ist ein fürchterlicher nachträglicher Hochmut von Menschen, die in einem demokratischen Rechtsstaat leben, wo man, mit den Worten von Winston Churchill, sicher sein kann: Wenn es morgens früh an der Tür klingelt, ist es der Milchmann. (Zumindest war das hier so, bevor Nancy Faeser und Robert Habeck in die Regierung kamen.) Diese hochmütigen Spätgeborenen besitzen keine Vorstellung davon, wie gefährlich es ist und wie lange es dauert, in einer Diktatur mit Geheimpolizei, Spitzeln, Folterkellern und Konzentrationslagern eine Verschwörung gegen den Diktator anzuzetteln. Außerdem werfen sie den Attentätern vor, dass sie keine Demokraten waren – die Linken sind ja allesamt Musterdemokraten – und nicht die Errichtung der Bundesrepublik planten, sondern die Wiederherstellung eines Ständestaates. Als ob es zunächst einmal nicht völlig egal wäre, mit welchen Motiven jemand Hitler beseitigen will. Als ob nicht alles besser gewesen wäre als die Fortsetzung des Naziterrors. Jedenfalls haben Stauffenberg und seine Mitverschwörer die mutige Tat gewagt. Und letztlich taten sie das nicht für irgendeine bestimmte Staatsform, sondern für Deutschland. 

			Das Schlüsseldokument des 20. Juli ist der berühmte Brief, in den Henning von Tresckow, einer der wichtigsten Köpfe des Widerstands, im Juni 1944 an Stauffenberg schrieb: „Das Attentat muss erfolgen, coûte que coûte. Denn es kommt nicht mehr auf den praktischen Zweck an, sondern darauf, dass die deutsche Widerstandsbewegung vor der Welt und vor der Geschichte den entscheidenden Wurf gewagt hat.“ Nachdem er vom Scheitern des Anschlags erfahren hatte, sagte von Tresckow zu seinem Adjutanten: „Niemand von uns kann über seinen Tod Klage führen. Wer in unseren Kreis getreten ist, hat damit das Nessos-Hemd angezogen. Der sittliche Wert eines Menschen beginnt erst dort, wo er bereit ist, für seine Überzeugung, das Leben hinzugeben.“ Das ist beeindruckend. Das steht über jeder nachträglichen Kritik.

			Die Historikerin Barbara Koehn, eine nach Frankreich übergesiedelte Expertin für den deutschen Widerstand gegen Hitler, hat einmal erklärt, es sei vom französischen Standpunkt völlig unverständlich, warum es in der Bundesrepublik am 20. Juli keinen Gedenktag oder Nationalfeiertag gebe. Deutsche Historiker hätten ihr gesagt, man dürfe diese adligen Attentäter keinesfalls heroisieren. Das komme wohl daher, vermutete Frau Koehn, „dass diese Historiker sich nicht in totalitäre Gesellschaften hineinversetzen können, nicht begreifen können, was eine solche Gesellschaft bedeutet hat. Sie haben nicht die geringste Ahnung, was es für einen Mut verlangt hat, gegen ein solches Regime zu handeln.“ Diese „Schreibtischmoral“ sei „geradezu peinlich“. 

			Das ist sie wohl, nur hat sie eben einen klaren Zweck. Wer seine politischen Gegner auf der Rechten in die Nähe der NS-Ideologie rücken oder gleich direkt als Nazis verunglimpfen will, darf die Erkenntnis nicht zulassen, dass es auf der Rechten entschiedene Feinde des Nationalsozialismus gab.

			Die Zunahme der Nazi-Beschimpfungen in der Öffentlichkeit geht einher mit dem Wachsen der sogenannten Antifa. Mit dem Anti- in ihrem Namen suggerieren die Linksextremen, dass sie lediglich reagieren, dass sie zurückschlagen. Irgendwo müssen also Faschisten sein, auf die sie reagieren (die Begriffe Nazi und Faschist werden, wie gesagt, deckungsgleich verwendet, obwohl das historisch nicht ganz korrekt ist). Der Meinung ist übrigens auch die SPD. Am 19. Juni 2020 fand eine Bundestagsdebatte darüber statt, ob die Antifa verboten werden soll. In der Debatte erklärte der SPD-Redner Uli Grötsch, dass die SPD „seit 157 Jahren antifaschistisch” sei, weshalb sich seine Partei gegen ein Verbot ausspreche. Dasselbe hatte der SPD-Vorstand getwittert: „157 und Antifa. Selbstverständlich.“ Antifa und Sozialdemokratie sind im selben Jahr geboren, sollte das heißen. Eine bemerkenswerte Geschichtsverdrehung: Die SPD wurde 1863 gegründet, die erste faschistische Partei 1919 (in Italien). Der Antifaschismus existierte also vor dem Faschismus? 1863 gab es noch nicht einmal das Deutsche Reich. Nicht allein die zeitliche Reihenfolge, auch Ursache und Wirkung wurden von den Sozialdemokraten vertauscht: Der Faschismus entstand schließlich als Reaktion auf die kommunistische Bewegung, die 1917 in Russland ihren ersten Staat gegründet hatte. 

			Der Abgeordnete Grötsch sagte außerdem: „Alle Antifaschisten sind automatisch Demokraten, weil sie gegen den Faschismus kämpfen.” Diese Worte sind tatsächlich im Deutschen Bundestag ausgesprochen worden, und zwar vom Redner einer Regierungspartei. Die FDP-Abgeordnete Linda Teuteberg stellte eine Zwischenfrage: „Würden Sie das auch über Stalin sagen?” Nein, Stalin sei kein Antifaschist gewesen, erwiderte der Redner. Der Begriff sei von ihm lediglich missbraucht worden, „um von der eigenen Menschenfeindlichkeit und vom eigenen Extremismus oder ganz persönlichen Faschismus abzulenken“. Das Protokoll verzeichnet „Applaus bei der SPD“.

			Also: Stalin war Faschist. An der Ostfront kämpften Faschisten gegen Faschisten. Links wird rechts, sobald links diktatorisch und gewalttätig wird. Alles Böse ist rechts. Das ist, zurückhaltend formuliert, eine bemerkenswert schlichte Weltsicht. Angesichts der Tatsache, dass die Antifa regelmäßig Polizeibeamte angreift und verletzt, dass sie Veranstaltungen mit Gewalt verhindert und Straßen verwüstet, ist das obendrein ein starkes Stück. Übrigens stimmten alle Parteien außer der AfD gegen ein Verbot der Antifa.

			Man muss ganz klar sagen, dass die Linken die Bereitschaft vieler Menschen, sich mit der deutschen Vergangenheit auseinanderzusetzen, missbraucht haben. Es war gut und richtig, die Vergangenheit aufzuarbeiten und die Deutschen über die schrecklichen Verbrechen aufzuklären, die in ihrem Namen von Deutschen begangen wurden. Aber es war immer falsch, jeder Art von Heimatverbundenheit, jeden positiven Selbstbezug zur deutschen Nation mit den Nazis in Verbindung zu bringen. Dadurch wurde das, was in anderen Ländern normal ist, in Deutschland zu einem Unwert. So ist ein neurotisches Volk entstanden, dessen Angehörige es verlernt haben, das eigene Land zu lieben – zumindest viele von ihnen und besonders die Wortführer. Generationen von Kindern ist in der Schule beigebracht worden, dass die deutsche Identität etwas Fragwürdiges ist, etwas, worauf man nicht stolz sein soll. Viele Intellektuelle meiner Generation haben sich im Ausland nicht als Deutsche zu erkennen gegeben, weil sie sich dafür schämten, Deutsche zu sein, obwohl sie nicht mit Panzern kamen, sondern mit dem Touristenvisum. Die Vergangenheitsbewältigung führte nicht dazu, dass die Vergangenheit bewältigt wurde, sondern dass sich nationale und kulturelle Selbstablehnung breitmachten. Was man nicht liebt, will man auch nicht erhalten oder verteidigen. Der inzwischen in allen westlichen Ländern einschließlich der USA von den Linken wahllos gebrauchte Nazi-Vorwurf zeigt, dass es hier gar nicht mehr um deutsche Verbrechen geht, sondern um eine Ablehnung der westlichen Zivilisation überhaupt. 

			

			Ich bin der Meinung, dass die Bereitschaft, Millionen Migranten aus fremden Kulturen einwandern zu lassen, ohne Rücksicht auf die Folgen, ohne Rücksicht auf deren Kompatibilität mit unserer Art zu leben, mit der Vergangenheitsbewältigung zusammenhängt. Es ist auf tieferer Ebene ein Akt der Wiedergutmachung. Der gruslige Höhepunkt ist die Einwanderung von Antisemiten als Sühne für den Holocaust. Auf die Absurdität dieses Vorgangs hat unter anderem Karl Lagerfeld hingewiesen. Aber die Linke ist grenzenlos flexibel und beschimpft inzwischen sogar die Israelis als Nazis.

			Wie gesagt, ich finde den Missbrauch dieses Begriffs sittenwidrig. Die Linken sollen Linke sein und die Rechten Rechte. Beides gehört zum politischem Spektrum. Wenn es nach mir ginge, würde sich jeder unmöglich machen, der im politischen Alltag mit dem Wort „Nazi“ hantiert, um Andersdenkende zu denunzieren.

		

	
		
			Die einseitige Wahrnehmung Afrikas

			Es gibt eine Aussage von mir, die mein Leben gewissermaßen in zwei Teile zerbrochen hat, in ein Davor, wo ich mich allgemeiner Beliebtheit in den Medien erfreute, und ein Danach, von wo ab ich plötzlich „umstritten“ war. Sie fiel in der Sendung „Friedman“ am 9. Mai 2001 und lautete: „Afrika hat die Probleme nicht wegen Verhütung. Der Schwarze schnackselt halt gern.“ Der Dialog ging seinerzeit unbekümmert weiter, der Moderator Michel Friedman erwiderte: „So weit ich weiß, schnackselt der Weiße auch gern“, worauf ich entgegnete: „Aber da, wo es wärmer ist, schnackselt man noch lieber.“ Mein Satz: „Der Schwarze schnackselt halt gern“ wurde im Nachhinein zu einem Skandal aufgeblasen, und so blieb er in Erinnerung. Nach neuerer Auffassung ist das nämlich eine rassistische Aussage, obwohl sie eigentlich nichts Negatives beinhaltet. Welcher Mann lässt sich widerwillig nachsagen, dass er gern schnackselt? Es hat sich auch nie ein Schwarzer über diese Bemerkung bei mir beschwert. Aber es gilt als rassistisch, wenn man einer Gruppe von Menschen, einer Ethnie oder einer Rasse – die es offiziell nicht mehr gibt –, überhaupt irgendwelche Eigenschaften zuschreibt. Früher galt es rassistisch, wenn man einer solchen Gruppe minderwertige Attribute zuschrieb und auf sämtliche Angehörigen verallgemeinerte. Inzwischen soll man auch positive Eigenschaften keinesfalls verallgemeinern. Ich habe zum Beispiel gelesen, dass die Aussage „Asiaten sind intelligent und fleißig“ purer Rassismus sei. Es ist rassistisch, überhaupt Gruppen zu erkennen. Alle Menschen haben gefälligst gleich zu sein. 

			Meine Lebenserfahrung hat mich gelehrt, dass es durchaus Unterschiede zwischen ethnischen Kollektiven gibt, aber das tut hier nichts zur Sache. Interessant ist vielmehr, warum dieser Satz in der Talk-Show gefallen ist. Es ging um Verhütung, und Friedman hatte den Papst für die Aids-Epidemie in Afrika mitverantwortlich gemacht, was mich enorm ärgerte. Ich war in diesem Moment der Sendung, wie man sagt, auf 180. Ich wollte nicht einsehen, warum der Papst für die Ausbreitung von Aids verantwortlich sein sollte, weil er gesagt hatte, der mit einem Kinderwunsch einhergehende Geschlechtsakt sei das Größte, was die Liebe bieten könne. Deswegen brachte ich die Promiskuität als Gegenargument für die Aids-Ausbreitung ins Spiel. Ich habe mich provozieren lassen, was ich nicht hätte tun sollen – auch wenn ich nach der Sendung stapelweise Post von Ärzten und Entwicklungshelfern aus Afrika bekam, die mir beipflichteten. Wahrheit und Comment sind halt zwei verschiedene Schuhe.

			Seitdem gelte ich, wie gesagt, als „umstritten“. Egal, was nun der konkrete Anlass dafür war, finde ich Umstrittensein übrigens eher gut als schlecht. Eine umstrittene Person ist immerhin keine langweilige Person. Wenn es heißt, ein Autor sei umstritten, wird er für mich erst interessant. Umstritten sind immer nur die, die sich exponieren, die sich trauen, auch anstößige Dinge auszusprechen. Natürlich können sie danebenliegen mit ihren Ansichten, das unterscheidet sie von den Unumstrittenen. Unumstritten sind die Opportunisten, und die waren es auch, die das Wort „umstritten“ zum Stigma erhoben haben. Aber das nur nebenbei.

			Im Übrigen habe ich damals bei Friedman nicht aus der Ferne über eine mir unbekannte Welt gesprochen, also wie der Blinde von der Farbe (was man heute bestimmt auch nicht mehr sagen soll) – ich habe selbst jahrelang in Afrika gelebt und besuche den schwarzen Kontinent regelmäßig bis heute. Wenn ich Afrika sage, meine ich in diesem Zusammenhang Schwarzafrika, der arabische Teil im Norden ist eine Welt für sich. 

			Mein Vater durfte in den frühen 1970er-Jahren im Auftrag des Auswärtigen Amtes sowohl in Togo als auch in Somalia den Sender Deutsche Welle aufbauen. So bin ich als kleines Kind mit Mutter und Schwester zuerst nach Lomé und dann nach Mogadischu umgezogen. Mein Bruder Carl wurde in Lomé, mein Bruder Alexander in Mogadischu geboren, sie sind also in gewissem Sinne Afrikaner. Meine Schwester Maya und ich gingen sowohl in Lomé als auch in Mogadischu in die Volksschule. Dort waren wir die einzigen Weißen in der von Missionsbenediktinerinnen betriebenen Mädchenschule. Das war natürlich fremd und völlig neu für uns, aber für Kinder spielt die Hautfarbe keine große Rolle. Wir fanden schnell Freundinnen und fühlten uns bei den italienischen Ordensschwestern wohl.

			Insgesamt haben wir acht Jahre dort gelebt. Afrika, das war für mich zunächst einmal eine überwältigende Natur und grenzenlose Freiheit. Als Kinder haben wir die Ausflüge zum Strand und in die Wildnis genossen. Wir konnten jeden Tag am Meer spielen, an einem wunderschönen, menschenleeren Strand baden, schnorcheln, Korallenriffe erkunden. Wenn wir mit meinem Vater auf die Jagd gingen – mein Vater war ein leidenschaftlicher Jäger –, durften wir unter dem freien Himmel schlafen. Wir lernten, Spuren zu lesen und auf die Windrichtung zu achten, um nicht den großen Raubkatzen Appetit auf uns zu machen. Wir erfuhren, was es bedeutet, weit weg von der europäischen Zivilisation zu leben. Zugleich lernten wir, dass man sich in anderen Kulturen rücksichtsvoll zu bewegen hat. 

			In Somalia haben wir wesentlich länger gewohnt als in Togo. Das Schönste dort war der Indische Ozean, der sehr viel friedlicher und ruhiger ist als der wilde Atlantik mit seinen hohen Wellen, den wir in Togo erlebten. Somalia hat die wohl schönsten Strände am Indischen Ozean. Vierzig Jahre später hat mich ein befreundeter Hotelier wieder an den Indischen Ozean gelockt, leider nicht nach Somalia, das durch den Bürgerkrieg zerstört ist, sondern an einen Traumstrand in der Nähe von Mombasa. Ich habe gelesen, dass große Teile des somalischen Paradieses heute durch chemische und nukleare Abfälle verseucht sind, die dort lagern – gegen Geld natürlich. Greenpeace hält in diesem Falle übrigens still, aus welchen Gründen auch immer.

			In Kenia verbringe ich jedes Jahr die Wintermonate, wenn es bei uns richtig kalt ist. Als ich vor 25 Jahren dort erstmals ankam, gingen fast alle Einheimischen barfuß. Heute tragen alle Schuhe, haben Handys und surfen im Internet. Es gibt ein Digitales Bezahlsystem, MPESA, welches von jedem alten Handy aus funktioniert, ohne Apps und den ganzen Schnickschnack, der bei uns nötig ist. Fast alle Kinder gehen regelmäßig zur Schule, und es gibt Ausbildungsmöglichkeiten. Die Straßen sind gut ausgebaut im Gegensatz zu früher. Die Hygiene in den Spitälern lässt zu wünschen übrig, aber das ist in Südamerika und Asien oft nicht besser. Gesundheitsvorsorge und Ärzte gibt es mittlerweile auch an vielen abgelegenen Orten, häufig von privaten Stiftungen finanziert. Sehr großzügig sind dort die Amerikaner unterwegs, denen es hauptsächlich um Impfungen und um Geburtenkontrolle geht. Man möchte den Frauen dabei helfen, ungewollte Schwangerschaften zu vermeiden, und so werden mit den Stiftungsgeldern auch Abtreibungen gefördert. Ich habe das nur durch einen Zufall mitbekommen. Als ich wegen eines kleinen Sportunfalls meinen Hausarzt rufen musste, kam dieser in Begleitung eines jungen amerikanischen Arztes, der bei ihm ein Praktikum absolvierte. Der junge Mann erzählte stolz, dass er von einer privaten Stiftung nach Kenia geschickt worden sei, um die Gesundheitseinrichtungen der Stiftung zu besuchen. Auf meine Frage, was denn aus seiner Sicht das wichtigste Thema bei der Krankheitsbekämpfung hier sei, erwiderte er ohne Zögern: „Reproductive Health“. Als ich entgegnete, Reproductive Health sei doch ein Schwindel, sah er mich erstaunt an. Es ginge dabei weder um Reproduktion, noch um Gesundheit, fuhr ich fort, sondern um das Töten eines Kindes unter erheblichen psychischen und womöglich auch gesundheitlichen Folgen für die Frau. Mein Hausarzt sah mich zustimmend an, denn er ist katholisch, während dem jungen Mann die Situation peinlich war, denn er wusste nicht, wie er dagegen argumentieren sollte. Also hielt ich ihm eine Standpauke, wie wir Weißen dazu kämen, die Geburtenraten der Afrikaner kontrollieren zu wollen. 

			

			Die Afrikaner sind, was Familie und Tradition betrifft, sehr konservativ. Ein normaler Afrikaner würde sich an den Kopf fassen, wenn er erlebte, was bei uns unter dem Etikett Wokeness zelebriert wird. Dabei ist Kenia ein wirtschaftlich schnell wachsendes Land, dessen Geburtenrate mit steigendem Wohlstand auch kontinuierlich sinkt. Sie liegt heute um die Hälfte niedriger als noch vor zwanzig Jahren. In Afrika ist es selbstverständlich, dass die Kinder ihre Eltern im Alter versorgen, da man sich auf den Staat nicht verlassen kann. Das heißt, sie bekommen die Kinder auch wegen der Altersabsicherung. Aber das ist es nicht allein. Als Europäer ist man immer wieder verblüfft darüber, wie hoch der Anteil junger Menschen an der afrikanischen Bevölkerung ist, wie viele – übrigens meistens lachende – Kinder dort herumwimmeln, während bei uns die Bevölkerung immer älter wird und man immer seltener Kinder sieht. Ein afrikanischer Journalist, der lange in der Bundesrepublik gearbeitet hatte, sagte bei seinem Abschied aus Deutschland, er könne nicht verstehen, dass die Deutschen sich mehr um Bäume kümmerten als um Kinder; es gebe Kulturen, die Jahrtausende in baumlosen Wüsten überdauert haben, aber eine kinderfeindliche Zivilisation wie die deutsche dürfe nicht glauben, eine Zukunft zu besitzen. Heute müsste man nur noch hinzufügen, dass die Grünen inzwischen Abertausende Bäume abholzen lassen, um ihre Windräder mitten im Wald aufzustellen, sich aber für Kinder nach wie vor nicht interessieren. Kinder gelten nach dem neuesten grünen Katechismus eher als umweltschädlich.

			

			Schwarze sind lebensfroher als wir. Sie lachen mehr. Die Vitalität und Kreativität der Afrikaner sind ansteckend, dieser Erdteil steckt voller Energie. Allerdings wird das wirtschaftliche Wachstum durch Aberglaube und Korruption stark gehemmt. Die Familiengemeinschaft erwartet, das derjenige, der Geld verdient, seinen Verdienst mit der Familie teilt. Tut er es nicht, wird er von frustrierten Familienmitgliedern „verhext“. In Afrika glaubt fast niemand an einen natürlichen Tod. Die Angst, verhext zu werden, sitzt jedem im Nacken, vor allem wenn er dem Verlangen seiner Sippe nicht gerecht wird. Das hemmt die Leistungsbereitschaft enorm, denn warum soll man sich plagen, wenn der Lohn der Leistung auf so viele Schultern verteilt werden muss und für einen selbst kaum etwas übrig bleibt? Die katholische Kirche versucht, dem Aberglauben entgegenzuwirken, aber sie tut sich schwer damit, denn diese uralten Vorstellungen sind tief in den Menschen verwurzelt. Jenseits des Voodoos sind die Kenianer sehr religiös. Fast alle Menschen gehören zu einer Glaubensgemeinschaft. An der Küste dominieren die Moslems, die aber ähnlich viele verschiedene Gemeinschaften bilden wie die Protestanten. Die Katholiken sind eine Minderheit, haben aber die besten Schulen. Viele Muslime schicken ihre Kinder deshalb in katholische Schulen, dort, sagen sie, sei die Disziplin besser.

			Ein wirtschaftliches Engagement in Afrika lohnt sich. Die Chinesen haben das erkannt und sich vielerorts als Förderer und Geschäftspartner etabliert. Die Amerikaner geraten zunehmend ins Hintertreffen, auch weil mit amerikanischem Geld oft Forderungen nach Geburtenkontrolle und gesellschaftlicher Akzeptanz homosexueller Partnerschaften verknüpft werden. Die Chinesen dagegen sind ausschließlich an Rohstoffen und Infrastrukturprojekten interessiert. Wir Europäer und Deutschland voran haben mit der sogenannten Entwicklungshilfe viele Milliarden in Afrika verpulvert beziehungsweise damit die Paläste und Fuhrparks korrupter Herrscher und die Ausbildung ihrer Kinder an westlichen Eliteuniversitäten finanziert. Und das alles geschah letztlich nur, um unser eigenes Gewissen zu beruhigen und Afrika zu „helfen“. Aus demselben Grund – es gibt noch andere – nehmen wir auch afrikanische Migranten als „Flüchtlinge“ auf, obwohl die meisten keinen Asylgrund nach deutschem Recht vorweisen können und diese Hilfe für Afrika völlig folgenlos bleibt. Die Bevölkerung Afrikas wächst nach wie vor so rasant, dass unser Engagement bei der Aufnahme von afrikanischen Migranten dort nicht das Geringste bewirkt – es wird nicht einmal bemerkt. Dagegen hat, wie der deutsche Entwicklungshilfeminister Gerd Müller schon vor Jahren feststellte, ein direkt in Afrika investierter Euro die dreißigfache Wirkung wie ein in Deutschland für Asylanten eingesetzter. Das Geld darf allerdings nicht irgendwo versickern, sondern muss in wirtschaftlich lukrative Projekte investiert werden. Öffentliche Toiletten in nigerianischen Dörfern gehören nicht unbedingt dazu. Von den grotesken Auftritten der ersten deutschen Außenministerin auf dem schwarzen Kontinent will ich ohnehin lieber schweigen.

			Der ghanaische Präsident Nana Addo Dankwa Akufo-Addo hielt 2017 bei einem Treffen mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron eine bemerkenswerte Rede, von der man in unseren Medien wenig gehört hat. Er sagte zum Beispiel: „Die Grundlage für politische Entscheidungen in unserem Land, unserer Region, unserem Kontinent kann einfach nicht mehr länger die Frage sein, was uns die westliche Welt an Unterstützung geben kann. Das hat nie funktioniert und wird nie funktionieren.“ Es sei nicht gut für ein Land wie Ghana, dass es 60 Jahre nach seiner Unabhängigkeit noch immer von der Großzügigkeit europäischer Steuerzahler abhänge. Der afrikanische Kontinent verfüge über 30 Prozent aller natürlichen Ressourcen auf der Welt, weitläufige fruchtbare Böden und beherberge die jüngste Bevölkerung aller Kontinente. „Wir müssen uns die Frage stellen“, erklärte Akufo-Addo, „was wir in diesem 21. Jahrhundert unternehmen müssen, damit Afrika wegkommt von seiner unterwürfigen Bettelhaltung um Hilfe, Wohltätigkeit und Geldzahlungen. Bedenkt man den Reichtum des afrikanischen Kontinents, dann müssten eigentlich wir andere mit Geld unterstützen.”

			Und über die Auswanderer nach Europa sagte der ghanaische Staatschef: „Wir wollen, dass junge Afrikaner in Afrika bleiben.“ Diese jungen Menschen sollten ihre Kraft ihren eigenen Ländern widmen – eine geradezu klassische rechtspopulistische Forderung. 

			Die Afrikaner sind uns übrigens weit weniger fremd, als viele glauben, und sie haben viel Sinn für Humor. Bei einer Faschingsfeier in Mogadischu für die dort ansässige weiße Community hatte sich mein Vater entschuldigt, weil er angeblich im Büro arbeiten musste. Tatsächlich hat er sich das Gesicht und die Hände schwarz angemalt, die Uniform der Boys angezogen und den ganzen Abend die Gäste bedient. Und keiner der Weißen hat’s bemerkt. Die Schwarzen fanden das zum Schießen. Heute könnte man so einen Scherz nicht mehr machen, heute darf sich nicht mal mehr ein weißer Schauspieler das Gesicht schwarz färben, der auf der Bühne den Othello spielt. Zumindest in Europa oder in den USA. In Afrika schon. Die sind noch nicht so weit.

			In Somalia waren wir Weißen die Minderheit, die Schwarzen hatten das Sagen. Deshalb kann ich heute halbwegs beurteilen, wie es ist, irgendwo einer Minderheit anzugehören. Dort habe ich gelernt, dass man andere politische Einstellungen und andere Religionen zu respektieren und zu akzeptieren hat. Wir gehörten natürlich keiner unterdrückten Minderheit an, aber am Ende einer unerwünschten. Seinerzeit genoss der Kommunismus unter den Afrikanern eine große Popularität, der sowjetische Einfluss war erheblich, und wir kamen aus einem westlich-kapitalistischen Land. Die Dekolonialisierungs-Bewegung erschütterte damals den gesamten Kontinent. Während unserer Zeit in Afrika verkündeten 17 Staaten ihre Unabhängigkeit. Wie immer in solchen historischen Umbruchsphasen änderte sich das gesellschaftliche Klima und damit das Verhalten der Menschen, beispielsweise der Beamten. Weiße hatten auf einmal kein gutes Standing mehr. Wir mussten quasi die Fehler ausbaden, die weiße Kolonialherren gemacht hatten. In unser Haus wurde eingebrochen, aber die Polizei unternahm nichts, die Beamten wollten uns einfach nicht helfen. Die Situation spitzte sich schließlich so sehr zu, dass alle Deutschen, Amerikaner und Italiener binnen weniger Tage das Land verlassen mussten. Damit endete unsere Zeit in Afrika. 

			In der aktuellen deutschen Öffentlichkeit existiert der schwarze Kontinent praktisch nur als Opfer des Kolonialismus der Europäer. Ist von Afrika die Rede, geht es regelmäßig um koloniale Ausbeutung, Rassismus und die notwendige Wiedergutmachung, und zwar meistens auf haarsträubend pauschale Weise. Der Kolonialismus wird als Verbrechen präsentiert, die Weißen werden zu Tätern, die Afrikaner zu Opfern erklärt, und basta. Diese Sicht auf die Geschichte ist ungefähr so differenziert wie das Weltbild des SED-Politbüros. Ich halte es für falsch, den Kolonialismus pauschal zu verurteilen. Es gab Kolonialverbrechen, das ist unstrittig, aber der Kolonialismus insgesamt war kein Verbrechen. Man müsste nach diesem Maßstab sonst die gesamte Weltgeschichte zu einer Verbrechensgeschichte erklären.

			Jenes Afrika, das die deutschen Kolonisatoren im späten 19. Jahrhundert betraten, war ein gesetzloser Erdteil, auf dem Stammeskriege, Willkür, Leibeigenschaft und Sklavenhandel herrschten. Sowie ein enormer Rassismus der Stämme untereinander. Die Deutschen haben in den sogenannten Schutzgebieten Straßen, Bahnlinien, Häfen, Krankenhäuser und Schulen gebaut, sie erschlossen große Gebiete für die Landwirtschaft, errichteten Verwaltungen und bildeten einheimische Beamte aus. Die Tanganjika-Bahn etwa, eine 1914 eingeweihte, 1250 Kilometer lange Eisenbahnlinie vom Tanganjika-See nach Dar-es-Salaam, war bis in die 2000er-Jahre eine Hauptachse in Tansania (und wenn sie es heute nicht mehr ist, liegt das ausschließlich an schlechter Wartung). Für das Projekt wurde damals eigens eine Eisenbahngesellschaft gegründet, das Deutsche Reich finanzierte den Bau mit 21 Millionen Mark. In Togoland errichteten die Deutschen tausend Kilometer Straßen, drei Eisenbahnlinien und einen Hafen in Lomé, der späteren Hauptstadt, wo ich zwei Jahre meiner Kindheit verbrachte. In Deutsch-Ostafrika eröffnete die Kolonialverwaltung 99 öffentliche Schulen und 1800 Missionarsschulen. Vergleichbares geschah in den anderen Schutzgebieten. Das heißt, die Kolonialherren haben in großem Stil in die Bildung der Afrikaner investiert. Und in deren Gesundheit. Die größte humanitäre Leistung der Deutschen war die Heilung der afrikanischen Schlafkrankheit, einer durch die Tsetse-Fliege verbreiteten Seuche, an der allein in Ostafrika im Jahr 1903 Schätzungen zufolge bis zu eine Million Menschen starben. Robert Koch gelang 1910 der Durchbruch bei der Bekämpfung des Erregers mittels synthetisch hergestellter Chemikalien. 1916 entwickelte Bayer den ersten Impfstoff mit dem sprechenden Namen „Germanin”. 

			Neben die heute herrschende Sichtweise, die Kolonialherren seien gekommen, um die Afrikaner zu unterwerfen und auszubeuten, lässt sich also mit demselben Recht die Aussage stellen, sie seien gekommen, um die Einheimischen zu entwickeln und die Segnungen der Zivilisation zu verbreiten. Die Behauptung, die deutsche Kolonialmacht habe die Kolonien „ausgeplündert”, hält einer Überprüfung ohnehin nicht stand. Da gab es nicht viel zu plündern. Das Handelsvolumen der deutschen Kolonien war für die gesamte Handelsbilanz des Deutschen Reiches völlig nebensächlich; es lag, wie der kanadische Kolonialhistoriker Bruce Gilley vorrechnet, nie über einem halben Prozent. Der Kolonialismus war für das Kaiserreich wohl eher ein Verlustgeschäft. Bezeichnend dafür ist Bismarcks Seufzer: „Ich will nichts von neuen Landgewinnen hören, ich will wirtschaftliche Erfolge in Ostafrika sehen.”

			Die aktuelle Kolonialgeschichtsschreibung gleicht einem Strafprozess, bei dem nur Ankläger, aber keine Entlastungszeugen zugelassen sind. Was ständig thematisiert wird, ist die Niederschlagung des Herero-Aufstandes im Jahr 1904, die interessierte Kreise unbedingt als ersten Genozid des 20. Jahrhunderts aufs deutsche Schuldkonto laden möchten. Über eine Milliarde Euro hat die Bundesregierung den Nachkommen der Herero als Entschädigung zugesichert. Das war eine rein politische Entscheidung; weder die Rechtslage noch die Geschichtsschreibung bieten dafür ein solides Fundament. Es existierte 1904 kein völkerrechtlicher Straftatbestand namens Genozid, und eine Reihe von Historikern bestreitet, dass überhaupt ein Völkermord stattfand. Ich kann mir als Laie kein Urteil darüber anmaßen, doch allein wenn ich lese, dass ein paar hundert abgekämpfte und entkräftete deutsche Soldaten die Omaheke-Trockensavanne so abgeriegelt haben sollen, dass Zehntausende Herero dort verdursten mussten, beschleichen mich Zweifel. Die Omaheke ist so groß wie das heutige Österreich. Am Ende wird sich aber, so oder so, die historische Wahrheit durchsetzen. Bis dahin werden aber, so oder so, über eine Milliarde deutscher Steuergelder nach Namibia geflossen sein. 

			Eine regelmäßig unterschlagene historische Wahrheit betrifft den Anteil der islamischen Welt am Handel mit schwarzen Sklaven. Der Afrika-Kenner und langjährige Professor für afrikanische Geschichte an der Universität Hamburg Leonhard Harding schreibt in seiner „Geschichte Afrikas im 19. und 20. Jahrhundert”, die Forschung sei sich heute mehr oder weniger einig, dass insgesamt etwa 29 Millionen Menschen aus Afrika verschleppt wurden: zwölf Millionen im Transatlantischen Sklavenhandel, neun Millionen im Transsahara-Sklavenhandel und acht Millionen über die Swahili-Küste und das Rote Meer. Der transsaharische und der ostafrikanische Menschenhandel lagen in muslimischer Hand. Dass die islamische Welt das größte Sklaverei-Imperium aller Zeiten war, wie der Historiker Egon Flaig in seinem Buch „Weltgeschichte der Sklaverei“ feststellt, spielt in den sogenannten postkolonialen Diskursen im Westen merkwürdigerweise keine Rolle – und das, obwohl die muslimischen Sklavenhändler auch Millionen weiße Europäer verschleppten. Warum? Vielleicht, weil es sich nicht lohnt? Weil die muslimischen Länder nicht bereit sind, heute dafür einen Sündenablass zu zahlen wie deutsche Politiker?

			Zur historischen Wahrheit gehört außerdem, dass der Kolonialismus der Europäer in Afrika mit der Bekämpfung der muslimischen Versklavungspiraterie begann. Die Emirate von Tripolis, Tunis und Algier – die sogenannten Barbareskenstaaten – schickten nämlich bis weit ins 19. Jahrhundert Schiffe aus, um christliche Sklaven zu erbeuten. Nachdem die Briten den Sklavenhandel verboten hatten, mussten sie auch die Versklavungskriege im Inneren Afrikas stoppen. Es sei deshalb unmöglich, schreibt der bereits erwähnte Historiker Flaig, „die Genese des britischen und des französischen Kolonialismus in Afrika zu trennen von der Praxis des humanitären Intervenierens. Die heutigen Afrikaner wären weit überwiegend Sklaven, wenn Briten und Franzosen nicht interveniert hätten.“ Man soll also beim Gesamturteil über den Kolonialismus nicht unterschlagen, dass er zur Abschaffung der Sklaverei geführt hat. Auch in den deutschen Kolonien wurde die Sklaverei beseitigt, in Deutsch-Kamerun etwa offiziell im Jahr 1895, und um 1900 war sie verschwunden. 

			Der Westen trägt einen Teil der Schuld am Verbrechen der Sklaverei, aber allein der Westen ist dafür verantwortlich, dass Sklaverei seit 200 Jahren als Verbrechen gilt; das ist die Wahrheit. Was die westliche Zivilisation von allen anderen Zivilisationen unterscheidet, ist ihre Fähigkeit zur Selbstkritik, die sich in der politischen Linken bis zur Selbstablehnung und zum kulturellen Selbsthass steigern kann. Letztlich ist das eine Folge der Aufklärung, die ebenfalls nur der Westen kennt. Auch die Idee, dass man sich für seine Geschichte gegenüber fremden Kulturen rechtfertigen müsse, hat ausschließlich im Westen Anhänger, anderen Kulturen ist dieser Wesenszug unbekannt. Der unter dem Label „Postkolonialismus“ stattfindende Angriff auf den Westen kommt überwiegend von linken westlichen Intellektuellen. Damit macht sich der Westen erst moralisch, dann politisch und ökonomisch erpressbar.

			Es ist immer falsch und unangemessen, die Moralvorstellungen der Gegenwart auf die Vergangenheit anzuwenden. Die Motive derjenigen, die das tun, sind meistens gar nicht so edel und lauter, wie sie vorgeben. Natürlich sind die Kolonialabenteuer vor hundert und mehr Jahren gemeinhin nicht von besonders bürgerlichen Existenzen bestritten worden. Die Geschichte arbeitet immer mit dem Menschenmaterial, das sie gerade vorfindet. Was mich an der heutigen historischen Kritik stört, ist ihre Selbstgerechtigkeit, ihr moralisches Überlegenheitsgefühl. Diese Leute sind offenbar nicht in der Lage, sich selbst als etwas Relatives und als eine historische Zwischenstufe zu betrachten, auf die man einmal auch sehr kritisch zurückschauen könnte. Mit ihrer Moralisierung der Geschichte verbinden sie einfache politische und wirtschaftliche Interessen. Sie klagen den Westen an, um sich ihre Gehälter, Honorare, Buch-Tantiemen und Pensionen vom Westen bezahlen zu lassen. Aber der sogenannte Postkolonialismus macht ganze Länder und letztlich die gesamte westliche Zivilisation erpressbar. Der Rassismus kehrt sich praktisch um. Wenn erst einmal der Damm einklagbarer Entschädigungen für in der Vergangenheit erlittenes Unrecht gebrochen ist, obwohl dafür keine historische Rechtsgrundlage besteht, werden solche Forderungen kein Ende mehr nehmen. Dann könnten sich künftig die Gerichtshöfe auch mit Klagen beschäftigen, deren Streitgegenstand beispielsweise im 18. Jahrhundert liegt und von Nachkommen in der neunten Generation angezettelt wurde.

			Der Herero-Aufstand, die Schlacht am Waterberg und die Flucht der Herero in die Omaheke-Savanne sind jetzt 120 Jahre her. Die meisten afrikanischen Länder sind seit den 1960er-Jahren unabhängig. Wir sollten mit den Afrikanern heute keine Schulddiskurse führen, sondern Verträge zum gegenseitigen Nutzen abschließen. Wir sollten die Regeln der Marktwirtschaft in die gegenseitigen Beziehungen einführen, nicht Wiedergutmachung, nicht Entwicklungshilfe, denn das sind alles Gelder, die irgendwo versickern. Vor allem sollten wir aufhören, die Afrikaner als Opfer und wie unmündige Kinder zu behandeln. Sie haben einen riesigen, herrlichen Kontinent, den sie selbst zum Blühen bringen.

		

	
		
			 

			Bedingungen der Freiheit

		

	
		
			Der Populismus als Antwort

			Der Begriff Populismus ist in der politischen Debatte vergleichsweise neu. Ich kann mich zumindest nicht erinnern, ihn in der „alten“ Bundesrepublik gehört zu haben. In der Öffentlichkeit wird dieses Wort fast immer negativ verwendet. Wer den anderen einen Populisten nennt, will ihm die politische Satisfaktionsfähigkeit absprechen. Das ist merkwürdig. Schließlich steckt in diesem Wort die Popularität. Die kommt wiederum vom lateinischen Wort „populus“, Volk. „Vox populi“ ist die Stimme des Volkes. Das Volk ist der Souverän der Demokratie. Was sollte daran schlecht sein? 

			Nach allgemeiner Auffassung ist der Populist ein Demagoge, der dem Volk einfache Wahrheiten verkauft und auf komplexe Probleme simple Antworten gibt, um seine politischen Ziele zu erreichen. Als König der Populisten fungiert Donald Trump, ein Mann, der immerhin zum zweiten Male vom amerikanischen Volk zum Präsidenten der Vereinigten Staaten gewählt wurde. Sein Wahlkampfmotto „Make America Great Again!“ gilt als purer Populismus (denn wir haben das Denken in Nationalstaaten angeblich längst hinter uns gelassen). 

			Allerdings hat niemand Barack Obama wegen seines ähnlich simplen Wahlkampfslogans „Yes We Can!“ Populismus vorgeworfen. Auch Angela Merkels Migrations-Schlummerlied „Wir schaffen das!“ war populistisch. Der Atomausstieg nach Fukushima – reiner Populismus. Und in diesem Fall einer, der uns tatsächlich sehr geschadet hat. Wir wurden von russischem Gas abhängig, mussten die Sprengung von Nordstream 2 hinnehmen, und unsere Energiepreise sind heute die höchsten aller Industrienationen. 

			Demokratie ist unvorstellbar ohne einen kräftigen Schuss Populismus. Doch es muss erst noch das Stigma „rechts“ dazukommen, damit aus einem Politiker ein Populist und er damit zur Unperson wird. Die Begriffe Populismus und Rechtspopulismus gelten deshalb in der Öffentlichkeit als nahezu identisch. Der aktuelle US-Präsident als der Erste unter den Populisten wird umringt von den Führern der europäischen Rechtsparteien: Victor Orbán, Herbert Kickl, Alice Weidel – alles schlimme Populisten. Aber auch ein Jair Bolsonaro galt als ein solcher, und beim schrillen libertären Javier Milei ist man sich nur noch nicht ganz sicher. Das populistischste Ereignis in der jüngeren europäischen Geschichte war der Brexit. Hier stößt man übrigens auf die nicht unwichtige Verbindung von Populismus und Plebiszit. Populisten sind in der Regel für Volksabstimmungen. Allerdings ist das Volk, wie jeder weiß, inzwischen eine als fragwürdig geltende Größe. Das Volk ist etwas Exklusives. Was exklusiv sein will, schließt andere aus. Offenbar ist das eine zentrale Absicht der heutigen Populisten. Und das geht gar nicht.

			Es wird Zeit, einen Blick auf die Gegenseite zu werfen. Warum ist der Populismus überhaupt entstanden? Worauf reagiert er? An wen appelliert er?

			Das Londoner Magazin New Statesman schrieb im März 2017, die Abstimmung über den Brexit sei „die größte demokratische Rebellion in der modernen britischen Geschichte“ gewesen. Der Demos auf der Insel hatte also rebelliert. Aber gegen wen? Der Ausstieg aus der EU, fuhr das Politmagazin fort, sei eine „große Niederlage für die hyperliberalen, ins Ausland blickenden ‚kognitiven Eliten‘“ gewesen. Hier werden also zwei Parteien gegenübergestellt: ein rebellierendes Volk und eine von diesem abgekoppelte Elite. Die Populisten stehen augenscheinlich auf der Seite der Rebellen. Wer ist die genannte Elite?

			Die westlichen Gesellschaften sind gespalten, das habe ich im Einleitungskapitel schon geschildert. Es handelt sich um eine ganz andere Spaltung als vor hundert Jahren, als Proletariat und Bürgertum einander gegenüberstanden, oder, wie es die Linken nannten, Kapital und Arbeit. Die heutige Spaltung ergibt sich vielmehr aus dem Verhältnis des jeweiligen Teiles der Gesellschaft zur Globalisierung. Die Befürworter der Globalisierung wollen letztlich alle Grenzen auflösen, damit Waren, Geld, Informationen und Menschen ungehindert über den ganzen Erdball fließen können. Sie streben die Eine Welt an, mit dem Fernziel einer Weltregierung. Ihre Begründung dafür lautet: Nur mittels Global Governance könnten die gewaltigen Probleme des Planeten – Klimawandel, Migration, kriegerische Konflikte, Energieversorgung – gelöst werden. Dieses Argument verfängt bei vielen Zeitgenossen. 

			

			Im Zuge der Globalisierung bildete sich eine auf den ersten Blick absonderliche Allianz zwischen antinationalen Linken und international agierenden Großkonzernen. Letztere wollen flexibel und möglichst günstig produzieren und ihre Waren ohne Einschränkungen an den Mann bringen – es ist kein Zufall, dass ein regierender Populist wie Donald Trump gegensteuert und Zölle festlegt. Die Linken wiederum träumen von einer Welt ohne Unterschiede. Völker, Ethnien, Kulturen, Geschlechter und vor allem jede Art von Wohlstandsgefälle stören. Es gibt, soweit ich weiß, keine schlüssige Theorie über diese sonderbare Allianz. Und vielleicht wird es ja auch nie eine geben, weil es sich nur um ein kurzes Intermezzo handelt. Momentan hat es den Anschein, dass die Großkonzerne zumindest in den USA die ganze Wokeness über Bord werfen, weil sie sich allmählich als geschäftsschädigend entpuppt. 

			Auf der anderen Seite stehen also die Populisten. Der Populismus will nicht die Globalisierung rückgängig machen – auf diese Idee könnte ja nur ein Don Quichotte kommen. Die Welt wächst immer mehr zusammen, das will und kann niemand aufhalten. Der Populismus ist aber eine Bewegung gegen die schleichende Auflösung der Nationalstaaten. Der Populismus ist entstanden, weil viele Menschen im Westen unter den Nebenwirkungen der Globalisierung leiden. Während die einen Vorteile von der Grenzenlosigkeit haben, bekommen andere vor allem die Nachteile zu verspüren. Es heißt immer ein bisschen von oben herab, viele Zeitgenossen seien eben von der Globalisierung „überfordert“. Es ist aber keine „Überforderung“, wenn man seinen Job verliert, weil die Firma wegen der billigeren Produktionsmöglichkeiten ins Ausland geht, oder wenn man seinen Stadtteil nach Jahren der Masseneinwanderung nicht mehr wiederkennt und sich dort fremd oder unbehaglich fühlt. Das sind existentielle Probleme. Sie führen unter anderem dazu, dass die Betroffenen populistische Parteien wählen, weil sie hoffen, ihr Land nicht an Fremde zu verlieren. Diese Wähler werden ganz sicher nicht verschwinden, weil Linke sie als „Nazis“ beschimpfen.

			Der Graben, der die Gesellschaften des Westens durchzieht, trennt, plakativ gesagt, die Sesshaften von den Mobilen, die Heimatverbundenen von den Kosmopoliten. Aber auch das stimmt nicht ganz, denn ich bin ein absoluter Kosmopolit, möchte aber dennoch die regionale Kultur erhalten wissen. Ich glaube nämlich fest daran, dass die Welt so schön ist, weil sie aus unterschiedlichen Kulturen und Mentalitäten besteht. Die sozialistische Gleichmacherei ist nicht nur unattraktiv, sie funktioniert nicht, weil sie gegen die menschliche Natur ist – und die Natur ist am Ende immer stärker. Warum ist Europa der attraktivste Kontinent auf der Welt? Weil wir so unterschiedlich und tatsächlich kulturell divers sind. Weil man in Europa alle 150 Kilometer auf andere Stämme trifft, andere Sprachen beziehungsweise Dialekte hören, andere Speisen genießen und andere Trachten bewundern kann. Auch ich könnte überall leben, aber ich verstehe und respektiere die Menschen, die lieber sesshaft bleiben wollen und ihre eigene Kultur bewahren möchten. 

			Heutzutage verkörpern die sogenannten Anywheres – diejenigen, die überall leben können – das liberale, EU-freundliche, die Globalisierung begrüßende Establishment und dessen ambitionierten Nachwuchs. Das sind Zeitgenossen, die von der Globalisierung profitieren, sei es nun wirtschaftlich, politisch oder ideologisch, und sie deshalb vorantreiben. Diese neue urbane Elite ist beruflich mobil und lebt fast ausnahmslos in Großstädten. Ihre Angehörigen arbeiten in internationalen Unternehmen und Organisationen, in der digitalen Informationsbranche, in Start-ups, aber auch an Universitäten, in NGOs, in den Medien und Parteien. Entsprechend groß ist ihr Einfluss auf die Gesellschaft. Das Weltbild dieser Elite ist überwiegend woke. Was „global“ ist, finden ihre Vertreter gut, was national ist, halten sie für altmodisch und überwindenswert.

			Ein typischer Anywhere wäre zum Beispiel ein Mitarbeiter einer internationalen Großkanzlei oder Großbank oder einer international tätigen Stiftung wie der Omidyar Group/Luminate oder den Open-Society-Foundations-Stiftungen. Eine typische Anywhere-Karriere kann aber auch von der UNO zu den Grünen führen (oder umgekehrt). Diese Leute werden gut ausgebildet, sind vernetzt und haben bereits einen Teil ihres Studiums im Ausland verbracht. Sie leben heute in New York, morgen in Singapur, übermorgen in der Schweiz und danach in Berlin. Sie überqueren eine Grenze nach der anderen, finden aber überall ähnliche Bedingungen vor, ob nun in ihren Büros, Clubs, Schulen oder Kindergärten. Ihre Verkehrssprache ist Englisch (deutsche Banker sprechen sogar während ihrer Meetings in Deutschland Englisch). Das heißt, sie leben und arbeiten zwar in wechselnden Ländern, aber unter ziemlich ähnlichen Bedingungen. Ihre angebliche Vielfalt ist tatsächlich eine Monokultur. Ihre Bindung an ihre Heimatländer ist gleichwohl schwach. Das einfache Volk interessiert sie herzlich wenig, ausgenommen vielleicht im Wahljahr. Heimat ist für sie keine relevante Größe, sie denken global. Ein bekannter Treffpunkt der Globalisten ist das Weltwirtschaftsforum in Davos. 

			Typische Somewheres dagegen sind zum Beispiel der Milchbauer im Allgäu, der Arbeiter bei VW, der Apotheker oder der Goldschmied in dritter Generation in der sächsischen Kleinstadt oder der mittelständische Industriezulieferer auf der Schwäbischen Alb. Die Somewheres sind sogenannte Normalos. Das sind die bodenständigen Menschen, die eben nicht überall auf der Welt zu Hause sein müssen. Man findet sie nicht besonders attraktiv, weil sich ihre Mobilität auf den Urlaub beschränkt und sie sich in der Öffentlichkeit kaum bemerkbar machen können, denn sie haben keine Stimme. Früher haben die meisten von ihnen SPD oder CDU gewählt, aber die einstigen Volksparteien kümmern sich nicht mehr um sie und liebäugeln stattdessen mit den Anywheres (ziemlich vergeblich, wie man weiß). Die Somewehres sind, wie der Name schon sagt, eher lokal verwurzelt und fühlen sich von der schnellen Völkerwanderung der modernen Welt verunsichert. Die meisten sind älter, aber nicht unbedingt weniger gebildet als die Berufsnomaden in den Bürotürmen. Heimat und Identität sind für sie fundamentale Werte. Sie haben irgendwo ein Eigenheim oder ein Gewerbe, oft schon seit Generationen. Die verwurzelten Somewheres gehen an Allerseelen auf den Friedhof und feiern Volksfeste, an denen die Anywheres übrigens auch gerne teilnehmen, mitunter sogar in lokaler Kostümierung. Daran sieht man auch, wie wichtig solche integrierenden Volksfeste sind. Anywheres und Somewheres leben in verschiedenen Welten. Sie unterscheiden sich nicht nur in ihren wirtschaftlichen Interessen und ihrer Alltagskultur voneinander, sondern eben auch in ihrer politischen Einstellung und ihrem Wahlverhalten. Viele Somewheres wählen die Populisten.

			Noch vor hundert Jahren waren auch die Eliten sesshaft. Inzwischen ist es völlig normal, dass Menschen heute hier und morgen dort leben und arbeiten und das als etwas Positives sehen. Es ist ebenso normal, dass es Menschen gibt, die ihr Leben an einem Ort verbringen und lediglich in den Ferien verreisen. Problematisch wird die Angelegenheit, wenn die einen sich über die anderen erheben und sie als Hinterwäldler schmähen, die falsch leben, peinliche Sachen sagen und falsch wählen. Wenn die einen als fortschrittlich gelten und die anderen als Menschen von gestern. Wenn also der urbane Hipster als besserer Zeitgenosse gilt als der Handwerkmeister, der ihn in der Regel noch mit seinen Steuern finanziert. Wie sich das anhört, konnte man beispielsweise während der Bauernproteste 2024 erleben. Anders als die Klimakleber oder die Demonstranten gegen Rechts wurden die protestierenden Bauern von den meisten Medien sehr geringschätzig behandelt. Von einem „Mistgabel-Mob“ sprach etwa der Spiegel. Der Chefreporter des Südwestfunks twitterte: „Traktorfahren macht offenbar dumm.” Vergleichbare Beleidigungen stoßen deutsche Öffentlichkeitsarbeiter nicht nur gegen Berufsgruppen, sondern auch gegen ganze Bundesländer aus. Vor allem nach Wahlen bekommt das Publikum West verlässlich zu hören, dass die Wähler im Osten unaufgeklärt, dumpf und fremdenfeindlich seien. Der Stern schmähte Sachsen als „das dunkelste Bundesland“, die Hamburger Morgenpost bildete eine Deutschlandkarte ab, wo Sachsen braun eingefärbt war, und schrieb darüber „Der Schandfleck“. 

			Für diesen völlig unbegründeten Hochmut der Anywheres gegenüber den Somewheres gibt es eine Schlüsselszene. Sie spielt am Abend des 9. September 2016 im großen Saal der Cipriani Wall Street im New Yorker Financial District. Dort veranstaltete die Präsidentschaftsbewerberin Hillary Clinton gemeinsam mit Barbra Streisand eine Spendengala für den Wahlkampf der Demokraten, also ihren eigenen. Die Kartenpreise für den Abend mit anschließendem Empfang durch die Kandidatin betrugen zwischen 2500 und 250000 Dollar. An jenem Abend verwendete Hillary Clinton in ihrer Rede eine Formulierung, die sie womöglich den Wahlsieg kostete: Basket of Deplorables, zu deutsch „der Korb der Jämmerlichen“ beziehungsweise „Beklagenswerten“. Damit meinte die demokratische Präsidentschaftskandidatin nach ihren eigenen Worten „die Hälfte der Trump-Unterstützer”. Das seien, sagte Clinton, „die Rassisten, Homophoben, Fremdenfeindlichen, Islamophoben – ihr wisst schon”. Im schicken Lower Manhattan, vor einem zahlungskräftigen und äußerst woken Publikum beleidigte sie mehr als 30 Millionen Amerikaner und trat diese verbal in die Tonne. Diese 30 Millionen Rednecks und Hillbillys schrieb sie für die amerikanische Demokratie komplett ab. Der anderen Hälfte der Trump-Wähler gestand sie immerhin noch Gehör zu. 

			„Die Verachteten sind das, was woke Wähler Robert Habecks, Emmanuel Macrons und Hillary Clintons nicht sein wollen“, notiert der Münchner Autor Alexander Wendt. „Der Wunsch, möglichst einen großen Abstand zwischen sich und den anderen zu lassen, beschränkt sich nicht auf die Ansichten der Peripheren zu Migranten und zur politischen Elite. Er schließt auch die Art und Weise ein, wie die Verlorenen sprechen, essen, sich kleiden, ihre Wohnungen und Einfamilienhäuser einrichten. Er erstreckt sich auf ihren Mediengeschmack, überhaupt auf ihren Geschmack. Er betrifft ihre Lebensweise. Das falsche Leben der einen erlaubt den Bewohnern des inneren Gesellschaftskreises, die Rolle der Moralischeren, Klügeren, Empfindsameren und ästhetisch Gebildeteren einzunehmen, kurzum: die Rolle der zum besseren Leben Erwachten.”

			Jeder weiß, wie es ausging. Hillary Clinton verlor die Wahl, Donald Trump wurde Präsident. Von den 30 Millionen „Beklagenswerten“ dürften fast alle für ihn gestimmt haben. „One man, one vote“, lautet die Maxime der Demokratie. Erstmals zog ein Populist ins Weiße Haus ein.

			Die meisten Medien, namentlich die deutschen, machten damals klar (und tun es heute wieder), auf wessen Seite sie stehen. Trump ist der Gottseibeiuns vom Dienst. Die Gründe für seinen Erfolg sind ebenso ein Buch mit sieben Siegeln wie jene für den Aufstieg der AfD. In der von den Sprechern der Anywheres dominierten Öffentlichkeit versichert man uns, dass die Populisten vor allem von desinformierten, dummen, sozial abgehängten Menschen („Nazis“) gewählt werden. Das heißt, diese Menschen wählen rechts, weil sie böse sind, nicht weil sie reale Gründe dafür haben. Deswegen konnte sich in der Medienöffentlichkeit auch die Ansicht verbreiten, die AfD werde nur dadurch stark, dass man über sie spricht; würde man diese Partei ignorieren und ihre Vertreter überhaupt nicht mehr einladen, verschwände der Spuk von allein. Das ist die Folge davon, wenn man jungen Menschen an den Universitäten beibringt, die Wirklichkeit sei nur ein „Konstrukt“. Dann kann sich jeder seine eigene Wirklichkeit bauen.

			Es ist seit langem bekannt und durch Umfragen auch bestätigt, dass deutsche Journalisten am meisten mit den Grünen sympathisieren und an zweiter Stelle in ihrer Gunst die SPD liegt. Die Grünen sind die Partei in Deutschland, die sich mehr als alle anderen dem Globalismus verpflichtet fühlt. Man hat während ihrer Regierungszeit sehr gut beobachten können, was das bedeutet: Da floss deutsches Steuergeld in so gut wie jeden Winkel der Erde – die Radwege in Peru sind dafür sprichwörtlich geworden. Allein im Jahr 2022 hat die Ampelregierung fast 34 Milliarden Euro „Entwicklungsleistungen“ verteilt, anderthalb mal so viel wie das Bundesministerium für Bildung und Forschung erhielt. Drei willkürlich herausgegriffene Beispiele: Die Bundesrepublik überwies 80,5 Millionen für „kommunalen Umweltschutz in Kolumbien“, 82,9 Millionen für „Energieeffizienz in öffentlichen Gebäuden in Montenegro“ und 25 Millionen für „Biodiversität in Gebirgen Mexikos“. Knapp 30 Milliarden zahlte allein der Bund im Jahr 2023 für Flüchtlinge und Asyl. Tausende Afghanen wurden auf Kosten der deutsche Steuerzahler eingeflogen. Aber zur dringend notwendigen Sanierung der Schwimmbäder, Schulen, Straßen und Brücken in Deutschland fehlt das Geld. 

			Das alles ist kein Geheimwissen. Noch kann man ja aus FAZ, NZZ, Financial Times und sogar manchmal aus der Süddeutschen, besonders aus den Wirtschaftsteilen, Erkenntnisse ziehen. Aus den Feuilletons und politischen Kommentarspalten weniger; da findet die woke Umerziehung statt.

			Für die Grünen gibt es kein Ausland mehr, sondern nur noch „Weltinnenpolitik“. Deshalb interessiert grüne Minister auch nicht, dass sie in ihrem Amtseid geschworen haben, das Wohl des deutschen Volkes zu mehren und Schaden von ihm abzuwenden. Aus ihrer Sicht tun sie das ja, indem sie in Südamerika, Asien und Zentralafrika den CO2-Ausstoß reduzieren und die Biodiversität fördern. Wer irgendwo auf der Erde etwas Gutes tut, nutzt nach ihrer Ansicht auch Deutschland. Wobei sie sich die Entscheidung vorbehalten, was als gut zu gelten hat. Am deutschen Wesen soll die Welt genesen!

			Die nationalen Regierungen im Westen haben sich in den vergangenen Jahrzehnten in einem erheblichen Maß von ihren Völkern und deren Interessen abgewendet, um stattdessen globale Politik zu machen. Transnationale Organisationen wie die UNO, die EU, die WHO bekamen in dieser Zeit immer mehr Macht, während die nationalen Parlamente an Einfluss verloren. Ein typisches Organ des Globalismus ist die sogenannte Zivilgesellschaft, also ein Netz von Nichtregierungsorganisationen (die von regierungsnahen Stiftungen oder direkt von der Regierung finanziert werden), sogenannte NGOs, welche die Bevölkerung im Sinne linker Politik beeinflussen sollen. Eine ihrer zentralen Aufgaben ist die Bekämpfung der angeblichen Populisten. 

			Nationale Grenzen, Gesetze, sogar demokratische Institutionen sind für viele globalistische „Anywheres“ letztlich Behinderungen, über die man sich irgendwie hinwegsetzen muss. Ein Musterbeispiel dafür lieferte Jean-Claude Juncker, Präsident der Europäischen Kommission, indem er 1999 aus der Schule plauderte, wie die EU vorgeht: „Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit ab, was passiert. Wenn es dann kein großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die meisten gar nicht begreifen, was da beschlossen wurde, dann machen wir weiter – Schritt für Schritt, bis es kein Zurück mehr gibt.“ Das Zurück wäre der Nationalstaat. Auf diese Weise wurden transnationale Überorganisationen geschaffen, die Schritt für Schritt die nationalen Parlamente entmachten. Die meisten Deutschland betreffenden Entscheidungen werden längst in Brüssel getroffen. Wer nach Deutschland einwandern will und was in Deutschland gesagt werden darf, entscheiden mittlerweile Brüsseler Bürokraten. 

			Zugleich findet eine ständige ideologische Erziehung statt, die den Menschen im Westen erklärt, dass die Völker, Nationen und die nationalen Parlamente von gestern sind. Die neue Elite will in einem möglichst großen, supranationalen Rahmen herrschen und Geld verdienen. Eine kleine Gruppe weiser Auserwählter soll den unmündigen und störrischen Völkern sagen, wo es langgeht. Ihnen zum Beispiel erklären, dass sie die Rettung des Weltklimas zu bezahlen haben und jeder Mensch das Recht hat, sich in ihren Ländern anzusiedeln. Das ist die Vision des Globalismus. Es ist doch völlig verständlich, dass sich dagegen Widerstand bildet. 

			Das Selbstbestimmungsrecht der Völker war eine klassische linke Forderung. Sie entstand mit der Französischen Revolution und richtete sich gegen das dynastische Prinzip der Herrscherhäuser. Später wurde dieses Selbstbestimmungsrecht ausgerechnet von Lenin propagiert, natürlich nur aus taktischen Gründen – nachdem die Bolschewisten die Macht ergriffen hatten, zwangen sie die Völker unter das Joch der Sowjetunion. Heute kommt die Forderung nach der Selbstbestimmung der Völker von der anderen Seite, nämlich von Somewheres, also den Populisten. Der ehemalige AfD-Vorsitzende Alexander Gauland hat dazu in einem Vortrag eine interessante Bemerkung gemacht: „Populismus entsteht, wenn ein Establishment den Gesellschaftsvertrag mit einem Volk mehr oder weniger aufkündigt.“ 

			Während die globalistische Klasse die Völker und Nationalstaaten überwinden will, wollen die Populisten sie am Leben erhalten. Deswegen ist ein Stopp der unkontrollierten Migration das Hauptthema der populistischen Parteien. Abgesehen davon, dass diese Migration zu enormen wirtschaftlichen Problemen führt, weil das Sozialsystem unter der Belastung zusammenbricht. Donald Trump ist gewählt worden, weil er versprochen hat, dass er seine Landsleute vor der illegalen Masseneinwanderung ebenso schützen wird wie vor dem internationalen Lohndumping. Beides sind unmittelbare Folgen der Globalisierung. Die Mittel, die der US-Präsident dagegen anwendet, sind robust und bei den Eliten unpopulär: Grenzschutz und Zölle. Aber sie wirken. Ebenso robust setzt die neue US-Regierung Einsparungen bei den Staatsausgaben durch. Dafür hat Trump das Department of Government Efficiency, kurz DOGE, ins Leben gerufen. Wenn eine populistische Regierung den Staat verkleinert und die Staatsausgaben reduziert, bringt sie natürlich all diejenigen in Erklärungsnot, die behaupten, in den USA werde gerade ein autoritärer und quasifaschistischer Staat errichtet.

			Die ganze Welt wartet auf unsere Werte, lautete die Maxime der rot-grünen deutschen Außenpolitik. Der Populismus sagt genau das Gegenteil: Jeder kehre vor seiner eigenen Tür, dann wird es schon überall besser werden. Die Nationen sollen selbst entscheiden, auf welche Weise sie leben wollen. Die Völker sind so verschieden wie die Menschen, und das ist gut so. Diese Verschiedenheit ist das Salz der Erde. Sie entspricht der Artenvielfalt in der Natur, von der die Grünen angeblich so viel halten. Dort wird ständig Neues ausprobiert, und das Beste setzt sich in dieser Konkurrenz durch. So entsteht Fortschritt. Zentrale Planung und Vereinheitlichung lähmen die Entwicklung.

			Die Anywheres und die Somewheres werden lernen müssen, einander zu akzeptieren und miteinander zu leben. Ich stehe, wie gesagt, auf eine merkwürdige Weise zwischen beiden Polen, und wahrscheinlich geht es ziemlich vielen Menschen so. Einerseits bin ich ja eindeutig ein Anywhere, ich bin zeitlebens um die Welt gereist, war öfter in Paris oder New York als daheim und gehöre zum Jetset. Ich habe Freunde in vielen Ländern, spreche sieben Sprachen und verbringe die Winter in Afrika oder Südamerika. Andererseits bin ich eine mittelständische Regensburger Unternehmerin mit tiefen familiären und kulturellen Wurzeln in Deutschland. Mein Herz schlägt aber eindeutig auf der Seite der sesshaften Somewheres, denn sie sind der ruhende Pol, den die Gesellschaft braucht, um nicht komplett auszuflippen.

		

	
		
			

			Eigentum: Bollwerk und Verantwortung 

			Wenn man aus einer Familie kommt, die aufgrund eines politischen Umsturzes ohne eigenes Verschulden ihr gesamtes Vermögen verloren hat, dann weiß man, dass weltliche Güter alles andere als garantiert sind. Meine Familie musste lernen, zu verzichten und genügsam zu sein. Das ist eine Lektion, die sich bei mir dauerhaft eingeprägt hat, auch wenn ich heute zu den Wohlhabenden gehören darf. Als wir nach dem Tod meines Mannes eine riesige zweistellige Millionensumme Erbschaftssteuer zahlen mussten, half mir diese Erfahrung zumindest mental. Der Mensch muss lernen, mit Verlusten umzugehen.

			Eigentum hat eine merkwürdige Doppelnatur. Einerseits beruhigt es sehr, andererseits bereitet es seinem Besitzer immer Sorgen. Eigentum bedeutet zugleich Freiheit und Verpflichtung. Wer die Verpflichtung nicht sieht und nur die Freiheit auskostet, wird sein Vermögen auf längere Sicht unweigerlich ruinieren. Umgekehrt greift jeder, der das Eigentum angreift, die Freiheit an. Es gibt keine Freiheit ohne Eigentum. Einzig dadurch, dass Menschen Eigentum besitzen, können sie als freie Bürger agieren. Ohne Eigentum gäbe es keine freie Marktwirtschaft, und ohne die Freiheit des Wirtschaftens säßen wir heute noch in Schilfhütten.

			Eigentum ist ein Bollwerk gegen die Zumutungen des Lebens – und gegen den Staat. Deswegen wollen Sozialisten am liebsten sämtliches Eigentum verstaatlichen. Privateigentum garantiert darüber hinaus, dass es auch eine Privatsphäre gibt, in die sich Fremde oder der Staat nicht einmischen dürfen. Aus diesem Grund waren die totalitären Staaten des 20. Jahrhunderts und ihre Vorgängerregime Gegner des Privateigentums. Sie wollten ihre Anhänger vergesellschaften, kollektivieren, sozialisieren, um sie besser kontrollieren zu können. Diese Gier nach fremdem Besitz und Kontrolle über fremder Leute Leben endet wohl nie; bis heute versuchen die Linken und Grünen, Privateigentum zu vergesellschaften, ob nun durch CO2-Kontrolle und -Steuer oder die Erhöhung der Erbschaftssteuer oder die Entmietung von Rentnern aus „zu großen Wohnungen“.

			Im Verhältnis zum Eigentum zeigt sich sehr deutlich der Unterschied zwischen einem linken und einem konservativ-liberalen oder meinetwegen rechten Weltbild. Sozialismus ist eine Ideologie des Neides, und Neid spaltet immer. Während die Linken möglichst viel Eigentum in Gemeinbesitz überführen wollen, was immer auf Verstaatlichung und am Ende regelmäßig auf einen autoritären Staat hinausläuft, wollen die Konservativen und Liberalen, dass sich möglichst viel Eigentum in Privatbesitz befindet, damit möglichst viele Menschen in Eigeninitiative selbständig existieren können. Während der Linke dem Staat den Vorrang vor der Wirtschaft gibt und die Wirtschaft zum Mündel der Regierung degradieren will, ist der Rechte ein Anhänger des freien Marktes und der individuellen freien Entscheidung. Nach meiner Ansicht fußt das linke Weltbild auf einem falschen Verständnis der menschlichen Natur. Niemals wird sich der Mensch um fremdes Eigentum genauso kümmern wie um sein eigenes – und Gemeineigentum ist fremdes Eigentum. „Volkseigentum gehört allen, also keinem“, spottete man in der DDR, und so sah das Volkseigentum am Ende ja auch aus. Nichts wird der Mensch jemals so sorgsam hegen und pflegen wie das, was ihm gehört. Erst wenn ihm etwas gehört, kann er Geschäfte mit anderen Menschen zu gegenseitigem Nutzen abschließen. Ohne Aussicht auf die Mehrung seines Eigentums würde der Mensch gar nicht erst produktiv. Auf diesen einfachen Tatsachen fußt die gesamte freie Marktwirtschaft. 

			Ein Klassiker des linksextremen Denkens, Pierre-Joseph Proudhon, hat erklärt, Eigentum sei Diebstahl. Das ist der Urgedanke des Kommunismus. Das Grundgesetz garantiert im Artikel 14 Eigentum und Erbrecht, Letzteres ohne nähere Beschreibung; eine Erbschaftssteuer von 90 Prozent wäre womöglich noch grundgesetzkonform. Es folgt der bekannte Zusatz: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ Als diese Worte niedergeschrieben wurden, klangen sie großmütig und ungefährlich. In den Zeiten von Politikern wie Nancy Faeser und Robert Habeck wirken sie fast bedrohlich. Warum soll nicht Wohnraum beschlagnahmt werden, um Asylanten unterzubringen? Warum nicht Vermögen enteignen, um das Klima zu retten? Es dient doch dem Wohle der Allgemeinheit! Zumindest gäbe es Richter, die das so begründen würden, und zwar unter dem Beifall zahlreicher Politiker und Leitartikelschreiber. 

			Die Linkspartei hat 2025 einen radikalen Wahlkampf gegen „die“ Reichen geführt und ist damit wieder in den Bundestag eingezogen. Das Thema verfängt also. Die Linken, aber auch SPD und Grüne, verkaufen die Enteignung der Reichen über die Erhöhung der Steuern – sie mit Gewalt zu enteignen, ist derzeit (noch) nicht vermittelbar – als Weg, um die Armut zu bekämpfen und das Land zu sanieren. Linke haben sehr phantasievolle Vorstellungen vom Reichtum. Sie scheinen zu glauben, dass überall bei den Wohlhabenden Gold und Schmuck in den Safes und Geld auf den Konten herumliegt und man sich einfach bedienen kann. Das ist naiv. Bei uns zum Beispiel steckt das Geld im Material und in den Menschen, die gebraucht werden, um unseren Wald und die landwirtschaftlichen Flächen bewirtschaften zu können. Es steckt in Immobilien, die von Menschen gepflegt und instandgehalten werden müssen. Damit ist viel Arbeitsleistung verbunden. Als ich das Haus Thurn und Taxis übernahm, hatten wir so wenig Bargeld, dass ich für die erwähnte Steuernachzahlung Teile des Familienbesitzes versteigern musste.

			Wo immer es den Linken gelingt, den Wohlhabenden Geld und Besitz wegzunehmen, verschwindet dieses Geld auf Nimmerwiedersehen. Das Problem der Sozialisten besteht darin, dass ihnen irgendwann das Geld der anderen Leute ausgeht, heißt ein bekanntes Bonmot von Margaret Thatcher. Nur in den Händen kluger und geschäftstüchtiger Investoren wird Geld gewissermaßen fruchtbar und schafft wirtschaftlichen Wohlstand für alle. In den Händen von Sozialisten, die es nicht investieren, sondern an ihre Wähler und Freunde umverteilen, wird Geld unfruchtbar. Es vermehrt sich nicht, sondern versickert. Das konnte man in sämtlichen sozialistischen Staaten erleben. Mit dem Privateigentum verschwand dort die wirtschaftliche und danach die private Freiheit. Der Wohlstand des Volkes und die natürliche Ressourcen wurden vom Staat verzehrt. Am Ende stand regelmäßig der Staatsbankrott. 

			Wenn Eigentum tatsächlich Diebstahl wäre, dann wäre die Sache einfach. Das meiste Eigentum ist aber aus menschlicher Kreativität und wirtschaftlicher Leistung entstanden. Land muss bewirtschaftet werden, damit es Früchte trägt. Eigentum bildet sich und wächst über Generationen. Dass ich heute einen Besitz verwalten darf, verdanke ich denjenigen, die ihn geschaffen haben. Die Entstehung des modernen Postwesens ist fest mit dem Namen Thurn und Taxis verbunden. Fast vier Jahrhunderte lang besaß das Haus ein einzigartiges Postmonopol, welches es sich durch Zuverlässigkeit und die Schaffung von Vertrauen hart erarbeiten musste. Wie immer – und wahrscheinlich bis in alle Ewigkeit – entstehen solche wirtschaftlichen Monopole durch besondere Innovationen. Das Revolutionäre an der Thurn-und-Taxis-Post bestand darin, dass sie auf ihren Routen ein Netz von Poststationen einrichtete, wo der Postsack von einem Boten an den nächsten übergeben wurde. Während das erschöpfte Pferd und der erschöpfte Reiter pausieren konnten, ritt das frische Duo weiter. Dank dieses Stafettensystems wurden Briefe deutlich schneller transportiert. Die Post konnte einen Zeitplan garantieren. Die Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit verliehen dem Postwesen eine völlig neue Dynamik.

			Das Geschäft der Thurn-und-Taxis-Post umfasste neben Spanien und den Niederlanden das gesamte Reichsgebiet. Eine einzige Familie wurde schließlich alleinige Betreiberin eines riesigen Post- und Nachrichtenwesens. Sie genoss kaiserliche Privilegien, etwa die Freistellung von Steuern und Abgaben, die Erlaubnis zum Tragen von Waffen und das Führen eines königlichen Wappens. 1695 erhielt die Familie den Fürstentitel, den höchsten Adelsstand des Heiligen Römischen Reiches. Da der Immerwährende Reichstag in Regensburg tagte und das Haus Thurn und Taxis seit 1741 den Prinzipalkommissar stellte, siedelte die Familie 1748 von Frankfurt nach Regensburg um. Seit 1812 ist das Schloss St. Emmeram Wohn- und Geschäftssitz. Seit dieser Zeit sind die Thurn und Taxis in Regensburg Kulturförderer, Philanthropen, Wohltäter und Arbeitgeber.

			Die Napoleonische Ära war ein tiefer Einschnitt für unser Haus. Durch die französische Besetzung verlor es die linksrheinischen Provinzen als Geschäftsgebiet. Damit brach ein erheblicher Teil der Einkünfte weg. Danach büßten die Familie allmählich ihre privilegierte Stellung im Postwesen ein. 1867 wurde Fürst Maximilian Karl gezwungen, sämtliche Postrechte an Preußen abzutreten; die dafür in Aussicht gestellte Entschädigung wurde nie gezahlt. Damals begann das Haus Thurn und Taxis, Land zu erwerben und das Postunternehmen in einen Besitz aus Land- und Forstwirtschaft umzuwandeln. Im Laufe der Zeit kam ein stattliches Gebiet zusammen. Einer der Chronisten des Hauses notierte: „Das Kapital, das einst die Vorfahren mit der Post ihren Nachkommen in die Hände gelegt hatten, hat sich vielfach vermehrt und viele Früchte gebracht.“ Er fügte hinzu: „Nur eine Familie mit Traditionsbewusstsein und fortdauernder Energie kann ein so großes Werk vollbringen, trotz aller Stürme der Zeit.“ Das ist zutreffend beobachtet.

			Man hat später tatsächlich versucht, mir ein Konsortium vor die Nase zu setzen und mich und meine Kinder quasi zu enteignen. Ich will das hier nicht im Detail ausführen. Mein Mann hatte sich eine sehr eigennützige Mannschaft ins Unternehmen geholt, um sein Vermögen zu verwalten. Nieten in Nadelstreifen, wie einmal ein Bestseller hieß. Das waren Leute, die in erster Linie daran gedacht haben, sich selbst in gute Positionen zu bringen, die auch nach dem Tode des Fürsten unverrückbar sein sollten. Wer im Wege stand, war ich. Mein Mann war zuletzt schwer herzkrank und konnte sich kaum mehr um sein Unternehmungen kümmern. Ich hatte festgestellt, dass die wirtschaftliche Situation des Hauses Thurn und Taxis in eine gefährliche Schieflage geraten war und wurde für das Management plötzlich gefährlich. Diese Männer fingen an, dem Fürsten ein Stiftungsmodell für das Haus aufzuschwatzen und ihm sogar eine Scheidung von mir anzuraten. Die Familie wäre durch die Stiftung degradiert worden, wir hätten unsere Souveränität verloren. Fremde Manager hätten auf Gedeih und Verderb über uns bestimmt. Mein Sohn sollte von einer Gruppe festinstallierter Manager abhängig und als Entscheidungsträger verhindert werden. Die Herren wollten sich für immer im Hause Thurn und Taxis einnisten und sich selbst kontrollieren. In die Medien wurden Gerüchte lanciert, unsere Ehe sei in der Krise. Ich musste mich damals ganz alleine gegen diese absurden Vorwürfe wehren. 

			Das ganze Unternehmen mit seinen 4000 Beschäftigten in 50 Einzelfirmen, vom Automobilzulieferer über Brauereien bis zu Sägewerken, wackelte. Also suchte ich einen unabhängigen Berater, unbestechlich, von Format und Charakter. Ich musste sicher sein, dass der Fürst ihm sein Ohr schenken würde und er sich nicht vom Regensburger Management vereinnahmen ließ. Durch die Hilfe des Himmels fand ich diesen Mann. Er war ein erfolgreicher Sanierer. Er hatte die Schweizer Uhrenindustrie gerettet, indem er die Schweizer Uhren, die am Markt gegenüber der japanischen Konkurrenz viel Renommee verloren hatten, durch die Erfindung der Swatch wieder attraktiv machte. Gott sei Dank kam er sofort. Er nahm zwei seiner besten Leute, stieg ins Flugzeug und war tags darauf da. Nebenher habe ich mit einem befreundeten Dozenten, der inzwischen Professor und ein gefragter Berater ist, die eingehenden Analysen und Berichte studiert, was fast einem BWL-Studium gleichkam, da wir an einem echten Unternehmen echte Probleme sezieren konnten.

			Wir mussten das Ruder herumreißen. Ein schwer kranker Fürst, das gegen uns arbeitende Management, die Journalisten, die Blut witterten. Ein radikaler Wechsel war fällig. Vor allem musste ich meinen Mann überzeugen, dass ich recht hatte. Schließlich habe ich auch das geschafft. Die gesamte Verwaltungscrew wurde eines Tages von ihm fristlos entlassen. Im Schloss herrschte daraufhin Feierstimmung. Die ganze Belegschaft fühlte sich wie von einem Albdruck befreit. Niemand mochte diese Figuren. Alle langjährigen Mitarbeiter sind bei uns geblieben. 

			Durch den Tod des Fürsten wurde die erwähnte gigantische Erbschaftssteuer fällig. Das Haus Thurn und Taxis war alles andere als liquide. Ich kam damals auf die Idee einer Auktion. Ich schlug vor, einfach alles auf den Markt zu werfen, was wir ohnehin nicht benutzten. Mein Vorschlag löste allgemeines Entsetzen aus. Doch welche Alternative hatten wir denn? Also gingen wir durch das Schloss und suchten alle Dinge aus, von denen wir uns trennen konnten. Natürlich gab es Kritik von außen, es war das erste Mal, dass in Deutschland ein Fürstenhaus in einem solchen Umfang Schmuck, Geschmeide und Mobiliar zum Verkauf anbot, aber hatten wir eine Wahl?

			In zwei spektakulären Auktionen haben wir damals Kunstschätze des Hauses versteigert. Die erste fand in Genf statt. Der Erlös aus Tauf- und Tafelgeschirr, Möbeln und Porzellan brachte eine zweistellige Millionensumme ein. Schließlich mischte noch der Freistaat Bayern mit, der auch etwas von der schönen Sammlung haben wollte. Am Ende einigten wir uns so, dass der Freistaat die restliche Erbschaftssteuer gegen Kunstgegenstände verrechnete und so kam es, dass das Kulturgut dieser wunderschönen Sammlung im Thurn und Taxis-Museum für die Bevölkerung zugänglich gemacht werden konnte.

			Wir haben damals auch die meisten unserer Autos verkauft und die Lebenshaltungskosten um weit mehr als die Hälfte reduziert. Nach und nach in den Ruhestand gehende Mitarbeiter wurden nicht ersetzt, so dass bald nur noch die Hälfte des Personals da war. Praktisch über Nacht wurden im Haus Thurn und Taxis sämtliche Gürtel enger geschnallt. Es war wichtig, dass ich mit gutem Beispiel voranging: Autos weg, Bedienungspersonal weg, Firlefanz weg. Aus der einstigen schrillen Partykönigin wurde eine nüchterne Saniererin. Das US-Wirtschaftsmagazin Business Week wählte mich deshalb im Jahr 2002 unter die zehn besten Finanzmanagerinnen.

			„In kurzer Zeit mauserte sich die flippige Fürstin zur knallharten Geschäftsfrau mit ganz konkreten Vorstellungen“, schrieb das Manager Magazin. So war es. Ich habe unser Geschäft wieder auf den traditionellen Kern konzentriert: die Verwaltung von Immobilien, Land- und Forstwirtschaft. Alle unsicheren und unrentablen Firmenteile wurden abgestoßen und verkauft, zahlreiche Beteiligungen, vor allem im Bereich Finanzdienstleistungen, aufgegeben. Das Schloss St. Emmeram ist kulturhistorisch wertvoll, aber wirtschaftlich gesehen ein großer Klotz am Bein. Wir haben es der Öffentlichkeit ganzjährig zugänglich gemacht und Teile des Schlosses in die kommerzielle Nutzung überführt, um Einnahmen und Ausgaben wenigstens einigermaßen in Einklang zu bringen.

			Das Einkommen aus Forst- und Landwirtschaft sowie Immobilien fließt ebenfalls vor allem in die Pflege und Instandhaltung des Schlosses und der Kulturgüter. Da ist kein Raum mehr für große andere Geldausgaben oder Saus und Braus. Wir erwirtschaften die Erhaltung unseres Schlosses, weil wir uns dem Namen und der Tradition verpflichtet fühlen. Wenn wir dazu nicht mehr in der Lage sind, dann müsste das der Staat übernehmen. Wir sind als Verwalter jedenfalls günstiger als der Staat.

			Eigentum ist Freiheit, aber es darf kein Fetisch werden. Man darf ihm nicht verfallen. Schon von meinen Eltern wurden wir Kinder erzogen, schonend mit allen Ressourcen umzugehen. Ob Strom, Wasser, Nahrungsmittel oder Kleidung, bei uns gab es nie Verschwendung, es wurde so wenig wie möglich weggeworfen, nicht nur um die Natur zu schonen, auch aus Prinzip. Ich bin meinem Mann sehr dankbar dafür, dass er mir klargemacht hat, dass er sich weniger als Eigentümer sieht, sondern als Verwalter eines großen Besitzes. Das ist das Erbe unserer katholischen Einstellung: Wir sind alle nur Gäste auf Erden und können nichts von dem, was wir besitzen, mit ins Jenseits nehmen. Wir können es nur gut pflegen und an unsere Kinder weitergeben. Es ist ein sehr gutes Prinzip, wenn man sich als Verwalter betrachtet, denn nichts auf der Welt gehört einem selbst, es ist alles nur geliehen. Im Alten Testament übergibt Gott den Menschen das Land als Erbbesitz, es bleibt aber Eigentum Gottes. Der Verwalter hat sich um seinen Besitz zu kümmern und darf dafür seine Früchte genießen. Ein Fürst kann sein Haus blühen lassen, indem er seinen Kindern die bestmögliche Erziehung und Bildung ermöglicht und diese zu Bescheidenheit und Augenmaß anhält. So lernt man, sich nie vom Geld beherrschen zu lassen. Das ist enorm wichtig, um in einer verantwortungsvollen Stellung bestehen zu können. Niemals auf Investitionen mit scheinbar höheren Renditen schielen, die der allgemeine Zinssatz gar nicht hergeben kann! Wo viel Risiko eingegangen wird, kann zwar der Gewinn, aber auch der Verlust sehr hoch sein. Ein älterer, mit uns befreundeter und geschäftlich sehr erfolgreicher Herr sagte mir einmal: „Das meiste verliert man, wenn man gierig wird.“ Er wusste es selbst, und dennoch kam er ein paar Jahre später wegen Preisabsprachen, die er und sein Konkurrenzunternehmen miteinander geführt hatten, ins Gefängnis. Davon hat er sich nie mehr erholt und starb bald drauf. Das sind Lektionen fürs Leben.

			Zu dem, was heutzutage als Elite bezeichnet wird, gehöre ich sicher nicht. Das sind meistens Funktionäre, die das politische Geschehen in staatseigenen, großen staatsähnlichen oder vom Staat abhängigen Aktiengesellschaften dominieren, und keine Unternehmer im ursprünglichen Sinn mehr. Es sind Männer und Frauen, die schon während des Studiums durch Systemkompatibilität aufgefallen sind und dann durch Beziehungen oder Parteizugehörigkeit auf große Posten rutschen. Der klassische Unternehmer, der frei und unabhängig entscheidet, der auch mal gegen den Strom schwimmt und das Unternehmen, dem er vorsteht, mit Mut und Eigeninitiative führt, ist ein auslaufendes Modell. Heute geht es in erster Linie darum, akzeptiert zu werden und in Netzwerken zu agieren, die den Kurs vorgeben, dem man dann einfach folgt. Dass dies keineswegs immer zum Erfolg führt, sehen wir an den Unternehmen, die voll auf Klimaneutralität und oder sexuelle Diversität statt auf Profitabilität gesetzt haben.

			Ich betrachte uns als mittelständisches Unternehmen, das unter widrigen Verhältnissen um die Erhaltung seines Hauses kämpft. Ist es schlimm für ein altes Adelshaus, nicht mehr zur Elite zu gehören? Keineswegs. Unsere Verantwortung liegt heute bei der Familie und unseren Mitarbeitern. Der Promistatus macht einen noch lange nicht zum Teil der Elite.

			Politiker betonen regelmäßig in sogenannten Sonntagsreden, dass der Mittelstand das Herz oder das Rückgrat der deutschen Wirtschaft sei. Das ist Augenwischerei, denn in Wirklichkeit wird der Mittelstand von der Politik mit bürokratischen Vorschriften und innovationsfeindlichen Regelungen, Steuern und Abgaben geschröpft und durch sündteure Umweltauflagen regelrecht schikaniert. Außerdem haben wir die höchsten Energiepreise aller bedeutenden Wirtschaftsnationen. Die Unternehmer, Freiberufler und Handwerker des Mittelstands schaffen die meisten Arbeitsplätze, zahlen die meisten Steuern und tragen die höchsten persönlichen wirtschaftlichen Risiken. „Skin in the Game“, nennen das die Angelsachsen. Dass sie mit ihrem eigenen Hab und Gut haften, unterscheidet freie Unternehmer von Politikern, die überhaupt nicht haften, sondern im totalen Versagensfall schlimmstenfalls ihre Karriere beenden und staatliche Pensionen einstreichen.

			Der nächste Angriff auf das Eigentum und den Wohlstand der Deutschen läuft bereits. Er findet statt im Namen des Klimas. Von den Grünen kommt neuerdings die Botschaft, dass Eigentum nicht mehr nur Diebstahl, sondern, noch schlimmer, ein Beitrag zur Erderhitzung, also zur Weltverbrennung sei. Fliegen, Auto fahren, Reisen, Fleisch essen, Kinder bekommen: alles schlecht. Die Zukunft gehöre dem Verzicht auf Privatbesitz, weil man ja sämtliche Dinge – die (möglichst kleine) Wohnung, Elektroauto, Essen, Unisex-Kleidung – gut kommunistisch teilen könne; wer braucht schon eine Wohnung und ein Auto rund um die Uhr? „Sie werden nichts besitzen und glücklich sein“, heißt es in einem Werbevideo des World Economic Forums in Davos, wo sich Milliardäre treffen, die über die Zukunft der Anderen entscheiden wollen; nur so, wird dort verkündet, lässt sich das Klima retten. Das Video trägt den Titel „8 predictions for the world in 2030“. Der Physiker und Regierungsberater Hans Joachim Schellnhuber schlägt eine Rationierung von CO2 über Zertifikate vor: Jeder Mensch soll nur noch drei Tonnen im Jahr ausstoßen dürfen, wer mehr verkneipt, muss dafür bezahlen. Derzeit liegt der deutsche Pro-Kopf-Ausstoß bei etwa neun Tonnen. Schellnhubers Plan sieht auf den ersten Blick äußerst unrealistisch aus, man bedenke allein den gigantischen Aufwand an Kontrolle, der dafür nötig wäre. Aber er passt zur rot-grünen Politik: Diese Feinde der Freiheit und des Eigentums wünschen sich eine radikal andere, bürokratisierte, total überwachte Gesellschaft, die von ihnen selbst kontrolliert wird. Man muss blind sein, um dahinter nicht das alte marxistische Muster zu erkennen.

			Ich habe kein Problem damit, Steuern zu zahlen. Mich stört aber erheblich, wofür diese Steuern inzwischen verwendet werden, zum Beispiel für links-grüne Umerziehung oder betrügerisch für nicht existierende Projekte in China. Dann schmerzt die Steuererklärung sehr. Die wirklich reichen Leute leben deshalb längst nicht mehr in Deutschland. Sie haben ihre schönen Häuser im Ausland, in Niedrigsteuerländern. Das Haus Thurn und Taxis ist noch hier, weil wir uns unserem Kulturgut verpflichtet fühlen. Solange sich Ausgaben und Ertrag noch die Waage halten und wir die Kosten decken können, so lange können wir noch hier leben. Wir hängen nämlich an der eigenen Geschichte und der Tradition, die uns mit Regensburg verbindet. Aber sollten die Rahmenbedingungen immer schlechter werden, dann müssten wir wieder fliehen, wie damals aus der DDR beziehungsweise aus Russland und Ungarn, als der Kommunismus uns alles weggenommen hat.

		

	
		
			Dauer-Ausnahmezustände: Corona und Klimawandel

			Auf den ersten Blick haben diese beiden Themen nichts miteinander zu tun. Auf den zweiten aber schon. Sie haben unser Land in den vergangenen Jahren in Atem gehalten, ja in Panik versetzt. Ich möchte mich weder zur angeblichen oder tatsächlichen Pandemie noch zum Klimawandel im fachlichen Sinne äußern, das steht mir nicht zu, ich bin ja kein Experte, und meine Kenntnisse der Epidemiologie und der Klimatologie sind sehr begrenzt. Aber als Bürgerin kann ich mich äußern, und zwar über den politischen, medialen und gesellschaftlichen Umgang mit diesen Themen. In beiden Fällen sehe ich eine bedenkliche Tendenz zum Autoritarismus. In beiden Fällen wurden beziehungsweise werden die Grundrechte angegriffen, und das sogar mit dem Segen des Bundesverfassungsgerichts. In beiden Fällen steht angeblich „die“ Wissenschaft gegen „Schwurbler“, „Leugner“ und andere Bösewichte. 

			Corona war ein Einschnitt mit Folgen, wie ich sie mir niemals hätte vorstellen können. Natürlich muss eine Regierung auf den Ausbruch einer unbekannten Krankheit reagieren. Sie muss die Bevölkerung schützen und kann dabei meinetwegen auch überreagieren; es war ja zu Anfang ein reiner Blindflug. Aber sie muss ab einem bestimmten Zeitpunkt Augenmaß zeigen und darf nicht Panik schüren, die Menschen in Angst versetzen und einen Teil der Bevölkerung gegen den anderen aufstacheln. Das ist verantwortungslos, und was geschehen ist, war verantwortungslos. 

			Wir wurden mit wenig aussagekräftigen Inzidenzwerten bombardiert. Wir wurden daheim eingesperrt – oder von Restaurants und öffentlichen Einrichtungen ausgesperrt. Regierung und Medien haben jede Diskussion über die Gefährlichkeit der Krankheit und die Angemessenheit der Maßnahmen im Keim erstickt. Kritiker, auch solche mit echter Expertise, hießen plötzlich „Schwurbler“ oder „Corona-Leugner“. Deutschland verwandelte sich in einen Polizeistaat. Die Polizei löste Kindergeburtstage auf und vertrieb Rentner von Parkbänken. Der Gesundheitsminister stellte die Unverletzlichkeit der Wohnung zur Disposition. Demonstranten („Spaziergänger“) wurden verprügelt und in Berlin sogar mit Wasserwerfern bekämpft – im November! Rentner und Erkrankte, so wie meine Tante Mocki, wurden isoliert und starben oft, ohne dass ihre Angehörigen in ihrer Todesstunde dabei sein durften. Eine Impfung mit unklaren Nebenwirkungen, die weder andere vor Ansteckung schützte noch eine Neuinfektion verhinderte, wurde indirekt – durch die Aussperrung Ungeimpfter – oder in manchen Berufsgruppen auch direkt zur Pflicht erhoben. Die Bundesregierung hatte auf ihrer Website die mögliche Einführung einer gesetzlichen Corona-Impfpflicht lange als „Fake News“ klassifiziert, diesen Eintrag aber am 19. November 2021 urplötzlich gelöscht. 

			Tausende berufliche Existenzen wurden durch die Corona-Maßnahmen vernichtet. Überall galt Maskenzwang, sogar im Freien, obwohl die Wirkung zweifelhaft war. Aber zur Aufrechterhaltung der Panik trug der Anblick der Masken seinen Teil bei. Es wurde eine Art Kriegskabinett geschaffen, das sogenannte „Corona-Kabinett“, das die größte Freiheits- und Grundrechteinschränkungen in der Geschichte der Bundesrepublik beschloss. Die Grundrechte waren praktisch außer Kraft gesetzt.

			Dabei hatte sich ziemlich schnell herausgestellt, dass Covid-19 für die meisten Menschen ungefährlich war und die Intensivstationen nie an ihre Belastbarkeitsgrenzen gerieten. Viele Infizierte hatten nicht einmal Symptome. Trotzdem wurde nicht zwischen den Risikogruppen unterschieden, etwa zwischen Alten oder Menschen mit Vorerkrankungen und Schulkindern. Jeder, der in dieser Zeit starb und an Corona erkrankt war, ging als Corona-Opfer in die Statistik ein, egal, was die wirkliche Todesursache war. Auch das diente der Verbreitung von Angst. Nach demselben Muster verfuhren Politik und Medien ja auch nach dem Unglücksfall im japanischen Kernkraftwerk Fukushima im März 2011, indem sie die etwa 20000 Todesopfer des Tsunamis kurzerhand dem Atom-Unfall zuschrieben. Die damals ausgelöste Panik führte dazu, dass im 10000 Kilometer entfernten Deutschland die Geigerzähler ausverkauft waren und die Bundeskanzlerin den Atomausstieg beschloss. 

			Die eigentliche Erkenntnis der Corona-Jahre besteht nach meiner Ansicht darin, dass wir lernen mussten, wie sehr der Staat bereit ist, übergriffig und autoritär zu werden. Vielleicht noch deprimierender war, wie viele Menschen bereit waren, dabei mitzumachen. Es waren ja die lieben Mitbürger, die einen ermahnten, die Maske richtig aufzusetzen, auch im Biergarten, oder die ihre Nachbarn anzeigten, wenn sich dort während der Lockdowns heimlich mehr als drei Menschen trafen, die nicht zu einer Familie gehörten. Die so erzeugte Spaltung der Gesellschaft in Geimpfte und Ungeimpfte, in „gute Bürger“ und „Schwurbler“, hat das Klima in unserem Land nachhaltig vergiftet.

			Eine ganz üble Rolle spielten die Medien. Drei Beispiele sollen hier genügen; es gäbe hunderte. „Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich um gesellschaftliche Nachteile für all' jene ersuchen, die freiwillig auf eine Impfung verzichten. Möge die gesamte Republik mit dem Finger auf sie zeigen“, schrieb der Spiegel-Kolumnist Nikolaus Blome. Die Moderatorin Sarah Bosetti fragte in ihrer ZDF-Sendung: „Wäre die Spaltung der Gesellschaft wirklich etwas so Schlimmes? Sie würde ja nicht in der Mitte auseinanderbrechen, sondern ziemlich weit rechts unten. Und so ein Blinddarm ist ja nicht im strengeren Sinne essentiell für das Überleben des Gesamtkomplexes.“ Vom überflüssigen Organ zum Parasiten war es nur ein kleiner Schritt. Vollzogen hat ihn, ebenfalls auf Kosten der Gebührenzahler, Jan Böhmermann, der alle Kinder als „unverantwortliche kleine Halbmenschen“ bezeichnete, die sich ständig infizierten und so das Virus verbreiteten: „Was Ratten in der Zeit der Pest waren, sind Kinder zurzeit für Covid-19: Wirtstiere.“

			Das Bundesverfassungsgericht hat mit den „Corona“-Beschlüssen vom 19. November 2021 die Maßnahmen der Merkel-Regierung und die zeitweise Aufhebung der Gewaltenteilung übrigens gebilligt. Die Bürger hätten es hinzunehmen, dass die Grundrechte nicht mehr als Abwehrrechte gegenüber dem Staat per Verfassung garantiert wären, sondern im Zweifelsfall „staatlich gewährt“ werden konnten. Oder eben aberkannt. Am 11. Februar 2022 lehnte das Bundesverfassungsgericht außerdem einen Eilantrag gegen die Impfpflicht im Pflege- und Gesundheitswesen ab.

			Covid-19 war eine Krankheit, an der viele Menschen gestorben sind – vor allem jedoch mit ihr. Politisch war es eine Katastrophe. Aber eine wichtige Lektion. Sie hat gezeigt, dass der Staat durchaus imstande ist, sich mit Gewalt und Repressalien durchzusetzen, wenn der politische Wille vorhanden ist. Sie hat gezeigt, dass sich Grenzen sehr wohl schließen lassen und der Satz „Grenzen halten keine Menschen auf“ bloßes Gerede war. Sie hat außerdem gezeigt, dass Grundrechte nicht garantiert sind und immer wieder erkämpft werden müssen. Die Corona-Krise hat der Welt vor Augen geführt, wie Gesellschaften vorsätzlich eingeschüchtert werden können und dass Menschen, die kollektiv in Angst versetzt werden, bereit sind, ihre Freiheiten preiszugeben. 

			Die Bezeichnung „Corona-Diktatur“ wurde 2020 zum „Unwort des Jahres“ gewählt. Aber diese Bezeichnung trifft zu. Es war das „Wort das Jahres“. Meines Wissens stammt es von Alexander Gauland, er sprach vor dem Bundestag von einer „Corona-Diktatur auf Widerruf“. Inzwischen ist sie widerrufen, weshalb viele so tun, als hätte es sie nie gegeben. Aber es hat sie gegeben, und die Fernwirkungen könnten erheblich sein. 

			Bis heute weigern sich die Regierungen, die Fehler oder womöglichen Straftaten dieser Zeit aufzuarbeiten. Warum? Weil es vielleicht nur das Präludium war? Der Staat will mehr Macht, das ist seine Natur, und alle Politiker und Lobbygruppenvertreter haben in den Pandemiejahren gesehen, was man mit angeblich aufgeklärten oder modernen Bevölkerungen veranstalten kann, wenn man ihnen nur genug Angst macht. Wenn Politiker ans Ruder kommen, die den Staat für ihre Zwecke missbrauchen, wird es unangenehm oder sogar gefährlich. Wiederholt ist von klugen Zeitgenossen der Verdacht geäußert worden, die Corona-Zeit werde der Politik als Blaupause für die Klimamaßnahmen der Zukunft dienen. Die Grünen sind in der Wolle gefärbte Marxisten, sie haben die anderen Parteien mit ihren Themen infiltriert, wobei ihnen natürlich zugutekommt, dass eine Mehrheit der Journalisten sie unterstützt. SPD, Union und sogar die FDP vertreten in vielen Fragen – Familienpolitik, Energiepolitik, Bildungspolitik, Migration, Geschichtspolitik – seit Jahren grüne Positionen. Angela Merkel war mit ihrem Atomausstieg, der Förderung der Energiewende und vor allem der Grenzöffnung seit 2015 die erste grüne Bundeskanzlerin.

			Das ganze Programm der Grünen läuft auf nichts anderes als eine Art Öko-Sozialismus hinaus: Planwirtschaft, „Degrowth“, ein Einheitsparteienblock mit einer Einheitsmeinung und alles vor dem Hintergrund einer auf Dauer gestellten Masseneinwanderung. Wie das mit einer sinkenden Wirtschaftsleistung zusammengehen soll, kann uns niemand verraten. Aber das hat Sozialisten ja nie interessiert. Auf einer grünen Webseite las ich: „Unter Degrowth oder Postwachstum verstehen wir eine Wirtschaftsweise und Gesellschaftsform, die das Wohlergehen aller zum Ziel hat und die ökologischen Lebensgrundlagen erhält. Dafür ist eine grundlegende Veränderung unserer Lebenswelt und ein umfassender kultureller Wandel notwendig.“ Allein der verniedlichende Begriff „Postwachstum“ deutet an, dass wir es mit politischen Taschenspielern zu tun haben. Zum „Postwachstum“ werden sich dann wohl Postdemokratie, Postfreiheit, Postwohlstand und Postsicherheit gesellen. Typisch für Linke oder Sozialisten ist die Behauptung, man habe „das Wohlergehen aller zum Ziel“, während man alle ärmer und unfreier macht.

			Der beste Vorwand, um den Sozialismus durchzusetzen, ist heute der Klimaschutz. Oder, da haben wir es wieder, die „Klimagerechtigkeit“. Unter diesem Vorwand werden die Bürger durch die hohen Kosten enteignet, doch man gibt ihnen das beruhigende Gefühl, etwas Gutes zu tun.

			Was für die Corona-Panikmacher die Inzidenzien waren, sind für die Klima-Panikverbreiter die Wetternachrichten. Jeder Monat, der gerade verstrichen ist, war „der heißeste seit Beginn der Aufzeichnungen“, die „Extremwetterereignisse“ nehmen rapide zu, Senioren fallen reihenweise wegen der Hitze ins Koma, die Wälder brennen, die Polkappen schmelzen, der Eisbär stirbt, und schuld ist der Mensch. Also nicht der Mensch an sich, sondern der westliche Mensch. Er hat die Welt mit seiner Wirtschaft und seiner Technik angezündet. Wenn man näher hinschaut, stimmt wenig davon. Die meisten Wald- und Buschbrände etwa haben ganz andere Ursachen als die Wärme, Brandstiftung etwa und unzureichende Totholzbeseitigung. Die schlimmen Feuer in Los Angeles im Januar 2025 gingen zum Teil ebenfalls auf Brandstiftung zurück. Obendrein stellte sich heraus, dass man bei der Besetzung der Feuerwehrführung zwar vorbildlich auf Frauenquoten geachtet, aber nicht für genügend Löschwasservorräte gesorgt hatte. Nach wie vor sterben weltweit deutlich mehr Menschen an Kälte als an Hitze. Es gibt zahlreiche Wissenschaftler, die der These von der Menschengemachtheit des Klimawandels widersprechen oder sie zumindest für unbewiesen beziehungsweise nicht für die einzige Ursache halten, doch die kommen in der Öffentlichkeit kaum zu Wort. Andere trauen sich nicht, ihre abweichende Meinung zu äußern, weil sie nicht von der Community isoliert und von den Fördermitteln abgeschnitten werden wollen. Manche von ihnen meinen, der Einfluss der Sonne und Wolken auf das Klima sei weit bedeutender als jener des Menschen. Sagt das nicht auch der gesunde Menschenverstand? Außerdem war es auf der Erde schon wesentlich wärmer als heute. 

			Auch in dieser Sache hat sich das Bundesverfassungsgericht politisch instrumentalisieren lassen. Mit ihrer „Klima”-Entscheidung vom 24. März 2021 öffneten die Richter die Büchse der Pandora. Das Gericht verpflichtete den Gesetzgeber, die Treibhausgasemissionen zu reduzieren, um die Erderwärmung zu begrenzen. Das heißt, die Richter spielten Gott. Sie wussten Bescheid über die Ursachen der Erderwärmung. Da noch immer fast alle Bereiche menschlichen Lebens mit der Emission von Treibhausgasen verbunden seien, erklärten sie, nehme bei fortschreitendem Klimawandel das Gewicht des Klimaschutzgebots gegenüber dem Gewicht der Grundrechte zu. Das heißt auf deutsch: Wenn es der Klimarettung dient, dürfen die Grundrechte der Bürger eingeschränkt werden. Künftige Regierungen können bestimmte Handlungen oder Gewohnheiten der Bürger unter Berufung auf das Bundesverfassungsgericht für klimaschädlich erklären. 

			Nebenbei wird hier mit dem Kohlenstoffdioxid ein Gas kriminalisiert, das von entscheidender Bedeutung für das Leben auf der Erde ist. Es war das CO2, das unseren Planeten hat ergrünen lassen. Vielleicht bin ich ja übersensibel, aber für meine Begriffe gibt es eine Analogie zwischen der Fortpflanzungsverhinderung einerseits und der gleichzeitigen Reduzierung des lebenswichtigen CO2. Daran sieht man, dass die Ideologie der grünen Neo-Katharer lebensfeindlich und selbstzerstörerisch ist. 

			Die Juristen, mit denen ich über den „Klima“-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts gesprochen habe, waren durchweg der Ansicht, dass die Entscheidung die Verfassung mindestens beugt, wenn nicht bricht. Der programmatische Artikel 20a des Grundgesetzes – „Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen“ – werde nämlich darin zu einer Anweisung an den Gesetzgeber, also den Bundestag, umgedeutet. Das Verfassungsgericht mische sich auf diese Weise ganz unstatthaft in die Politik ein und weiche zugleich die Gewaltenteilung auf. 

			Das, was wir an Polen und Ungarn kritisieren, machen wir selbst auch! Hier zeigt sich am deutlichsten: Die unabhängige Justiz, die deutsche Politiker und Kommentatoren bei den Polen und Ungarn einfordern, untergraben wir in Deutschland selbst. Das Thema wurde von ein paar Verfassungsrechtlern am Rande diskutiert, einzig Alt-Bundestagspräsident Norbert Lammert sprach von einem problematischen Eingriff der Justiz in die Politik. Die Leitmedien blieben brav still. Der höchstrichterliche Beschluss fiel genau in eine Zeit, in der die Bevölkerung mit anderen Sorgen, nämlich der Corona-Hysterie, beschäftigt war. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt. 

			Die Bundesregierung verlangt von der deutschen Bevölkerung, die lediglich ein Prozent der Weltbevölkerung ausmacht und zwei Prozent des weltweiten Kohlenstoffdioxids „ausstößt“, dass sie die Hauptlast der globalen „Klimarettung“ bezahlen soll. Mit dem Heizungsgesetz und der subventionierten Umstellung auf erneuerbare Energien werden die Bürger und die Wirtschaft finanziell stranguliert, während andere Staaten entgegengesetzte Wege beschreiten: Die USA sind unter Trump aus dem Pariser Klimaabkommen ausgestiegen, überall in der Welt gehen neue Gas- und Kohlekraftwerke ans Netz. Nicht selten handelt es sich um sogenannte Dreckschleudern, während hier die modernsten und saubersten Kraftwerke der Welt abmontiert werden. Das alles ist Wahnsinn, und es steckt offensichtlich ein perfider Plan dahinter. 

			Außerdem: Wenn die Grünen wirklich das Klima „retten“ wollten, warum haben sie dann die klimafreundliche Atomkraft abgeschafft? Die Antwort ist erschütternd einfach: Weil die Energiewende ein Riesengeschäft ist und mit der Atomwirtschaft ein Konkurrent weggebissen werden musste! Ich wüsste zu gern, ab wann die Drahtzieher der Anti-AKW-Proteste diesen Gedanken schon im Hinterkopf hatten.

			Wie langfristig die „Transformation“ unserer Wirtschaft geplant wurde, zeigt ein Statement, das Ottmar Edenhofer, Chefökonom am Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung, schon im Jahr 2010 in einem Zeitungsinterview gab: „Zunächst einmal haben wir Industrieländer die Atmosphäre der Weltgemeinschaft quasi enteignet. Aber man muss klar sagen: Wir verteilen durch die Klimapolitik de facto das Weltvermögen um. Dass die Besitzer von Gas, Kohle und Öl davon nicht begeistert sind, das liegt auf der Hand. Man muss sich von der Illusion freimachen, dass internationale Klimapolitik Umweltpolitik ist.“ Das ist die Denkweise jener Allianz aus Linken und Globalisten, die ich im Kapitel „Populismus“ beschreibe. Sie wollen auf dem gesamten Erdball gleiche Lebensverhältnisse herstellen – und natürlich selbst daran verdienen. Die einzigen, die sich für solche größenwahnsinnigen Pläne plündern lassen, sind leider die Deutschen. Warum? Weil wir Idealisten sind, die gern an eine schön verpackte Idee glauben!

			Der Klimawandel gilt darüber hinaus als ein Hauptargument, warum die westlichen Gesellschaften unbegrenzt Migranten aufnehmen sollen. Man hat diese Menschen einfach zu „Klimaflüchtlingen“ ernannt und die Länder des Westens zu den Verursachern des Klimawandels (China und Indien übrigens nicht), weshalb die Aufnahme von Migranten praktisch unter Wiedergutmachung fällt. Natürlich fliehen die Migranten nicht vor dem Klimawandel – würden sonst ausgerechnet in diesen Ländern die meisten Kinder geboren werden? Sie suchen lediglich ein besseres Leben. Es sind Wirtschaftsflüchtlinge.

			Das Klimathema war so lange das Damoklesschwert, das die Grünen und die mediale Öffentlichkeit über den Menschen schweben ließen, um ihnen ihr Geld wegzunehmen, bis der Krieg in der Ukraine es einfach verdrängte. Auf einmal waren die Klimakleber verschwunden. Nun soll das Geld der Bürger in die Kriegswirtschaft fließen. Sogar die Schuldenbremse des Grundgesetzes ist für den Krieg gefallen. Es ist doch offensichtlich, dass SPD und Grüne die Menschen in die Irre führen, wenn sie sich als klassische Friedensparteien ausgeben und plötzlich diejenigen sind, die sich für Waffenlieferungen aller Art in die Ukraine hervortun. 

			Selbstverständlich wird man das Klimathema bei Bedarf wieder hervorzaubern. Die menschengemachte Erderwärmung ist ein Dauerbrenner. Oder, wenn ich gerade beim Kalauern bin, ein Evergreen. Wir können nicht die deutschen Grenzen schützen, aber das Weltklima retten – was für eine Hybris! Es steht ja die nicht ganz unberechtigte Frage im Raum, ob der Mensch das Klima überhaupt retten oder nennenswert beeinflussen kann, oder ob der Mensch nicht gezwungen ist, sich mit dem Klimawandel zu arrangieren, wie er das seit Hunderttausenden von Jahren tut. Wie gesagt, aus Deutschland stammen zwei Prozent des weltweit von Menschen produzierten Kohlenstoffdioxids. Wenn Deutschland morgen von der Erde verschwände, würde das für das Weltklima keine Rolle spielen. In dem Willen, es dennoch darauf anzulegen, lebt jene Mentalität, die aus dem Martin Luther zugeschrieben Satz spricht: „Wenn ich wüsste, dass morgen die Welt unterginge, würde ich heute noch ein Apfelbäumchen pflanzen.“ Wahrscheinlich ist das typisch deutsch. Aber wäre es nicht jammerschade, wenn Deutschland in ein paar Jahren „klimaneutral“ ist, aber wirtschaftlich, politisch und kulturell auf dieser Welt keine Rolle mehr spielt?

		

	
		
			Keine Vielfalt ohne Meinungsfreiheit

			Um zu erfahren, wie es um die Meinungsfreiheit bestellt ist, bedarf es keiner soziologischen Studien oder Regierungsbeteuerungen. Es genügt vollauf, wenn man sich in seinem Umfeld umhört. Reden die Leute frei von der Leber weg oder besteht eine spürbare Zurückhaltung? Gibt es Themen, auf denen ein Tabu liegt und über die man lieber nicht spricht? Existiert ein Machtgefälle in Diskussionen, das nichts mit dem Status der Teilnehmer zu tun hat, sondern mit ihrer jeweiligen politischen Position? Gibt es gesellschaftliche Gruppen oder politische Milieus, die man besser meiden soll, weil es als anrüchig gilt, mit solchen Leute zu verkehren?

			Das Institut für Demoskopie Allensbach stellt alljährlich die Frage: Kann man heute in Deutschland noch frei seine Meinung äußern, oder sollte man besser vorsichtig sein? Immer weniger Menschen antworten auf den ersten Teil der Frage mit Ja. In der Erhebung von Ende 2023 waren es nur noch 40 Prozent der Befragten. Wenn im Grundgesetz die Meinungsfreiheit garantiert ist, aber eine Mehrheit meint, man müsse mit seinen Äußerungen vorsichtig sein, dann stimmt etwas nicht.

			Die Allensbacher Erhebung deckt sich mit meinen Erfahrungen. Ich spüre, dass die Menschen sozusagen mit angezogener Handbremse sprechen. Das finde ich befremdlich – immerhin ist das ja ihr Land, und sie sind dessen freie Bürger. Außerdem lässt so etwas jede Diskussion langweilig werden, denn gerade eine Debatte lebt ja auch von der provokanten Frage, die in den Raum geworfen wird. Wenn jede Äußerung erst im Gehirnstüberl so lange hin und her gewendet werden muss, bis sie möglichst keinen Anstoß erregt, fehlt jene Spontanität, die einer Debatte erst die Würze verschafft.

			Mittlerweile hört und liest man sogar, dass flapsige oder freche Textschnipsel, die ins Netz gestellt wurden, zu Hausdurchsuchungen geführt haben. Davon abgesehen, dass die Unverletzlichkeit der Wohnung ein sehr hohes Rechtsgut ist, frage ich mich, was die Polizei im Hause eines Menschen, der irgendetwas gegen die Regierung gepostet oder einen Minister beleidigt hat, eigentlich finden will. Welchen Sinn hat eine solche Aktion? Wenn ich früher das Wort „Hausdurchsuchung“ hörte, dachte ich an Drogenhändler, schwere Gewalttäter oder Terroristen. Heute stehen Beamte vor den Wohnungen von twitternden Rentnern. Es handelt sich offensichtlich um eine grotesk überzogene Maßnahme, deren eigentlicher Zweck in der Einschüchterung der Öffentlichkeit besteht. Das ist eines Rechtsstaates unwürdig, aber typisch für den Herrschaftsstil linker Parteien.

			

			Der versuchte „Staatsstreich“ der Pensionisten um Heinrich XIII. Prinz Reuß ging durch die Medien; er wurde mit einem von Pressefotografen begleiteten Riesenaufgebot von Beamten mediengerecht niedergeschlagen. Ich kann das, vorsichtig formuliert, nicht für voll nehmen. Angeblich wollten die älteren Herrschaften also den Reichstag erstürmen und die Regierung stürzen. Na gut, barrierefrei ist der Reichstag ja hoffentlich. Das klingt alles ungefähr so glaubwürdig wie die Teilnahme dieser Rollator-Fraktion an den Leichtathletikwettbewerben der Olympischen Spiele. 

			Es ist doch jedem klar, dass diese Art Maßnahmen dazu gedacht sind, den Menschen die Folterwerkzeuge zu zeigen, die ausgepackt werden können, wenn jemand die Obrigkeit ärgert. Diese Obrigkeit scheint sich ihrer Sache nicht besonders sicher zu sein, wenn sie zu solchen Mitteln greift.

			Man erfährt außerdem regelmäßig, dass Menschen am Arbeitsplatz wegen ihrer politischen Einstellung gemobbt und hinausgeworfen wurden. Auffällig ist auch, wie in den obersten Führungsetagen nicht mehr nach Leistung, sondern nach korrekter Gesinnung rekrutiert wird. Dies hat häufig fatale Folgen, wie wir an den Flächenbränden in der Millionenstadt Los Angeles sehen konnten. In der dortigen Verwaltung wurde bis in die Spitzen der Feuerwehr mehr Wert auf Diversität als auf Kompetenz gelegt. Die Manager der deutschen Automobilindustrie schienen auch überwiegend mit der Demontage ihrer Branche durch die rot-grüne Regierung einverstanden zu sein. 

			Ich selbst war häufig zu Gast in den verschiedenen Talk- und Spielshows, bis zu dem Zeitpunkt, als ein linkes Medienblatt, das ausschließlich von Medienschaffenden gelesen wird, davon abgeraten hat, mich einzuladen. Die mir wohlgesonnene Frau Maischberger hatte mich zu einem Gespräch gebeten, bei dem sie meinen Glauben an Gott und die seligmachende katholische Kirche kritisch unter die Lupe nehmen wollte. Dabei kam es auch zu provokanten Fragen, die ich mit temperamentvollen Salven beantwortet habe, bei denen der Moderatorin zuweilen die Spucke wegblieb. In der Medienkritik stand dann sinngemäß, der Sender sei selbst schuld, wenn man solche Leute wie mich ins Studio lädt. Seitdem bin ich, von einer Kochsendung abgesehen, nie mehr eingeladen worden. 

			Natürlich war meine Haltung zur Abtreibung ein Grund für meine Ächtung, weil ich es nicht lassen kann, diesen Massenmord an unserem eigenen Nachwuchs zu kritisieren. Solche Themen, oder auch die Massenimmigration in unsere Sozialsysteme, sind echte Spielverderber und können zur gesellschaftlichen Ächtung führen. Auch künstliche Befruchtung und Leihmutterschaft sind toxisches Terrain; Kritik daran kommt moderner Gotteslästerung gleich.

			In den Kreisen, in denen ich verkehre, wird inzwischen nahezu ausschließlich über Alltägliches gesprochen, um zu vermeiden, dass irgendein anstößiges Thema aufkommt. Aber mittlerweile kann auch ein unverfängliches Gespräch über Kinder und Haushalt ins Politische abgleiten. Dafür reichen Erzählungen von dem, was die Kinder aus der Schule mitbringen. Selbst unverfängliche Themen wie das Wetter (Klimawandel!), Reisen (CO2!) oder Essen (kein Fleisch!) sind als Gesprächsstoffe kontaminiert. Gerade die Ernährung ist für viele Zeitgenossen ein Religionsersatz geworden, und schnell ist man bei der veganen Mission oder beim Schisma angelangt.

			Ich erwähnte vorhin die regelmäßige Umfrage des Instituts Allensbach nach der gefühlten Meinungsfreiheit in Deutschland. Den Höchststand erreichte sie im Jahr 1973 mit 83 Prozent (mit „besser vorsichtig sein“ antworteten damals 12 Prozent), und diese Zahl blieb lange Zeit relativ stabil. 2011 lag sie noch bei 66 Prozent (gegenüber immerhin bereits 24 Prozent lieber Vorsichtigen). Dann erfolgte ein konstant verlaufender Absturz auf 45 Prozent (gegenüber 44 Prozent) anno 2021. Im Jahr 2023 waren diejenigen, die bei ihren Äußerungen besser vorsichtig sind, erstmals die Mehrheit. Der Sinkflug fiel also eindeutig in die Zeit der Kanzlerschaft von Angela Merkel und setzte sich während der Ampelkoalition fort. Das deckt sich mit meinen Beobachtungen, und ich glaube nicht, dass diese Übereinstimmung ein Zufall ist. 

			Das einschneidendste Ereignis in der Geschichte unseres Landes nach der Jahrtausendwende war die sogenannte Grenzöffnung 2015 – korrekt müsste es heißen: die Nichtschließung der Grenzen trotz einer abrupt einsetzenden und absehbar fortdauernden Masseneinwanderung. Dieses Ereignis hat unsere Gesellschaft in Befürworter und Gegner der Regierungspolitik gespalten, und zwar in einem Maße, wie es nicht einmal die Corona-Maßnahmen 2020/21 vermochten. In beiden Fällen hat die Regierung nicht nur ihre Politik durchgesetzt, sondern Widerspruch dagegen für moralisch fragwürdig und letztlich illegitim erklärt. Das Gros der Medien und die meisten Institutionen der „Zivilgesellschaft“ stellten sich auf die Seite der Bundesregierung. Die veröffentlichte und die öffentliche Meinung trieben auseinander. So gilt das Thema „Flüchtlinge“ mit seinen Neben-Aspekten wie Kriminalität, Kosten für Sozialleistungen, Wohnraum, kulturelle Unvereinbarkeiten und demografische Entwicklung inzwischen als Tabu-Thema Nummer eins. Es gilt allerdings zugleich auch, wie mehrere Umfragen ergaben, als das wichtigste politische Thema. 

			Natürlich handelt es sich bei der Allensbach-Studie um die Abfrage der gefühlten Meinungsfreiheit. Da eine Demokratie aber wesentlich mit der Meinungsfreiheit identisch ist, genügt bereits das Gefühl der Bürger, sich nicht frei äußern zu können, um Zweifel an der Funktionsfähigkeit dieser Demokratie anzumelden. Wenn der Motor Ihres Autos seltsame Geräusche macht, werden Sie ja auch stutzig. Wer sich nicht traut, seine Meinung zu sagen, ist kein Bürger mehr, sondern auf dem Wege, sich in einen Untertan zu verwandeln. 

			Auch in der alten Bundesrepublik gab es Tabus, die vor allem mit dem Dritten Reich zusammenhingen. So war es nach den Verbrechen der Nationalsozialisten völlig normal, dass jede Form von Antisemitismus geächtet war. Auf die gefühlte Meinungsfreiheit der Bürger hatte das kaum Einfluss, wie die älteren Allensbach-Umfragen zeigen. Das Tabu wurde also mehrheitlich akzeptiert. Eine Gesellschaft ganz ohne Tabus hat es noch nie gegeben. Heute ist die Lage anders. Die neuen Tabus werden ganz offenbar nicht mehrheitlich akzeptiert, sondern als Einschränkung empfunden. Und diese Tabus kommen inzwischen ausschließlich von links.

			Besonders unter der Ampelregierung sind die Grenzen der erlaubten Meinungsäußerung erheblich eingeschränkt worden, zum Teil mit absurden und geradezu grundgesetzwidrigen Begründungen. „Viele Feinde der Demokratie wissen ganz genau, was auf den Social-Media-Plattformen gerade noch so unter Meinungsfreiheit fällt“, verkündete die Bundesfamilienministerin Lisa Paus (Grüne) auf einer Pressekonferenz zum Thema „Hass im Netz“. Diesem Umstand wolle man „Rechnung tragen“. Das sagte sie am 13. Februar 2024, und das war ein Tag, den man im Kalender anstreichen sollte. Seither stehen bei uns Meinungen „unterhalb der Strafbarkeitsgrenze“ auf dem staatlichen Index. Am selben Tag hielten der Verfassungsschutzpräsident Thomas Haldenwang (CDU) und die Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) eine Pressekonferenz zum Thema „Aktuelle Maßnahmen gegen den Rechtsextremismus“ ab, auf welcher der oberste Verfassungsschützer mit demselben Zungenschlag erklärte, auch wenn eine Äußerung keine strafrechtliche Relevanz habe, könne sie trotzdem „staatswohlgefährdend“ sein. Da stellen sich jedem Anhänger des Rechtsstaates die Nackenhaare auf. Wenn es eine „Staatswohlgefährdung“ durch Äußerungen „unterhalb der Strafbarkeitsgrenze“ als Delikt gibt, leben wir nicht mehr in einer Demokratie. Dann leben wir nicht mehr in einem Rechtsstaat, sondern in einem Gesinnungsstaat. Und wenn der hessische Innenminister Roman Poseck, auch ein CDU-Mann, rügt: „Auf den Plattformen der sozialen Medien sammeln sich zum Teil ungefiltert Meinungen“, dann frage ich mich, was er eigentlich stattdessen vorschlägt? Gefilterte Meinungen? Wer, bitteschön, ist dann der Filter? Und mit welchem Recht?

			Nun kommen aber manche und sagen: Meinungsfreiheit ja, aber keinen Hass und keine Hetze. Das ist ungefähr so, als wenn sie sagen: Physik ja, aber keine Gravitationstheorie. „Hass ist keine Meinung“, lautet der gängige Slogan. Natürlich ist Hass keine Meinung, sondern ein Gefühl. Liebe ist auch keine Meinung. Jeder Mensch kennt den Hass. Oft entsteht er einfach, ohne dass man es will. Hass hat sehr viel mit Ohnmacht und empfundener Ungerechtigkeit zu tun. Ich würde niemals sagen, dass ein Mensch nicht hassen darf, sondern lediglich, dass er lernen sollte, seinen Hass unter Kontrolle zu behalten. Hass macht nämlich hässlich. Zugleich ist es aber schwierig zu definieren, was Hass ist und was nicht und wie genau sich Hass äußert. Sarkasmus, Hohn oder Spott können durchaus als Hass empfunden werden, aber das lässt sich nicht objektivieren. Die Formel „Hass ist keine Meinung“ ist vorsätzlich unklar und schwammig gehalten. Das böse Wort soll Meinungen stigmatisieren. Wer ist schon für Hass? Aber „Ganz Berlin hasst die AfD“ ist wieder akzeptabel. Während der Corona-Jahre gab es Kommentare in den Medien, gerade in den öffentlich-rechtlichen, in denen die „Impfverweigerer“ beschimpft und durch Vergleiche mit Blinddärmen (Sarah Bosetti) und Ratten (Jan Böhmermann) geradezu entmenschlicht wurden. Das ist eine schreckliche Doppelmoral.

			Was mich am meisten stört beim Gerede von „Hass und Hetze“ ist, wie selbstverständlich solche Begriffe, die eigentlich im juristischen Sinne nichtssagend sind, in der Öffentlichkeit als vermeintliche Tatbestände durchgesetzt werden. Das deutsche Strafrecht kennt keine gesondert als Hassdelikte markierten Straftaten. Besonders heikel wird es, wenn es sich nicht um Straftaten handelt, sondern um Äußerungen. Ist es schon nahezu unmöglich, bei einer Straftat, etwa einer Körperverletzung, Hass als Motiv festzustellen, wie soll das erst bei einer Äußerung möglich sein? 

			Trotzdem finden regelmäßig Hausdurchsuchungen wegen „Hasspostings“ im Netz statt. Es gibt inzwischen „Meldestellen“, wo man zum Beispiel „antimuslimischen Rassismus“ melden kann – Muslime sind also neuerdings eine Rasse. Die Unterdrückung unerwünschter Meinungen wird mit ehrenwerten Begriffen wir „REspect“ etikettiert – wer ist schon gegen Respekt? Die Bundesnetzagentur beschäftigt so genannte „Trusted Flagger“ – zu deutsch: „vertrauenswürdige Hinweisgeber“ –, die Posts auf Facebook, X und anderen Plattformen nach Gutdünken markieren dürfen, wenn sie irgendetwas für „Hass“ oder „fake news“ halten. Beim Markieren soll es nicht bleiben. Laut Bundesnetzagentur sollen solche Inhalte „schnell und ohne bürokratische Hürde“ aus dem Netz entfernt werden. In einem Land, das die Gestapo und die Stasi hervorgebracht hat, sollten die Bürger höchst sensibel auf solche Entwicklungen reagieren. Zugleich fließen jährlich dreistellige staatliche Millionenbeträge in „zivilgesellschaftliche“ Projekte, etwa durch das Förderprogramm „Demokratie leben“ des Familienministeriums. Ein erheblicher Teil dieser Gelder landet bei Organisationen, die „gegen rechts“ kämpfen, also letztlich gegen die AfD. Ein Staat aber, der Steuermittel zur Bekämpfung einer Oppositionspartei verwendet, lebt die Demokratie nicht, sondern setzt sie aufs Spiel.

			Begonnen hat die neue Zensur mit dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz unter dem damaligen Justizminister Heiko Maas (SPD), das 2017 in Kraft trat. Der Trick bestand darin, dass der Staat die Netzbetreiber mit hohen Strafandrohungen unter Druck setzte, „Hass“, „Hetze“ und „Fake News“ zu löschen, ohne dass eine eindeutige Definition vorliegt, was eigentlich darunter fällt. Das Ergebnis war vorhersehbar und wohl auch so gewollt: Es wird mehr gelöscht, als wirklich justitiabel ist. Der bekannte Hamburger Anwalt Joachim Steinhöfel gewinnt einen Prozess nach dem anderen gegen die Plattformen wegen unrechtmäßiger Löschung von Meinungsbeiträgen. Allerdings bedeutet das für die Betroffenen hohe Anwaltskosten, die sich die meisten Menschen nicht leisten können. Also verzichten sie auf den Einspruch. Das ist eine sublime und, wie ich finde, ziemlich miese Art von Zensur. 

			Das Vorgehen der Bundesregierung gegen die freie Meinungsäußerung löst inzwischen Befremden bis nach Übersee aus und wird in den nächsten Jahren das deutsch-amerikanische Verhältnis beeinflussen. In seiner Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2025 hat der US-Vizepräsident J. D. Vance einen Satz gesagt, der lange nachhallen wird: „Wenn Sie Angst vor ihren eigenen Wählern haben, gibt es nichts, was Amerika für Sie tun kann.“ Das hieß: Fasst euch erst mal an die eigene Nase, bevor ihr die Welt über Werte belehrt. Zuvor hatte Vance erklärt, dass Bedrohung, die ihn in Bezug auf Europa am meisten besorge, weder Russland noch China oder irgendein anderer externer Akteur sein, sondern: „Was mich besorgt, ist die Bedrohung von innen.“ Er meinte nichts anderes als die Unterdrückung der Meinungsfreiheit. „Die gesamte deutsche Verteidigung wird vom amerikanischen Steuerzahler subventioniert“, sagte Trumps Vize einige Tage später in Bezug auf tausende US-Soldaten, die in Deutschland stationiert sind. „Glauben Sie, dass der amerikanische Steuerzahler es hinnehmen wird, wenn jemand in Deutschland ins Gefängnis kommt, nur weil er einen gemeinen Tweet gepostet hat?“ Das war eine neuerliche Warnung. Wenig später gab das Bundesinnenministerium die Eröffnung einer bundesweiten Meldestelle für „Verschwörungsdenken“ bekannt. Ich bin aber optimistisch und hoffe, dass sie den Schuss gehört haben werden, wenn dieses Buch erscheint. 

			Über Grenzen der Meinungsfreiheit bestimmt normalerweise das Strafrecht. Auch dort vollziehen sich schleichende Veränderungen, die Artikel 5 des Grundgesetzes einschränken: „Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern.“ So hat der Bundestag 2021 den Paragrafen 188 des Strafgesetzbuches („Politikerbeleidigung“) geändert. Ursprünglich ging es darin um „gegen Personen des politischen Lebens gerichtete Beleidigung, üble Nachrede und Verleumdung“. Mit der Änderung wurden „Werturteile“ als Beleidigungen in den Tatbestand aufgenommen. Damit wurde aus Paragraf 188 ein sogenannter Gummiparagraf. Wann ist ein Werturteil eine Beleidigung? Ich finde das aus der Sicht der Linken auch sehr kurzsichtig. Eine rechte Regierung könnte mit diesen juristischen Mitteln ja irgendwann auch einen „Kampf gegen Links“ inszenieren. Für einen Demokraten müsste eigentlich die Maxime gelten: Schaffe keine staatlichen Befugnisse, die dir zwar genehm sind, wenn du selbst regierst, die dich aber in Furcht versetzen könnten, wenn der politische Gegner an die Macht kommt.

			Der Grünen-Politiker Robert Habeck, der zumindest als Wirtschaftsminister höchst umstritten und erfolglos war, hat allein 800 Anzeigen wegen Beleidigung erstattet. Traurige Berühmtheit erlangte seine Anzeigenwut, als bei einem bayrischen Rentner morgens die Polizei vor der Tür stand, weil er einen Tweet geteilt hatte, auf dem Habeck als „Schwachkopf“ bezeichnet wurde. Das Bild des Mannes und seiner mit dem Down-Syndrom lebenden Tochter gingen durch die Öffentlichkeit und gaben den Minister der Lächerlichkeit preis. Herr Habeck, der Prinz auf der Erbse, besaß nicht die Größe, sich zu entschuldigen. Wie unsicher, wie unsouverän muss ein Minister sein, wenn er zu solchen Maßnahmen greift? Man soll die Latte ja nicht zu hoch legen, aber bei einem Helmut Kohl oder Franz Josef Strauß, die regelmäßig beleidigt und übel karikiert wurden, wäre eine solche Aktion absolut undenkbar gewesen. Die hätten nicht einmal die Augenbraue bewegt. Ein Strauß hätte höchstens mit deftigen Worten zurückgekeilt.

			An der Einschränkung der Meinungsfreiheit beteiligt sich längst auch die EU. Der in Brüssel beschlossene „Digital Service Act“ (DSA) ist ein bürokratisches Monstrum, das die freie Meinungsäußerung im Netz bedroht und auch in deutsches Recht umgesetzt wird. Zwar ist im ersten Artikel des DSA noch vom Schutz der Meinungsfreiheit die Rede, der angeblich über allem steht. Doch in den folgenden Artikeln, sozusagen im Kleingedruckten, liest sich das anders. Dann sollen auf einmal auch „schädliche Informationen“, „irreführende und täuschende Inhalte, einschließlich Desinformationen“ von den Plattformen gelöscht werden. Das ist wieder bewusst vage gehalten und kann alles oder nichts meinen. Am 20. Januar 2025 twitterte Henna Virkkunen, Vizepräsidentin der Europäischen Kommission: „In Europa ist kein Platz für illegalen Hass, weder offline noch online. Ich begrüße das Engagement der Interessenträger für einen verstärkten Verhaltenskodex im Rahmen des Gesetzes über digitale Dienste.“ Das ist er wieder, der Passepartout namens „Hass“, mit dem man die Bürger einzuschüchtern versucht. Die Beantwortung der Frage, was „illegale Hassrede“ ist und was nicht, wird den Internet-Anbietern und den Gerichten aufgebürdet.

			„Die Annahme liegt nahe, dass der Einsatz dieser Unschärfemethode nicht von Ungefähr kommt, befördert sie doch beim Bürger die Furcht, in Verdacht geraten zu können. Methodisch wird ein Klima des gegenseitigen Misstrauens erzeugt. Die geführten ‚Debatten‘ degenerieren dadurch zu Scheindebatten im vorgegebenen Meinungskanal“, kommentiert der Jurist Manfred Kölsch im Magazin Cicero. Kölsch war bis zu seiner Pensionierung Vorsitzender Richter am Landgericht Trier (es ist bezeichnend, dass es oft Pensionäre sind, die den Mund aufmachen, weil sie keine Karrierenachteile mehr befürchten müssen). 

			Der Reflex, den solche vagen Bestimmungen und die damit verbundenen Drohungen beim Bürger auslösen, ist jene Vorsicht, die in der erwähnten Allensbach-Umfrage inzwischen die Mehrheit der Deutschen beherrscht. Und der Reflex bei den Plattformen lautet: Lieber zu viel löschen als zu wenig. Das Lebenselement einer freiheitlichen Demokratie, der ständige Meinungsstreit, wird eingeschränkt. Je mehr zugleich die Kontrolle zentralisiert wird, desto mehr nähert sich das öffentliche Klima jenem an, das in autoritären Staaten herrscht.

			Das sind Entwicklungen, die ich für fatal halte. Meinungsfreiheit ist ein Grundrecht. Keine Bundesregierung und keine Brüsseler Bürokratie hat sich daran zu vergreifen. Mit dem freien Wort und dem freien Gedanken stehen und fallen alle anderen Freiheiten. Wo der freie Gedanke unterdrückt wird, sind irgendwann auch die körperliche Unversehrtheit und das Eigentum nicht mehr sicher. Für eine parlamentarische Demokratie ist die Meinungsfreiheit nicht nur essentiell, man könnte sogar sagen, beides ist nahezu dasselbe. Im Begriff Parlament steckt ja das französische Stammwort „parler“, reden. Demokratie besteht aus Regierung und Opposition, Rede und Gegenrede. Die demokratische Willensbildung findet aber keineswegs nur im Parlament statt, sondern in der gesamten Öffentlichkeit. Wer dort mit Zensurmaßnahmen hineinregiert, beschädigt die Demokratie.

			Noch vor ein paar Jahren war das in der Bundesrepublik auch unstrittig – die einzige Ausnahme bildete das Delikt der Holocaustleugnung. Die erste Kammer des Ersten Senates des Bundesverfassungsgerichts, damals noch unter Paul Kirchhof, erklärte am 28. November 2011 in einem Beschluss: „Vom Schutzbereich der Meinungsfreiheit umfasst sind zum einen Meinungen, das heißt durch das Element der Stellungnahme und des Dafürhaltens geprägte Äußerungen. Sie fallen stets in den Schutzbereich von Art. 5 GG, ohne dass es dabei darauf ankäme, ob sie sich als wahr oder unwahr erweisen, ob sie begründet oder grundlos, emotional oder rational sind, oder ob sie als wertvoll oder wertlos, gefährlich oder harmlos eingeschätzt werden. Sie verlieren diesen Schutz auch dann nicht, wenn sie scharf und überzogen geäußert werden. Der Meinungsäußernde ist insbesondere auch nicht gehalten, die der Verfassung zugrunde liegenden Wertsetzungen zu teilen, da das Grundgesetz zwar auf die Werteloyalität baut, diese aber nicht erzwingt. Neben Meinungen sind vom Schutz des Art. 5 GG aber auch Tatsachenmitteilungen umfasst, soweit sie Voraussetzung für die Bildung von Meinungen sind beziehungsweise sein können. Nicht mehr in den Schutzbereich des Art. 5 GG fallen hingegen bewusst oder erwiesen unwahre Tatsachenbehauptungen, da sie zu der verfassungsrechtlich gewährleisteten Meinungsbildung nichts beitragen können. Allerdings dürfen die Anforderungen an die Wahrheitspflicht nicht so bemessen werden, dass darunter die Funktion der Meinungsfreiheit leidet.”

			Unter Meinungsfreiheit fallen also auch falsche, dumme, überzogene, undemokratische Ansichten. Mit der Meinungsfreiheit verhält es sich so, dass sie nur ganz oder gar nicht zu haben ist. Ihre Grenzen markiert das Strafrecht. Das hat das Bundesverfassungsgericht in diesem Beschluss gewissermaßen in Stein gemeißelt, und so steht es im Grundgesetz. So steht es auch im Ersten Zusatzartikel zur amerikanischen Verfassung: Der Kongress soll niemals ein Gesetz erlassen, das „die Rede- und Pressefreiheit oder das Recht des Volkes, sich friedlich zu versammeln und an die Regierung eine Petition zur Abstellung von Missständen zu richten, einschränkt“. Wenn US-Präsident Donald Trump als eine seiner Amtshandlungen die völlige Abschaffung der Zensur angekündigt hat, setzte er die Tradition der amerikanischen Gründerväter wieder in ihre Rechte ein.

			Es mag nicht im Wesen des Menschen liegen, andere – vor allem andere politische – Meinungen zu akzeptieren. Wer herrscht, wird immer versuchen, seine Ansichten durchzusetzen. Wer herrscht, wird immer der Versuchung ausgesetzt sein, seine Macht zu missbrauchen und Kritik zu unterbinden. Aber genau das ist das stärkste Argument für die Meinungsfreiheit.

		

	
		
			Glaube: Trost und Zuversicht

			Ich glaube fest an Gott. Nach meiner Ansicht ist der Mensch von Natur aus darauf angelegt, nach seinem Schöpfer zu suchen. Das liegt sozusagen in unserer DNA. Die Naturvölker verrichten seit jeher religiöse Riten, genauso wie der zivilisierte Mensch auch. Die Idee des göttlichen Ursprungs durchzieht die gesamte Menschheitsgeschichte. Erst in der frühen Neuzeit fingen Philosophen an, am Schöpfer, dem unbewegten Beweger, zu zweifeln. Wenn man von vereinzelten Fällen im antiken Griechenland absieht, ist der Atheismus also relativ neu und wie so vieles eine europäische Erfindung.

			Der Glaube ist keine persönliche Leistung und nichts, worauf man sich etwas einbilden sollte. Der Glaube ist vielmehr eine Gnade, ein Geschenk, um das man bitten muss. Auch wenn man eine Zeitlang fest im Glauben steht, heißt das noch lange nicht, dass man ihn nicht verlieren kann. Man muss Gott bitten, einem zu helfen, an ihn zu glauben, erst dann stellt sich der feste Glaube ein. Hirnforscher haben übrigens nachgewiesen, dass beim Beten Regionen im Gehirn aktiviert werden, die normalerweise brach liegen. Deshalb kann ich nur jeden ermuntern, sich der Demutsübung zu unterziehen und Gott zu bitten. Es funktioniert wirklich. Nicht umsonst heißt es im Evangelium: „Wer Ohren hat, der höre.“ Man muss seine spirituellen Antennen auf Senden und Empfang stellen. Natürlich geht das nicht von heute auf morgen, wenn man Beten nicht schon als Kind gelernt hat. Aber da der Herrgott mit jedem von uns eine persönliche Beziehung haben möchte, hilft er demjenigen, der aufrichtig bittet. „Bittet, und es wir Euch aufgetan“, heißt es ebenfalls im Evangelium.

			Zahlreiche Stellen der Heiligen Schrift weisen darauf hin, dass Gott uns nie im Stich lässt und dass er mit uns kommunizieren will. Aber es muss ein freiwilliger Akt sein, denn wahre Liebe ist frei. Wer möchte schon eine erzwungene Liebe? Die Kommunikation mit Gott ist das Gebet. Ich habe das Gebet zu meiner festen täglichen Gewohnheit gemacht, denn die Gefahr ist groß, dass man es sonst einfach sehr schnell vernachlässigt. Alles braucht eine gewisse Kontinuität. Wir haben in meiner Familie einen kleinen Gebetsschatz mitbekommen, nicht sehr umfangreich und leicht zu beten. Das reicht aus. Wichtig ist die Regelmäßigkeit. So ist es auch mit dem Besuch der Heiligen Messe. Es ist Nahrung für die Seele, und die braucht der Mensch. 

			Ich möchte und hoffe, dass meine Kinder einen genauso zuversichtlichen Glauben haben, dass sie wissen, dass es ein schönere Welt gibt und dass wir, wenn wir sterben, dort ankommen können, wenn wir nur wollen. Dass wir heimgehen zu unseren Lieben, zu denen, die auf uns warten. Natürlich habe ich immer wieder Zweifel gehabt, die begleiten einen das ganze Leben lang. Der Glaube wird einem nicht für immer geschenkt, man muss schon daran arbeiten und dafür beten. 

			Ich suche an jedem Ort der Welt, an dem ich mich gerade aufhalte, die katholische Kirche, wo eine Messe stattfindet, und ich finde sie auch. Ich tue das, um Gott zu danken für das schöne Leben, welches er mir geschenkt hat. Danken bedeutet aber immer auch, gleichzeitig zu bitten. Um Schutz vor der Versuchung und dem Bösen.

			

			In den Zeiten, da ich wirklich sehr, sehr schwach wurde und nicht mehr weiter wusste, hatte ich nur noch die Mutter Gottes, den lieben Gott und die Engel. Da bin in die Kirche gegangen, habe mich hingekniet und gesagt: Ich bin leer. Ich weiß nicht, wie es weitergeht. Ich weiß wirklich nicht mehr weiter. Dann ist immer etwas passiert, eine Begegnung, ein Telefonat, irgendetwas, ein kleines Zeichen – und plötzlich wusste ich: Es geht wieder weiter.

			Zunächst bewirkt das Gebet, das wir über den Tellerrand unseres Lebens hinausblicken und mit der Ewigkeit, also mit den Engeln, mit den uns nahestehenden Heiligen, mit der Gottesmutter oder mit dem lieben Gott in Kontakt treten. Damit ist man bereits in einer ganz anderen Dimension, die einen weit hinaus trägt, in die Ewigkeit. Wir können im Gebet auch unserer lieben Verstorbenen gedenken und für sie – wie sie für uns – viel Gutes bewirken. Durch diese geistige Übung werden wir gewahr, dass es eben nicht nur die sichtbare Welt, sondern auch eine unsichtbare Welt gibt, und damit tauchen wir in diese unsichtbare Welt ein.

			Ein Priester hat mir einmal empfohlen, wenn ich in meinem Leben wirklich etwas ändern und der Versuchung besser widerstehen wolle, dann müsse ich die Sakramente öfter und regelmäßig empfangen. Ich bin seinem Rat gefolgt. Wer heute so etwas sagt, wird mitunter sogar im Kreise seiner Freunde belächelt. Aber das ist ja gleichgültig; mir hilft es enorm, das Leben bewusster zu leben. Ich weiß, dass ich nie alleine und schon gar nicht einsam bin.

			Eine meiner Tanten, eine Benediktinerin, sagte vor vielen Jahren zu mir, ich sei so oft in der Zeitung, aber sie lese dort nur, dass meine Haare jetzt rot gefärbt seien, dass ich mit einem teuren Motorrad herumfahre und verrückte Klamotten trage. „Soll das alles sein, was man über Dich sagt?“, sprach diese Tante weise. „Wenn du schon eine Bekanntheit hast, dann musst du auch etwas tun, zu etwas stehen, das dir wichtig ist.“ Ich habe mir diese Mahnung zu Herzen genommen.

			Oft werde ich gefragt, was den Atheisten vom gläubigen Katholiken unterscheidet. Der Atheist lebt nur im Hier und Jetzt, in der rein irdischen Welt. Der gläubige Katholik hat in erster Linie das Leben nach dem Tod vor Augen. Das heißt konkret, dass das ganze Leben darauf ausgerichtet ist, einmal vor Gott für jede Minute Rechenschaft ablegen zu müssen. Für uns bedeutet Leben, ewig leben zu wollen. Wir wollen nicht ins dunkle Nichts des Todes fallen, sondern wir möchten die ewige Liebe, das ewige Glück im strahlenden Lichte Gottes. Wir glauben, dass dieses ewige Glück in der Anschauung Gottes möglich ist. Das ist das Licht der Hoffnung, welches in jedem Christen brennt. Stellen Sie sich nur vor, wie glücklich Sie sind, wenn Sie verliebt in das Gesicht des Geliebten schauen. Wir glauben, dass diese Momente des Glücks, welche wir hier auf Erden erleben dürfen, wie ein kleiner kurzer Blick durchs Schlüsselloch zur ewigen Herrlichkeit bedeuten. 

			Ein wunderbares Gleichnis für die Nichtigkeit alles Irdischen vor dem Auge Gottes ist das Klopfritual in der Wiener Kapuzinergruft, das bei der Grablegung Ottos von Habsburg und zuvor auch bei seiner Mutter, der Kaiserin Zita, zur Anwendung kam. Der Zeremonienmeister an der Spitze des Trauerzuges tritt vor die große schwere Tür der Gruft und klopft dreimal. Der Kustos der Kapuziner ruft von innen: „Wer begehrt Einlass?“ Der Zeremonienmeister trägt die gesamten Titel des Verstorbenen vor: Otto von Österreich, einst Kronprinz von Österreich-Ungarn, königlicher Prinz von Ungarn und Böhmen, von Dalmatien, Kroatien, Slawonien, Galizien, Lodomerien und Illyrien, Großherzog von Toskana und Krakau und so weiter und so weiter.

			

			Der Kustos ruft von innen: „Wir kennen ihn nicht!“ Die Tür bleibt geschlossen.

			Der Zeremonienmeister klopft wieder dreimal. Nach der Frage des Kustos, wer Einlass begehre, trägt er die politischen und akademischen Titel des Verstorbenen vor: Dr. Otto von Habsburg, Präsident und Ehrenpräsident der Paneuropa-Union, Mitglied und Alterspräsident des Europäischen Parlamentes, Ehrendoktor zahlreicher Universitäten und Ehrenbürger vieler Gemeinden in Mitteleuropa und so weiter. 

			Der Kustos ruft von innen: „Wir kennen ihn nicht!“ Die Tür bleibt geschlossen.

			Der Zeremonienmeister klopft wieder dreimal. Der Kustos fragt: „Wer begehrt Einlass?“ 

			Zeremonienmeister: „Otto – ein sterblicher, sündiger Mensch.“ 

			Kustos: „So komme er herein!“

			Ein eindrucksvolles Ritual. Sterblich und sündig treten wir eines Tages vor unseren Schöpfer.

			Darüber hinaus glauben wir Katholiken, dass uns nicht nur der Glaube, also sola fide, sondern auch unsere Taten der Ewigkeit näher bringen. Weil wir eben nicht, wie Luther und vor allem Calvin gelehrt haben, determiniert, das heißt vorbestimmt sind, sondern frei, uns jeden Tag für das Gute oder das Böse zu entscheiden und damit unser Leben in die Hand zu nehmen. Diese Freiheit, Gutes zu tun, Opfer zu bringen, auch wenn es mühsam ist, aus Nächstenliebe, aus Dankbarkeit, aus Pflicht, sind unsere kleinen Gaben, die Gott der Schöpfer anerkennend und dankbar annimmt, weil dies nichts anderes ist als der Beweis unserer Liebe zu Ihm. Der Atheist, der Gutes tut, der liebt, der Dankbarkeit zeigt, nimmt hier ebenfalls an seinem ewigen Heil aktiv teil, auch wenn er sich dessen nicht bewusst ist. Er agiert aus Liebe, und diese Liebe kommt von Gott.

			Wenn man sieht, welche Früchte 2000 Jahre Christentum in Europa getragen hat, kann man nur dankbar sein, dieser Religion angehören zu dürfen. Warum sind wir weltweit der attraktivste Kontinent? Weil die Freiheit, die uns das Christentum geschenkt hat, die Menschen auf einzigartige Weise zu großen Werken inspiriert hat. Europäer haben die schönsten Kathedralen, Paläste und Schlösser, die schönste Musik, die prachtvollste Malerei und Bildhauerei geschaffen. Diese Schönheit strebt zu Gott. Alle Künstler und Dichter, aber auch alle Gelehrten und Forscher haben sich mit dem christlichen Gott beschäftigt und sich in ein Verhältnis zu ihm gesetzt. Entfernte man aus der westlichen Kultur sämtliche Werke, die entweder direkt christlich sind oder ihre Inspiration aus dem Geist des Christentums zogen, was bliebe übrig? Zur Ästhetik des Christentums gehört übrigens auch der schöne Jahresrhythmus ihrer Festtage. Religion gibt dem Menschen und seinem Alltag Rahmen und Form. 

			Heute breitet sich überall Formlosigkeit aus. Wir haben das zweifelhafte Privileg, den Verfall dieser großen Leistungen der Vergangenheit in Echtzeit mitzuerleben. In dem Maße, wie wir atheistischer werden, werden wir auch unzivilisierter und ästhetisch hässlicher. Das erkennt man leicht an der Kunst, der Architektur, überhaupt an der Kultur. Man kann unschwer erkennen, dass wir zurück in die Barbarei fallen. Warum geht das nun immer schneller, und warum ist der Abstieg so rasant? Ich meine: Weil wir den Glauben an Gott verloren haben und stattdessen an den Menschen glauben. Dadurch haben wir uns aus der göttlichen Hierarchie verabschiedet. Wo es keinen Gott gibt, ist auch der Vater obsolet geworden. Wo der Vater dekonstruiert wurde, zerbricht die Familie als Kern der Gesellschaft. Wo Menschen das Töten von ungeborenen Kindern als Menschenrecht erklären, gibt es keine Umkehr mehr. Diese Ideologie führt schnurstracks in die Selbstzerstörung. Alles was wir gut gemeint unternehmen, um die Wirtschaft und die Lebensverhältnisse der Menschen zu verbessern oder dem Klima beizukommen, ist für die Katz, so lange wir selbst „Gott“ spielen und die Todsünde begehen, unschuldige Menschen zu töten. Und sagen Sie jetzt bitte nicht, ein Baby im Bauch seiner Mutter sei kein Mensch. Eine Giraffe ist es sicher nicht!

			Wir müssen uns bekehren und uns unterwerfen. Nicht den Menschen, sondern Gott. Alles andere ist auf Sand gebaut. Leider hilft die Kirche den Gläubigen dabei immer weniger. Die protestantische Kirche ist längst eine NGO geworden (wobei man das N auch weglassen kann). Darunter leiden ja auch gläubige Protestanten, genau wie wir darunter leiden, dass in der Kirche nicht mehr über die wirklichen Plagen der Menschheit wie Abtreibung und Euthanasie gepredigt wird, sondern über politische Themen, den angeblich menschengemachten Klimawandel und die befreite Sexualität. Mit anderen Worten: Macht was ihr wollt, der liebe Gott nimmt alle.

			Es gibt geistliche Würdenträger, bei denen muss ich mich zwingen, daran zu denken, dass Petrus Jesus dreimal verraten hat und dennoch ein guter erster Papst geworden ist. Er hatte sogar die Kraft, für Christus das Martyrium auf sich zu nehmen. Wir haben bis zur letzten Sekunde auf Erden die Möglichkeit, uns zu bekehren und unsere Sünden zu bereuen. Denken Sie nur an das Gleichnis vom Weinberg: Diejenigen, die erst am späten Nachmittag zur Arbeit kamen, bekamen den gleichen Lohn wie diejenigen, die bereits am Morgen mit der Arbeit angefangen hatten.

			

			Wen der Niedergang des Christentums in Europa betrübt, der sollte hinaus in die Welt blicken. Wir sind ja eine Weltkirche. In Afrika, wo ich regelmäßig bin, existiert ein sehr aktives Glaubensleben, mit sehr engagierten Gläubigen, die in die Messe gehen. Wir haben allerdings in Afrika, wie leider auch bei uns, einen tief eingewurzelten, aus dem Heidentum stammenden Aberglauben. In Afrika glaubt, wie gesagt, fast niemand an einen natürlichen Tod. Die Kirche hat seit jeher versucht, die Menschen aus dieser Abhängigkeit zu befreien. Der Glaube daran, das man jederzeit von jemandem verhext werden kann, der es nicht gut mit einem meint, verhindert auch, dass die Menschen aus der Armut herauskommen. In jeder Familie gibt es einen Leistungsträger, und der ist verpflichtet, seinen Lohn mit der Familie zu teilen. Geschieht dies nicht in dem geforderten Umfang, besteht für ihn die Gefahr, verhext zu werden. Wozu aber dann arbeiten, wenn man fast alles an die Anderen abgeben muss? Der Aberglaube an die Kraft der Hexerei verhindert jeglichen Ehrgeiz, denn dieser wird nicht belohnt, sondern eher bestraft. 

			Die Kirche müht sich, die den Menschen durch Aberglaube verankerten Ängste zu nehmen und sie davon zu überzeugen, dass die Sakramente allein die Befreiung von bösen Geistern, Dämonen und Verwünschungen möglich machen. Sakramente, die Christus selbst gestiftet hat. Dafür hat er sein Leben geopfert. Die von ihm gestiftete Kirche hat durch die Sakramente die Macht erhalten, uns aus der Hand des Bösen, das durch den Sündenfall die Macht auf Erden erlangt hat, zu befreien. Christus hat uns gelehrt und wir glauben, dass es nur einen Gott und Schöpfer gibt, der uns erschaffen hat und nur aus Liebe besteht. Alles, was auf Erden schlecht ist, kommt durch den abgefallenen Engel Luzifer, der den Menschen durch Angst und Schrecken von sich abhängig macht. Die Gebote Gottes sind da, um uns vor uns selbst und dem Einfluss des Versuchers zu schützen. Durch die Liebe Gottes und durch die uns geschenkten Sakramente haben wir „Stecken und Stab“ bekommen, um den durch Krankheiten und Not für Leib und Seele gefährlichen Erdenweg gehen zu können. 

			Nachdem Deutschland anderthalb Jahrtausende ein christliches Land war, breitet sich seit einem halben Jahrhundert und mit zunehmender Geschwindigkeit ein anderer Glaube aus: der Islam. Der Islam ist eine Religion, die sowohl die politische Führerschaft als auch die Führung des Glaubenslebens für sich in Anspruch nimmt. Die Trennung von Staat und Kirche ist dem Islam wesensfremd. Deshalb sind alle islamischen Staaten im Kern Theokratien. Die Religion bestimmt den Alltag und die Politik. Im allgemeinen sind Muslime sehr gläubige und tüchtige Leute, mit einem stark ausgeprägten Respekt vor der Familie und älteren Menschen. Die erfolgreichen muslimischen Staaten zeigen, dass auch die Nächstenliebe funktioniert, denn es wird für Bildung, Gesundheit und in die Gesellschaft investiert, so dass es den Menschen an nichts Lebensnotwendigem fehlt. Natürlich geht die Nächstenliebe nicht so weit, dass sie auch auf Ungläubige ausgeweitet wird, aber das hängt nun einmal daran, dass die muslimische Welt zuerst an ihre eigenen Leute denkt. Der große Unterschied zwischen dem Islam und der christlichen Religion liegt im Kern nämlich darin, dass Mohammed ein Gewaltherrscher war und Jesus ein Gewaltopfer. Das bestimmt wesentlich die DNA der beiden Religionen. Der Islam breitet sich aus, und das ist leider politisch gewollt. Es gibt scharenweise gewaltbereite Glaubenskrieger. Ein muslimischer Märtyrer stirbt im Kampf oder bei einem Anschlag. Der Islam will sich über die Welt verbreiten, und das im Zweifelsfalle mit Gewalt. Das Christentum muss, um sich durchzusetzen, das Böse „aufleiden“, wie Benedikt XVI. es nannte.

			Jeder kennt das Statement des damaligen Bundespräsidenten Christian Wulff, der Islam gehöre zu Deutschland. Als Tatsachenfeststellung und Zustandsbeschreibung trifft es zu. Heute leben über fünf Millionen Muslime bei uns. Die Frage ist, ob sie zu Deutschland gehören in dem Sinne, dass sie sich als zugehörig betrachten und umgekehrt als zugehörig gesehen werden können. Da wird jeder Beispiele und Gegenbeispiele kennen. Wir haben viele sehr gut integrierte Muslime in Deutschland, und die gehören selbstverständlich zu uns. Etwas anderes ist es, wenn muslimische Migranten unser Land, unser Sozialsystem und unsere Kultur usurpieren. Das ist dann wie ein feindlicher Angriff, den wir gutgläubigen Christen so nie erwartet haben, vor allem nicht mit Unterstützung der Bundesregierung, und deswegen werden wir auch ausgenützt und für unsere Gutmütigkeit bestraft. 

			Wenn der Islam heute zu Deutschland gehört, dann könnte Deutschland morgen vielleicht schon dem Islam gehören. Das ist zumindest der Auftrag einer missionarischen Religion, die sich selbst ernst nimmt. Und Muslime nehmen ihre Religion sehr ernst. Im Gegensatz zu uns. Wenn man seine eigene Religion verleugnet, wird sie von einer anderen Religion ersetzt, weil, wie oben schon gesagt, der Mensch von Gott darauf angelegt ist zu glauben. Wer vom Pfad des wahren Glaubens abkommt, der glaubt dann nicht etwa nichts, sondern alles Mögliche, sagte der großartige Autor Gilbert Keith Chesterton. Man muss wissen, was auf dem Spiel steht. Man darf auch die Augen nicht davor verschließen, wie Christen und vor allem wie Atheisten in islamischen Ländern leben müssen. Gerade unsere Woken und Bunten, unsere Regenbogenmenschen und Feministinnen würden große Probleme in einem islamischen Land bekommen. Dort wären sie schnell aus der Öffentlichkeit verschwunden. 

			Mich fragte ein Bekannter, ob mir ein islamisches Deutschland lieber wäre als ein vollkommen gottloses. Meine Antwort ist: Das islamische Deutschland kommt vor dem gottlosen Deutschland. Denn das Böse arbeitet fleißig daran, die Religion als Ganzes zu zerstören. Für die mühsame Vorarbeit, das Christentum zu eliminieren, werden die Muslime instrumentalisiert. Die christliche Religion muss zuerst ausgemerzt werden, denn sie ist die Religion, die den Menschen frei und kreativ macht. Der Beweis ist eben jene einzigartige kulturelle Schönheit und Vielfalt Europas, die sich in der ganzen abendländischen Kultur manifestiert. Auch wenn es heute enormen Gegenwind gibt, vor allem auch von unseren eigenen Leuten, die ihre christlichen Wurzeln ausmerzen wollen. Machen wir uns nichts vor, das Endziel des Bösen war und wird immer die Zerstörung des Glaubens an Gott und damit der Weg in die Selbstzerstörung des Menschen sein. Das Christentum wird zurück in die Katakomben gedrängt werden. Unsere Generation hat das Glück, und auch dafür dürfen wir Gott auf Knien danken, dass wir das christliche Erbe noch sehen und erleben dürfen. Wie wir aus der Geschichte der totalitären Regime der Vergangenheit wissen, wurde dort bereits versucht, die Religion komplett auszumerzen. „Opium des Volks“, nannte Marx die christliche Religion bekanntlich, bevor er den Menschen sein Crystal Meth andrehte. Die schrecklichen Folgen sind bekannt, hindern aber die marxistischen Drogendealer nicht, ihren tödlichen Stoff unter immer neuen Namen immer weiter zu verkaufen. Dabei möchte ich aber daran erinnern, dass der katholische Glaube in der DDR wesentlich lebendiger war als bei uns heute. Den Beweis dafür lieferten die katholischen Krankenhäuser und Altenheime, wo in jedes Zimmer durch Lautsprecher das Morgen- und Abendgebet und sonntags die Heilige Messe übertragen wurden. Das gab es im freien Westen zur selben Zeit schon nicht mehr.

			Wenn unsere Welt wirklich einmal zerstört werden sollte, dann werden es Gläubige sein, die sie wieder aufbauen. Oder niemand mehr. 

		

	
		
			Anstelle eines Schlusswortes: Lebensfreude!

			Ich liebe das Leben – so hieß einmal ein Schlager von Vicky Leandros. Wie sollte es auch anders sein? Jeder liebt das Leben, jeder hängt am Leben. Das ist so selbstverständlich, dass es einem im Grunde erst auffällt, wenn etwas nicht läuft, wenn ein Unglück geschehen oder das Leben bedroht ist. So handelt der besagte Schlager von einer Frau, die gerade von ihrem Mann oder Freund verlassen wird und trotzdem das Leben liebt. Ich finde, dass eine Liebeserklärung an das Leben eigentlich gar keinen Anlass braucht.

			Ich stehe jeden Tag auf und sage mir: Mein Gott, ich habe es gut, alles ist wunderbar, danke. Ich sauge das Leben förmlich auf. Ein Journalist hat mir einmal bescheinigt, ich sei ein ungewöhnlich gutgelaunter Mensch, und mich gefragt, woher ich diese gute Laune nähme. Ob das oft nicht nur aristokratische Selbstdisziplin sei? Und zuweilen anstrengend? Mit anderen Worten: Er fragte (ohne es direkt auszusprechen), ob es nicht bloß Maskerade und Show ist, wenn ich den Menschen so positiv gegenübertrete. Nein! Ich habe das große Glück, dass ich mich tatsächlich auf jeden Tag freue. Das ist ein Geschenk des Himmels, wofür ich sehr dankbar bin. Manche würden das wohl Veranlagung nennen. Oder Temperament. Es gibt traurige, griesgrämige, melancholische Menschen, die das eigentlich gar nicht sein wollen, was wahrscheinlich ebenfalls Veranlagung ist. Da hatte ich wohl auch damit Glück. 

			Wenn die Rede auf das Glück kommt, fallen mir immer die Worte Mephistos aus dem zweiten Teil des „Faust“ ein: 

			„Wie sich Verdienst und Glück verketten;

			Das fällt den Toren niemals ein;

			Wenn sie den Stein der Weisen hätten,

			Der Weise mangelte dem Stein.“ 

			Mit der Verkettung von Glück und Verdienst hat der alte Goethe wohl nicht zuletzt sich selbst gemeint. Aber so viel ist sicher: Man muss dem Glück auch ein bisschen entgegenarbeiten. Von allein kommt es nicht.

			Außerdem sind wir Katholiken der Sinnlichkeit und Schönheit gegenüber aufgeschlossen. Der Katholizismus ist eine lebenszugewandte Religion, wo die Schwächen und Unzulänglichkeiten des Menschen sozusagen mit eingepreist sind. Wir sollten zwar täglich bei der Gewissenserforschung über unsere Fehlern und schlechten Eigenschaften nachdenken, aber wir haben keinen Grund, darüber zerknirscht zu sein. Dafür haben wir ja die Beichte. Es ist etwas anderes, mit einem Priester über Dinge zu sprechen, von denen man fühlt, dass sie falsch waren. Auch über Unzulänglichkeiten, Ängste, aber vor allem über Verhaltensweisen, von denen man genau weiß, dass man jemandem damit wehgetan hat. Sich dann vom Priester die Absolution erteilen zu lassen und zu wissen, dass die Seele wieder rein ist, ist ein nachhaltig befreiendes Gefühl. Natürlich beichtet man nicht, um wissentlich wieder die gleichen Sünden zu begehen. Damit wäre die Beichte automatisch ungültig. Man muss das Getane bereuen. Deshalb ist mit jeder Beichte auch die Bitte verbunden, dass Gott uns die Kraft gebe, besser zu werden und der Versuchung leichter ausweichen zu können, um schließlich tatsächlich besser zu werden. 

			Unsere Feste, unsere liturgischen Kleider, unsere Kirchen und der Kirchenschmuck, all das sind äußere Zeichen einer sinnlichen, der Welt zugewandten Religion. Unser Glaube ist sowohl materiell als immateriell, Geist und Körper – was übrigens an Fronleichnam gefeiert wird. Der Körper ist der Tempel des Heiligen Geistes, deshalb darf er auch nicht zerstört, beschmutzt oder besudelt werden.

			Ich könnte es so formulieren: Das Jenseits ist die Verheißung, das Diesseits hält mich in Atem. Zum Diesseits gehören das Tätigsein und das Vergnügen. Es ist eine Binsenwahrheit, dass beides zusammenhängt. Ein kluger Freund zitiert dazu gern den Satz von Kant: „Der Hang zur Ruhe ohne vorhergehende Arbeit ist Faulheit.”

			Ein Tag ist für mich dann ein gelungener, wenn ich etwas geschafft habe, das ich mir vorgenommen hatte. Wenn ich nichts unnötigerweise verschieben musste. Das kann ein mühsames Telefonat sein oder eine sportliche Herausforderung, das kann ein langes Kapitel sein, welches man fertig lesen möchte, oder auch ein Krankenbesuch. Wichtig ist, nicht nur etwas für sich selbst zu tun, sondern einem anderen Menschen etwas Gutes zu erweisen. Ihn vielleicht sogar glücklich zu machen. Das befriedigt mich am allermeisten.

			Daneben gibt es ungeheuer viele Dinge, die mir Spaß machen. Oder, um es etwas vornehmer auszudrücken, die mir Vergnügen bereiten. Zum Beispiel der Sport. Am liebsten auf dem Wasser. Ob Windsurfen, Wasserski oder Wingfoilen: Ich liebe es, auf der Wasseroberfläche dahinzugleiten. Darin kommt wahrscheinlich eine ähnliche Art von Lebensfreude zum Ausdruck, wie Wale sie zeigen, wenn sie sich mit kräftigen Flossenschlägen aus dem Wasser katapultieren und wieder hineinfallen lassen. Es ist ein fröhliches Spiel mit dem Element.

			Ich passioniere mich für die Jagd. Das war jahrhundertlang das Privileg und eine Lieblingsbeschäftigung des Adels und gilt heute als anrüchig, ich weiß. Tierschützer sind dagegen. Das waidgerechte Erlegen und Aufbrechen eines Tieres ist aber allemal natürlicher als der Tod im Schlachthof. Überhaupt ist die Jagd die natürlichste Sache von der Welt, ein Grundprinzip des Lebens. Jede Tierdoku handelt von ihr. Als das englische Unterhaus 2002 ein Verbot der Fuchsjagd beschloss, haben mehr als 400000 Menschen in London dagegen protestiert. Es war die größte Demonstration der britischen Geschichte. Der Protest erfolgte parteiübergreifend. Der Parteichef der Konservativen, die seinerzeit die Opposition bildeten, erklärte, er wolle in einer Gesellschaft leben, die die Rechte aller respektiere, auch wenn einige diese als abstoßend empfänden. Wäre ich in London gewesen, ich hätte wohl mitdemonstriert. Allein schon, weil es um alte Tradition und typisch britische Lebensart ging.

			Ich liebe die Musik, ob ich nun selbst singe oder ins Konzert und in die Oper gehe. Das ist ein Grund, warum ich die Schlossfestspiele veranstalte und die meisten Konzerte natürlich selbst besuche. Ich mag besonders die Opern Richard Wagners. „Tannhäuser“, „Lohengrin“, „Parsifal“ und „Die Walküre“ sind meine Favoriten. Warum, weiß ich nicht, das ist genauso schwierig zu beantworten wie die Frage, warum man jemanden liebt. Ich mag aber auch Popmusik und House, ich liebe Schlager und bin Heino-Fan. Im Schloss steht immer noch ein Schlagzeug und erinnert mich an meine „Ära“ als junge Rockmusikerin. Ich kann mich für Geschichte begeistern, deshalb lese ich gerne darüber. Für Politik und Ökonomie interessiere ich mich – und natürlich auch für Menschen. Also ich bin nach wie vor begeisterungsfähig und kann mir die Impulse noch selber geben.

			Eine der wichtigsten Freiheiten und eines der großen Vergnügen ist natürlich das Reisen. Am liebsten reise ich in Europa. Weil ich die romanischen Sprachen beherrsche, bin ich besonders gern in Frankreich, Italien, Spanien und Portugal unterwegs. Dass eine Katholikin mit schöner Regelmäßigkeit Rom besucht, versteht sich wahrscheinlich von selbst. Den Winter verbringe ich am Strand in Kenia. Das ist natürlich eine ganz andere Welt als unsere, doch unglaublich spannend. Mir würde wirklich etwas fehlen, wenn ich nicht regelmäßig dorthin könnte. Ich meine, dass die Lebenskunst im Grunde darin besteht, die reizvollen Abwechslungen in ein gesundes Verhältnis zu den schönen Gewohnheiten zu bringen.

			Ich hatte seit jeher eine Schwäche für starke Motoren. Ich liebe schnelle Autos und Motorräder. Sie geben einem tatsächlich ein Gefühl von Freiheit, das ist nicht nur Marketinggerede. Einsteigen, den Motor anlassen, losfahren, irgendwohin ins Blaue – herrlich! Das Gegenteil des automobilen Menschen ist der Stubenhocker. Ich habe nichts gegen Stubenhocker, es befinden sich echte Genies darunter, aber ich bin eben keiner. Ich will regelmäßig raus. 

			In den 1980er-Jahren galt es noch als total emanzipiert und cool, wenn die Fürstin auf einer Harley Davidson vorfuhr. Heute ist das alles des Teufels, von wegen CO2-Ausstoß und so weiter. Wir sollen am besten nicht mehr automobil sein. Also auch nicht mehr autonom. In Deutschland kommt noch die sozialistische Form des Neides dazu, der Sozialneid. Der fragt bekanntlich: Warum hat die einen Ferrari, und ich habe bloß einen Golf? Am besten sollen alle das Gleiche besitzen. Der brillante Johannes Gross hat diese Mentalität spöttisch in einem Gleichnis zusammengefasst. „Christliche Barmherzigkeit: Wer zwei Mäntel hat, gebe dem, der keinen Mantel hat. Soziale Gerechtigkeit: Wer drei Mäntel hat, gebe dem, der einen hat.“ Die Amerikaner etwa kennen das nicht, die sagen: „Great car, ma‘am! Next year I'll make my first million and buy a car like that.” In Übersee weiß man besser als hier, dass gerade die Unterschiede eine Gesellschaft dynamisch machen.

			Nach meiner Wahrnehmung breitet sich zur Zeit eine neue Prüderie und Spießigkeit aus. Teilweise kommt sie aus den USA, teilweise ist sie hausgemacht. Die Genderisten und die Klimakleber, das sind puritanische Sekten, die allen anderen den Spaß verderben wollen. Die einen halten Komplimente für sexuelle Belästigung und behaupten, Männlichkeit und Weiblichkeit seien nicht natürlich, sondern von der Gesellschaft „konstruiert“. Die anderen wollen, dass wir nicht mehr verreisen, nicht mehr konsumieren und statt Fleisch Käfer oder Mehlwürmer essen. Überhaupt ist Ernährung für viele heute eine Art Ersatzreligion geworden, allerdings auf eine sehr unfrohe Weise. Diese Leute beschäftigen sich im Wesentlichen damit, was sie alles nicht essen dürfen. Das stelle ich mir wenig vergnüglich vor. Wir haben einen Gesundheitsminister, der kein Salz isst und behauptet, dass Alkohol ab dem ersten Glas schädlich ist. Immer mehr Zeitungsartikel belehren uns, dass alkoholische Getränke Gift seien und geächtet werden sollten. Es geht nicht mehr um Mäßigung, sondern um völligen Verzicht. Also auch auf Kulturgüter wie das Glas Wein zum Abendessen. Ich habe es nicht so mit dem Alkohol, doch ich trinke gern mal ein gutes Glas Rotwein. Für meine Begriffe gehört Wein auf eine gedeckte Tafel, sie sähe ohne Weingläser ein bisschen öde aus. Vielleicht werden wir es aber noch erleben, dass auf jeder Weinflasche, auch auf einem Château Pétrus, das Foto einer Trinkerleber abgebildet werden muss, so wie bei der Kampagne gegen das Rauchen.

			Ich kann leider nicht kochen, weil ich sehr jung geheiratet habe und mein Mann mir sagte, ich müsse nicht kochen können, weil er ja einen Koch beschäftigte. Er wollte stattdessen, dass ich mich bilde, damit ich mit den Gästen eine kultivierte Konversation führen kann. Aber da mein Mann ein Gourmet war und fast alle Sternerestaurants kannte, bin ich automatisch ebenfalls zur Feinschmeckerin geworden. Wir waren oft bei Eckart Witzigmann und im „Tantris“ bei Heinz Winkler. Dort habe ich meinen Gaumen schulen können.

			Mitunter werde ich gefragt, warum ich nach dem Tod meines Mannes 1990 nicht wieder geheiratet habe. Ob es nicht einsam sei, als Single in einem Schloss zu leben. Aber wie hätte das denn gehen sollen? Zwar erlaubt die katholische Kirche, nach dem Tod des Ehepartners noch einmal zu heiraten. Als Witwe gelten Sie für die Kirche als unverheiratet. Aber Johannes war der Mann meines Lebens. Wer hätte denn nach ihm kommen sollen? Das ist ganz unrealistisch. Wir hatten wunderschöne Jahre miteinander, und wenn Sie sich ein paar Seiten zurückerinnern, steht dort geschrieben, dass der Mensch nicht glauben soll, er habe ein Recht auf alles. So ist es eben.

			Außerdem bin ich nicht einsam. Ich habe ja eine Familie und Kinder. Die Kinder großzuziehen ist eine wunderschöne Aufgabe, aber sie erfordert auch Disziplin und Verzicht. Auch ein Ehemann erfordert viel Kraft, wenn man als Frau die Aufgabe, den Mann und die Kinder zu managen, wirklich ernst nimmt. Die Erziehung, die Motivation, das Finanzmanagement, die Freizeitgestaltung, die gesamte Organisation, da ist viel zu tun. Wenn man das gut machen will, kann das anstrengend werden. Ich habe das gern getan und war froh damit, und heute bin ich froh, dass ich mir den Tag so einteilen kann, wie ich das möchte. Zudem führe ich, wenn auch in kleinerem Rahmen, meinen Salon von früher weiter, empfange also regelmäßig interessante Gäste. Ich mag Menschen, die etwas Besonderes an sich haben oder mit denen ich eine Passion teile. Das können Sportler sein, Musik- und Kunstliebhaber, Künstler, Schriftsteller, Geistliche, was auch immer, das gesamte Spektrum.

			Noch vor wenigen Jahren war es in Deutschland selbstverständlich, dass Friede, Sicherheit und allgemeiner Wohlstand herrschen. Natürlich sehe ich auch, dass der Wohlstand zu einer gewissen Wohlstandsverwahrlosung geführt hat. Dieser haben wir den ganzen Genderquatsch, die Klimahysterie und die von allen Kathedern und leider auch vielen Kanzeln gepredigte Lehre von der Universalschuld des Westens zu verdanken. Das alles hat nur zur Ablenkung von den wesentlichen Problemen geführt. Wenn wir uns früher mit den echten Krisen beschäftigt hätten, wäre womöglich der Krieg in der Ukraine nie passiert? Wir wissen es nicht. Jedenfalls sind die guten Zeiten vorbei, und wir müssen jetzt durch ohne Not menschengemachte Krisenjahre durch. 

			Die Stimmung in Deutschland zur Zeit ist trübe. Doch wir müssen irgendwie aus der Krise herauskommen. Als eine Optimistin, die ich immer war und bin, halte ich es für wichtig, dass man sich von einer schlechten Lage nicht auch noch mental herunterziehen lässt. Das ist dasselbe wie mit der Unhöflichkeit: Es bringt einfach nichts. Wer der Welt höflich und heiter entgegentritt, kann auch scheitern, gewiss, aber er hat die Welt dabei ein bisschen höflicher und heiterer gemacht. Ich bin dagegen, die Dinge schönzureden, doch ich bin zugleich überzeugt, dass man die Situation mit einer positiven Weltsicht eher zum Besseren wendet als mit Pessimismus. Wenn es nicht besser wird, hat man es immerhin versucht. Das einzige Glück des Pessimisten besteht dann darin, Recht behalten zu haben; es ist ein schales Glück. 

			Das Leben ist ein Geschenk, und es ist schön. Zu allen Zeiten, auch den wirklich schlimmen, haben die Menschen geglaubt, gehofft, gelacht, sich geliebt und Kinder gezeugt. „Und sollst fröhlich sein vor dem Herrn“, heißt es im fünften Buch Mose. Das ist sozusagen der kategorische Imperativ von ganz oben, und deswegen habe ich dieses Kapitel an den Schluss des Buches gesetzt. 

			Mein Rat, mit dem ich schließen will, ist das, was ich mir immer sage, wenn es nicht gut läuft: Bleib, wie du bist, mach aus deiner Schwäche eine Stärke, und wenn du traurig bist, denke an etwas, das dir Freude macht. Immer heiter, Gott hilft weiter.
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